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Grul3wort von

Herrn Staatsminister

Dr. Marcel Huber zum
zehnjéhrigen Bestehen
des Bayerischen Landes-
amtes fur Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit
(LGL)

Bayerische Speisen und Getrénke sind fur ihren
guten Geschmack bekannt. Damit unsere Produkte
auch gesundheitlich unbedenklich sind, werden sie
laufend vom LGL Uberprift. Die Verbraucher haben
einen Anspruch darauf, vor gesundheitlichen Risiken
und Tauschungen geschutzt zu werden. Das gilt so-
wohl fir Lebensmittel, als auch fiir Kosmetika und
Bedarfsgegenstande.

Weitere Aufgabenschwerpunkte des LGL sind
humanmedizinische, pharmazeutische und praven-
tionsbezogene Fragestellungen. Darlber hinaus
auch die Tiergesundheit, von der Tierseuchen-
bekampfung tiber den Tierschutz bis hin zur Uber-
prifung von Tierarznei- und Futtermitteln. Das
Motto unserer Tierarzte lautet: gesunde Lebens-
mittel von gesunden Tieren.

Kurzum: Das Landesamt ist immer dann gefragt,
wenn es um die vorausschauende Analyse und Be-
wertung von gesundheitlichen Risiken und die Ent-
wicklung entsprechender Konzepte und Strategien
flr die Bevolkerung geht. Der Glassplitter im Fertig-
gericht oder der Nagel im Brot sind leicht festzustel-
len, kommen aber selten vor. Der Nachweis, ob ein
Fleischsalat Krankheitserreger enthalt, Farben mit
unzuldssigen Schwermetallen versetzt oder in Erd-
beeren Pflanzenschutzmittel Gber dem Grenzwert
vorhanden sind, bedarf dagegen umfangreicher Un-
tersuchungen. Rund 80 000 Laboruntersuchungen
allein von Lebensmitteln bewaltigt das LGL pro Jahr
und bewertet dabei die Produkte. Dazu kommen
weitere Aufgaben wie zum Beispiel der Betrieb der
zentralen Datenbank TIZIAN und das Qualitdtsmana-
gement fur die Uberwachung, die Entwicklung von




Impfkampagnen, infektionshygienische Begehungen
von Krankenhausern, die Gesundheitsberichterstat-
tung, die Erfassung meldepflichtiger Infektionskrank-
heiten und vieles mehr.

All diesen verantwortungsvollen Aufgaben widmet
sich das LGL nun schon seit zehn Jahren mit viel Er-
folg. Gegriindet am 01.01.2002 als Konsequenz aus
der BSE-Krise entstand eine moderne, interdiszipli-
nare, wissenschaftlich fundierte Behorde mit ver-
starkt konzeptioneller und beratender Tatigkeit flr
Politik und Verwaltung. Die Bayerische Akademie fur
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (AGL) wurde
am LGL als zentrale Bildungseinrichtung installiert,
um Aus-, Fort- und Weiterbildungen fir den Ge-
schaftsbereich des StMUG zu organisieren. Weitere
wichtige Stationen auf dem Weg des LGL waren
2005 die Eingliederung des Landesamtes flr Ar-
beitsschutz (LfAS), das die Gewerbeaufsicht unter-
stltzt und sich mit Fragestellungen des Arbeits-
schutzes befasst, sowie im Jahr 2006 der Aufbau
der Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit, die als
zentrale Anlaufstelle landesweit vertiefte Kontrollen
in groRen Lebensmittelbetrieben durchfihrt.

Die Weiterentwicklung des LGL aus den Landes-
untersuchungsamtern Sid und Nord von einem
,Untersuchungsamt” zu einer zentralen Fachbehor-
de fUr Lebensmittelsicherheit, Human- und Veteri-
narmedizin sowie Pharmazie und Arbeitsschutz
fhrte zu hochster Effizienz in einem breiten Auf-
gabenspektrum. Das machte sich nicht zuletzt in
krisenhaften Situationen wie beim Ausbruch der

Neuen Influenza A HIN1 im Jahr 2009 oder bei den
durch Lebensmittel Ubertragenen EHEC-Infektionen
im Frahjahr 2011 bezahlt. Das LGL prasentierte sich
hoch kompetent und leistete hervorragende Arbeit.

Die Bayerische Staatsregierung legt groRen Wert
auf die Sicherheit der Verbraucher. Dem LGL kommt
dabei hohe Bedeutung zu. Immer wieder zeigt sich,
dass die Menschen in Bayern dank der kontinuier-
lichen Arbeit der Uber 1000 LGL-Beschéftigten gut
geschltzt, transparent informiert und unabhangig
beraten sind.

Fir ihre engagierte Arbeit zum Wohle der bayeri-
schen Bevolkerung spreche ich allen LGL-
Mitarbeiterinnen und -Mitarbeitern meinen ganz
herzlichen Dank aus! Es ist eine verantwortungs-
volle und wertvolle Arbeit, die Qualitat sichert und
Vertrauen schafft.

Dr. Auber MdL

Bayerischer Staatsminister fir
Umwelt und Gesundheit



Grul3wort von

Frau Staatsministerin
Christine Haderthauer
anldsslich des zehnjéhrigen
Jubildums des
Bayerischen Landesamtes
ftir Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

es ist mir eine Freude, dem Bayerischen Landesamt
fir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zu sei-
nem zehnjahrigen Bestehen gratulieren zu dirfen.

Das Landesamt ist wichtig flr die Menschen in
Bayern. Denn es ist ein Garant fur Sicherheit und
Verlasslichkeit auf vielen zentralen Gebieten der
Daseinsvorsorge, etwa wenn es um die Untersu-
chung und Bewertung technischer Produkte und
chemischer Stoffe geht, aber auch bei der Praven-
tion von physischen und psychischen Gesundheits-
gefahren im Arbeitsalltag. DarlUber hinaus Uber-
nimmt das Landesamt mit seinem Landesinstitut flr
Arbeitsschutz und Produktsicherheit; umwelt-
bezogener Gesundheitsschutz viele wichtige
Querschnittsaufgaben fir die Gewerbeaufsicht.

Ich darf die Gelegenheit nutzen, mich im Namen
meines Hauses und der gesamten Bayerischen
Staatsregierung flr die gute und vertrauensvolle
Zusammenarbeit zu bedanken.

Ich wiinsche dem Bayerischen Landesamt fir Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit viel Erfolg bei
der Fortsetzung seiner verantwortungsvollen Arbeit.

Herzlichst, @,_,cz\_, 1 :

lhr
Christine Haderthauer

Bayerische Staatsministerin fir
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen




Ein Interview mit dem
LGL-Présidenten,

Dr. Andreas Zapf (iber
die Entwicklung einer
modernen Fachbehdrde

Pressestelle LGL: Herr Dr. Zapf, als heutiger Prasi-
dent des Landesamtes fir Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit waren Sie schon im Grindungsjahr
2002 maldgeblich an der Blaupause des LGL betei-
ligt. Welche der Ziele, die damals wohl vor allem
durch die BSE-Krise diktiert wurden, konnten durch
die Grindung des LGL aus heutiger Perspektive tat-
sachlich beférdert werden?

Zapf: Die Jahreswende 2000/2001 setzte mit den
ersten Fallen von BSE in Deutschland in der Tat eine
Entwicklung in Gang, die im gesamten Bundesge-
biet, ja in ganz Europa, die staatlichen Einrichtungen
des gesundheitlichen Verbraucherschutzes wie
kaum ein anderes Ereignis pragen sollten. Im Falle
des LGL ist dies aber nur ein Teil der Wahrheit.

Pressestelle LGL: Inwiefern?

Zapf: In Bayern wurde mit der Schaffung des LGL
selbstverstandlich auch den Notwendigkeiten Rech-
nung getragen, die durch das Auftreten von BSE an
die organisatorischen Rahmenbedingungen der Le-
bensmittel-, Futtermittel- und Veterinarkontrollen for-
muliert wurden. Hier haben wir insbesondere bisher
organisatorisch aber auch ortlich getrennte Behér-
den bzw. Behdrdenteile auf Landesebene zusam-
mengeflihrt, um der interdisziplindren Natur der sich
uns stellenden Aufgaben Rechnung zu tragen. Da-
riber hinaus haben wir aber auch versucht, aus der
Pflicht eine Tugend zu machen und haben viel weit-
reichendere Anderungen, die teilweise erst in den
kommenden Jahren spruchreif wurden, auf den
Weg gebracht. Die Idee, die die Griindung und Fort-
entwicklung des LGL ganz wesentlich gepragt hat,



war die Schaffung einer integrierten Fachbehdrde
fUr alle Themen der 6ffentlichen Gesundheit, ein Be-
griff, der hier sehr weit gefasst zu verstehen ist. Es
geht um die Gesundheit von Mensch und Tier mit all
ihren Einflussfaktoren im 6ffentlichen Raum.

Pressestelle LGL: Wie wurde das konkret
umgesetzt?

Zapf: Unter dem Dach des LGL wurde eine neue
Landesgesundheitsbehorde aufgebaut. Spater, im
Jahr 2005, haben wir eine Fusion mit den Bereichen
Arbeitsschutz und Produktsicherheit sowie Chemi-
kaliensicherheit auf den Weg gebracht. Eine starkere
Vernetzung mit der Vollzugstatigkeit der Vor-Ort-
Behorden wurde durch die Schaffung zweier

. Spezialeinheiten” flr Lebensmittelsicherheit 2006
und Krankenhaushygiene 2010 erreicht. Vor allem im
Falle der Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit ist
schon ein mehrjahriger Rickblick moglich — den man
bei aller gebotenen Objektivitat nur als Erfolgsge-
schichte bezeichnen kann.

Dieser Anspruch, ein kompetenter Ansprechpartner
in allen Fragen der 6ffentlichen Gesundheit flir Poli-
tik und Verwaltung zu sein, findet seine jlingste Fort-
setzung in dem aktuellen Aufbau eines Teams im
Bereich Versorgungsforschung und Gesundheits-
systemanalyse.

Pressestelle LGL: Damit wurde aber genau die ge-
genteilige Entwicklung vollzogen, die mit der Auf-
spaltung des ehemaligen Bundesgesundheitsamtes
vorgenommen wurde. Weshalb soll fir Bayern nicht
gelten, was flr den Bund gilt?
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Zapf: Zum einen ist das LGL mit knapp Gber 1000
Mitarbeitern nicht anndhernd so grof3, wie das
ehemalige BGA war. Hier Uberwiegen die Synergie-
effekte noch sehr deutlich. Das LGL konnte bei fort-
wahrendem Personalabbau im Vergleich zu den Vor-
gangereinrichtungen eine erhebliche Aufgabenmeh-
rung schultern, es ist somit effizienter geworden.
Zum anderen unterscheidet sich das Aufgabenspek-
trum einer Landesbehdrde deutlich von dem einer
Bundesbehorde. Vor allem bei der Unterstltzung
von Vollzugsbehorden in der Bewaltigung konkreter
Falle hat es sich als duRerst vorteilhaft erwiesen,
alle Informationen an einer zentralen Stelle zu bln-
deln, an der auch sofort auf Experten aus allen betei-
ligten Disziplinen zurlckgegriffen werden kann.

Pressestelle LGL: Sehen Sie noch eine Fortsetzung
dieses Prozesses in der Zukunft?

Zapf: Diese Festschrift zum zehnjahrigen Bestehen
des LGL zeigt ja bereits schlaglichtartig, welches
breite Themenspektrum wir heute abdecken. Fach-
lich ist das LGL in seiner jetzigen Form im gesamten
Bereich tatig, den ich unter einem weit gefassten
Public-Health Begriff verstehen mdchte, sodass vor
allem das stetige Optimieren von Strukturen und
Prozessen auch zukinftig notwendig sein wird, um
in unseren schnell voranschreitenden Fachgebieten
mit der Zeit gehen zu kdnnen.

Pressestelle LGL: Vielen Dank, Herr Dr. Zapf.

Das Interview fiihrte die LGL-Pressesprecherin
Katrin Grimmer.
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Krise & Chance

Wie viele Neuerungen, so entstand auch das LGL
unter dem starken Eindruck einer Krise, der BSE-
Krise. BSE hielt im Jahr 2001 ganz Europa in Atem,
und auch in Deutschland hat sich das Interesse an
Themen der Lebensmittelsicherheit schlagartig er-
héht, was zu strukturellen und organisatorischen
Veranderungen auf Bundes- und Landesebene flhr-
te. Auf Bundesebene wurde im Jahr 2001 der Ver-
braucherschutz dem neu gebildeten Bundesministe-
rium fUr Verbraucherschutz, Erndhrung und Land-
wirtschaft (BMVEL) angegliedert sowie im Jahr
2002 das Bundesinstitut fur Risikobewertung (BfR)
und das Bundesamt flr Verbraucherschutz (BVL)
gegrindet.

In Bayern reagierte man 2001 mit der Grindung des
damaligen Staatsministeriums flr Gesundheit, Er-
nahrung und Verbraucherschutz (StMGEV). Mit
Wirkung zum 1. Januar 2002 wurde fur zentrale Auf-
gaben das Bayerische Landesamt flir Gesundheit
und Lebensmittelsicherheit (LGL) neu geschaffen.
2003 wurden in Bayern die Bereiche Verbraucher-
schutz und Gesundheit und die Zusténdigkeit fir den
Umweltschutz im neu gebildeten Staatsministerium
fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
(StMUGV) zusammengefihrt, das nach der Land-
tagswahl 2008 den Namen Staatsministerium fUr
Umwelt und Gesundheit (StMUG) erhielt.

Heute, zehn Jahre danach, zeigt sich nicht zuletzt
am Beispiel des LGL, dass jeder Krise auch die
groRe Chance innewohnt, Strukturreformen auf den
Weg zu bringen. So konnte in Bayern mit dem LGL
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eine einheitliche interdisziplinare Fachbehdrde ge-
schaffen werden, die nicht nur alle Bereiche des ge-
sundheitlichen Verbraucherschutzes, also Futtermit-
telsicherheit, Tiergesundheit und Lebensmittel-
sicherheit unter einem Dach vereint, sondern mit
den Themengebieten offentliche Gesundheit, Pro-
duktsicherheit und Arbeitsschutz alle Bereiche des
Gesundheitsschutzes der Bevolkerung abdeckt. Da-
neben wurde das Tatigkeitsspektrum eines reinen
.Untersuchungsamtes” so erweitert, dass nunmehr
konzeptionelle und beratende Tatigkeiten fur Politik
und Kreisverwaltungsbehorden sowie eine Orien-
tierung an der Wissenschaft starker im Zentrum
stehen.

AuRRerdem konnten sowohl inhaltliche Synergie-
effekte als auch eine Konsolidierung der Standorte
(SchlieRung von Augsburg, Regensburg, Nirnberg
und Erlangen, Henkestrafde) fir eine Effizienzsteige-
rung genutzt werden.

Im Verlauf des zurlckliegenden Jahrzehnts hat das
LGL eine deutliche Ausweitung seines Aufgabenbe-
reiches erfahren, die sich in einer Vielzahl kleinerer
und groRerer Schritte vollzog (Meilensteine siehe
Anhang).

10 Jahre erlauben schon einen fundierten Rickblick
sowohl auf ,,Chance”, wie auf , Krise”. Zunachst die
Krise:




10 Jahre BSE

Die Bovine Spongiforme Enzephalopathie (BSE) ist
eine infektiése neurologische Erkrankung des
Rindes, die zur Gruppe der Transmissiblen spongi-
formen Enzephalopathien (TSE)-Erkrankungen ge-
hort und durch Ablagerungen des pathologischen
Prion-Proteins im Zentralen Nervensystem zu einer
Zerstorung des Hirngewebes flhrt. Infolge der lan-
gen Inkubationszeit sind nur erwachsene Tiere kli-
nisch betroffen. Das klinische Bild der BSE ist sehr
vielfaltig. Es konnen Stérungen in der Empfindlich-
keit, in der Bewegung und im Verhalten der Tiere be-
obachtet werden. Durch epidemiologische Studien
konnte zweifelsfrei ein Zusammenhang zwischen
der Verfltterung unzureichend erhitzter, mit BSE-
Erregern kontaminierter Futtermittel an Wiederkauer
und dem Ausbruch der Krankheit belegt werden. Die
Erkrankung wurde erstmalig 1985 in GrofRbritannien
nachgewiesen. In Deutschland wurde der erste
BSE-Fall 1992 bei einem importierten Rind festge-
stellt. Erstmalig im Jahr 2000 wurde ein in Deutsch-
land geborenes Rind mit positivem Ergebnis auf BSE
getestet. Insgesamt konnte in dem Zeitraum 2000
bis 2011 bei Uber 400 in Deutschland geborenen
Rindern BSE, davon 143 in Bayern, nachgewiesen
werden. Der bisher letzte Fall in Bayern trat im Jahr
2006 auf.

Epidemiologische und experimentelle Befunde
haben gezeigt, dass eine variante Form der Creutz-
feldt-Jakob-Krankheit (vCJK) des Menschen durch
den BSE-Erreger verursacht wird und Uber die Nah-
rungskette durch BSE-kontaminierte Produkte von
Rindern erworben werden kann. Wahrend in

Deutschland noch kein Fall von vCJK nachgewiesen
wurde, registrierte man in GroRbritannien bereits
173 vCJK-Todesfalle bis Oktober 2011.

Auf europaischer Ebene wurden zahlreiche MafRnah-
men zum Schutz der Gesundheit von Mensch und
Tier ergriffen, die fortlaufend den wissenschaftli-
chen Erkenntnissen angepasst werden. Zu den
wichtigsten Mafinahmen gehort das seit Anfang
2001 von der EU erlassene Verfltterungsverbot fr
tierische Proteine an Wiederkauer und andere Nutz-
tiere sowie die Entfernung und unschadliche Beseiti-
gung von Gewebe mit dem hdchsten Risikopotenzial
bei der Schlachtung, das sogenannte spezifizierte
Risikomaterial (SRM). Um den Eintrag des BSE-
Erregers in die Lebensmittelkette zu verhindern,
wurde ferner ein EU-weites BSE-Uberwachungspro-
gramm eingefihrt. In Deutschland wurden zunachst
alle Gber 24 Monate alten Rinder getestet. Ab dem
Jahr 2006 wurde das Testpflichtalter fir gesund
geschlachtete Rinder an die EU-Bestimmungen an-
gepasst und auf 30 Monate angehoben. Notge-
schlachtete und aufgrund anderer Ursachen veren-
dete oder getotete Rinder wurden weiterhin ab dem
24. Lebensmonat untersucht. Zum 1. Januar 2009
wurde das Testpflichtalter der gesund- und notge-
schlachteten Rinder sowie auch der verendeten oder
getoteten Rinder, die im Rahmen eines Monitoring-
programms untersucht werden, auf Uber 48 Monate
angehoben. Im Juli 2011 folgte eine erneute Anhe-
bung des Testpflichtalters flr gesund geschlachtete
Rinder auf 72 Monate.
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BSE-Untersuchungen

Nach den Vorfallen um BSE-Untersuchungen von
Stammhirnproben durch ein nicht nach der Tierseu-
chenerreger-Verordnung zugelassenes Privatlabor
sowie nach der Aufdeckung von Unregelmafigkei-
ten auch in anderen Bundeslandern wurde die Ver-
antwortung flr das System der BSE-Testung in Bay-
ern im Januar 2003 dem LGL Ubertragen. Infolge
dessen erhielten private Laboreinrichtungen den
Auftrag, unter der Verantwortung des LGL Untersu-
chungen von testpflichtigen Schlachtrindern vorzu-
nehmen. Die Proben aus dem Monitoringprogramm
wurden noch bis Ende 2006 im LGL-Labor unter-
sucht, dann ebenfalls in beauftragten Privatlaboren.
Die privaten Labore werden per Ausschreibungsver-
fahren ausgewahlt und vom LGL beauftragt sowie
regelmaldig kontrolliert. Das LGL sorgt flr einen rei-
bungslosen Ablauf der BSE-Untersuchungen von
der Probenabholung bis zur Befundbereitstellung in
der HI-Tierdatenbank. Eine wesentliche Saule ist
dabei die Uberwachung der Testdurchfiihrung durch
ein EDV-gestlitztes Labordatenscreening. Das Labor
Ubermittelt die von den amtlichen Tierarzten zur Ver-
fligung gestellten Schlachtdaten, die dazugehorigen
Platten- und Messdaten und den Laborbefund an
das Herkunftssicherungs- und Informationssystem
fur Tiere (HIT), welches die Plausibilitat der Daten
Uberprift und das Testergebnis freigibt. Die mit der
Schlachttier- und Fleischuntersuchung beauftragten
amtlichen Tierarzte kdnnen die Testergebnisse direkt
aus der HI-Tierdatenbank abrufen. Durch angekin-
digte und unangeklndigte Vor-Ort-Begehungen wird
Uberwacht, dass die privaten Labore die Nebenbe-
stimmungen in den Erlaubnisbescheiden einhalten.
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Das EDV-gestltzte Controlling am LGL, elektroni-
sches Labordatenscreening und die regelméaRigen
Vor-Ort-Kontrollen gewahrleisten ein hohes Quali-
tatsniveau der BSE-Untersuchungen in Bayern.

Bayernweit wurden seit Beginn der BSE-Uberwa-
chung insgesamt knapp 5,8 Millionen BSE-Tests
durchgeflihrt, davon circa 5,4 Millionen bei Schlacht-
rindern.

Die rlicklaufige Entwicklung der ermittelten BSE-
Falle spricht daflr, dass die eingeleiteten EU-Schutz-
mafRnahmen richtig waren und konsequent umge-
setzt wurden. Das Ziel der BSE-Eliminierung wird
aus Grinden des Verbraucherschutzes und des
Prinzips der Risikominimierung weiterhin verfolgt.

Als weitere Konsequenz der BSE-Krise wurde die
Futtermittellberwachung in Bayern umstrukturiert
und die amtliche Probenuntersuchung an das LGL
verlagert. Das VerfUtterungsverbot von tierischen
Proteinen an Nutztiere, die der Lebensmittelgewin-
nung dienen, stand in der letzten Dekade im Brenn-
punkt des 6ffentlichen Interesses. Nach einer anfang-
lich hohen Zahl an Untersuchungen und Beanstan-
dungen im Jahr 2001 (5400 Analysen mit 238 Bean-
standungen) belegen die Ergebnisse in den
Folgejahren den Erfolg der gesetzlichen Maflinahmen.
Bereits im ersten Jahr nach Einflihrung der intensiven
KontrollmafRRnahmen ist die Zahl der Beanstandungen
sprunghaft zurlickgegangen. In den letzten Jahren lag
die Zahl beanstandeter Proben bei maximal einer pro
Jahr, sodass die Zahl der Untersuchungen auf etwa
440 pro Jahr gesenkt werden konnte, ohne damit die
Futtermittelsicherheit zu gefahrden.




Krise & Chance
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Derzeit noch zu beanstandende Proben sind in der Re-
gel darauf zurlickzuflhren, dass dem Futtermittel an-
haftendes Ackerbodenmaterial zum Beispiel Spuren
von Nagerknochen enthélt oder dass es zum Beispiel
bei der Verwendung von Fischmehl zu Verschleppun-
gen in Futtermittel flr Nicht-Zieltierarten, wie Wieder-
kéauer, kommt.

Tierseuchenuberwachung

BSE unterstreicht die Bedeutung einer kontinuier-
lichen Uberwachung von bekannten und neu auftre-
tenden Tierkrankheiten und Zoonosen. Durch eine
grofde Bandbreite an pathologischen, virologischen,
bakteriologischen, serologischen und parasitologi-
schen Untersuchungen leistet das LGL hierzu einen
wichtigen Beitrag. Neben der diagnostischen Labor-
tatigkeit und der kontinuierlichen Weiterentwicklung
von Untersuchungsmethoden erarbeitet das LGL
Empfehlungen fir MaRnahmen in Form von Tierseu-
chennotfallplanen und unterstitzt die Veterinarbehor-
den im Fall von Tierseuchenausbriichen auch vor Ort.

So sind beispielsweise mit der Tilgung der terrestri-
schen Tollwut im Jahr 2008 und der Sanierung der
bayerischen Rinderbestande von dem Bovinen Her-
pesvirus Typ 1 (BHV-1) im Jahr 2011 in den letzten
Jahren weitere grolRe Erfolge in der Tierseuchenbe-
kdmpfung erzielt worden. Die schnelle Diagnose sel-
ten gewordener Infektionskrankheiten stellt auch kinf-
tig ein zentrales Ziel in der Tierseuchentberwachung
dar und wird am LGL durch gezieltes Monitoring - wie
etwa im Fall der Fuchstollwut - sowie durch gezielte
Untersuchungen bei Krankheitsfallen sichergestellt.
So wurden in den vergangenen zehn Jahren mithilfe
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pathomorphologischer, kulturell-bakteriologischer und
neu entwickelter molekularbiologischer Methoden
mehrere Ausbriiche von Tuberkulose (TBC) bei Rin-
dern, verursacht durch Mycobacterium caprae bezie-
hungsweise M. bovis, diagnostiziert. Im Jahr 2009
wurde aufgrund pathologischer Veranderungen die
Verdachtsdiagnose ,, Milzbrand” fir Todesfalle in zwei
oberbayerischen Milchviehbestanden gestellt und
durch weiterfiihrende Untersuchungen im Labor be-
statigt. Der Erreger, Bacillus anthracis, ist in der Lage,
aulBerst langlebige und umweltresistente Sporen zu
bilden, die aus gefallenen und vergrabenen Tierkada-
vern in den Boden gelangen und dort tber Jahrzehnte
lebensfahig bleiben. Seit der Einflihrung der Tierkor-
perbeseitigung ist diese anzeigepflichtige Tierseuche
in Mitteleuropa sehr selten aufgetreten. Die Beispiele
TBC und Milzbrand zeigen aber, dass in Einzelfallen je-
derzeit mit dem Wiederauftreten seltener Infektions-
krankheiten in Bayern gerechnet werden muss.

Die umfassende und nicht auf einzelne Krankheiten
ausgelegte Beurteilung von Tierkérpern im Rahmen
einer pathomorphologischen Untersuchung ermog-
licht es auch, neuartige und neu auftretende Erkran-
kungen zu beschreiben und Rickschlisse auf ihre
Entstehung und Ursache zu ziehen. Ein Beispiel
hierflr ist die im Jahr 2007 erstmals aufgetretene
Autoimmunkrankheit bovine neonatale Panzytopenie
(,Kalberbluten”). Zunehmende Bedeutung gewinnt
die pathomorphologische Untersuchung auch bei
fltterungs- und haltungsbedingten Erkrankungen so-
wie im Rahmen von tierschutzrelevanten Fallen, in
welchen oft erst durch die Sektion und histologische
Untersuchung Ausmafd und Dauer der Veranderun-
gen nachgewiesen werden konnen.




Die Bekampfung der Bovinen Virus Diarrhoe (BVD),
einer wirtschaftlich bedeutenden anzeigepflichtigen
Infektionskrankheit der Rinder, stellt seit Jahren
einen weiteren grofden Arbeitsschwerpunkt dar. Das
LGL ist seit seiner Griindung mafdgeblich an der
Konzeption des BVD-Bekampfungsverfahrens be-
teiligt und fihrte von 2005 bis 2010 das sogenannte
. Freiwillige Bekampfungsverfahren” in Bayern
durch. Parallel hierzu wurde in Kooperation mit der
Ludwig-Maximilians-Universitat Minchen der Ein-
satz von Ohrgewebestanzproben fir die Identifi-
kation von persistent infizierten (Pl) Kélbern ent-
wickelt und validiert. Seit Beginn des Jahres 2011
beruht auf diesem Verfahren die nun verpflichtende
Bekampfung der BVD Uber die Merzung der
Pl-Tiere.

Bereits 2006 wurde in Bayern die Uberwachung der
Influenza A-Infektionen (Vogelgrippe-Monitoring) in
Wildvogel- und Hausgefllgelpopulationen erfolg-
reich etabliert und mit groRem Aufwand durchge-
fUhrt. Zu den besonderen Herausforderungen der
letzten Jahre zahlte dann die Bewaltigung des
H5N1-Geflugelpestgeschehens 2007. Damals flhrte
das LGL die begleitende Diagnostik in Ausbruchs-
und Kontaktbetrieben durch und leistete Unter-
stltzung bei der notwendigen tierschutzgerechten
Totung der Tiere aus infizierten Bestanden. Dabei
kamen unter anderem die mobilen Elektrotdtungs-
anlagen zum Einsatz, die das Land Bayern ange-
schafft hatte.

Als EDV-Kopfstelle betreut das LGL das Tierseu-
chennachrichtenprogramm TSN fir die gesamte
bayerische Veterindrverwaltung und war mafsgeblich

an der Entwicklung und Bereitstellung eines in TSN
integrierten Krisenverwaltungsprogramms im Jahr
2008 beteiligt.

Das Auftreten und die erfolgreiche Bekdampfung ei-
nes unerwartet nach Holland eingeschleppten Blau-
zungenvirus vom Serotyp 8 (BTV-8), stellte neben
der Gefllgelpest eine weitere grol3e Herausforde-
rung in den Jahren 2006 bis 2009 dar. Die effektive
VirusUbertragung durch heimische Mucken zeigte,
dass sich auch exotische Tierseuchen, wie die Blau-
zungenkrankheit, rasch zur Epidemie entwickeln
kénnen und nur durch konsequente Impfkampagnen
beherrschbar sind. Es wurde zugleich deutlich, wie
wichtig die standige Weiterentwicklung diagnosti-
scher Methodik und die Sensibilisierung flr neue
oder wiederkehrende Erreger flr eine effektive Pra-
vention und Bekdmpfung von Tierseuchen und fir
die kinftige Gesunderhaltung unserer Nutztierbe-
stéande in Bayern sind.

Fazit

Die bayerische Veterinarverwaltung ist in der zurtick-
liegenden Dekade an ihren Aufgaben sichtlich ge-
wachsen. BSE, Vogelgrippe und andere Tierseuchen
sind unvorhersehbare teils bedngstigende aulkere
Rahmenbedingungen unseres Handelns. Diese je-
doch nicht zugleich als Chance zu begreifen und das
kiinftige Handeln danach auszurichten ware fahrlas-
sig. Strategisches HANDELN und organisatorische
Anpassung an aufdere Rahmenbedingungen durch-
ziehen daher die junge Geschichte des LGL.
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Handeln

Die Griindung des LGL war Teil der tiefgreifenden
organisatorischen Eingriffe, die gleichermalRen auf
europaischer, deutscher und bayerischer Ebene um-
gesetzt wurden um den durch BSE offenbarten
Handlungsnotwendigkeiten Rechnung zu tragen. Im
Verlauf der kommenden Jahre sollte es aber noch
eine Vielzahl weiterer aufderer Faktoren geben, die
das LGL zum einen zum Handeln zwangen, ihm aber
zum anderen dadurch auch stdndig neue Chancen
boten, Uberfliissiges auszusortieren, Verkrustetes zu
sprengen und Neues zu schaffen.

Uberwachung, Europarecht und Ausbildung sind drei
Bereiche, in denen exemplarisch ein Ruckblick gege-
ben werden soll, wie das LGL sein Handeln fortlau-
fend an duRere Notwendigkeiten aber auch im Rah-
men der sich dadurch ergebenden Moglichkeiten an-
gepasst hat.

Die seit Bestehen des LGL eingeleiteten Struktur-
anderungen in der bayerischen Lebensmittelliiberwa-
chung sind ein Beispiel flr strategisches Handeln,
auf das heute schon ein mehrjahriger Rickblick
moglich ist.

Uberwachung

Im Laufe des Jahres 2006 wurden in Bayern
mehrere Félle aufgedeckt, in denen nicht mehr zum
Verzehr geeignetes Fleisch in den Verkehr gelangt
war. Die Medien haben im Rahmen der ausfihr-
lichen Berichterstattung tber diese Ereignisse den
plakativen, aber auch wenig differenzierten Begriff
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.Gammelfleischskandal” gepréagt. Das LGL war an
der Aufarbeitung der genannten Vorkommnisse in
vielfaltiger Weise beteiligt. Zunachst galt es — wie
auch schon bei friiheren Sonderaktionen — die Unter-
suchung und Beurteilung einer erheblichen Anzahl
aulRerplanméaRiger Proben sicherzustellen. Im Rah-
men des EU-Schnellwarnsystems fir Lebens- und
Futtermittel informierte das LGL die EU-Kommission
und die anderen Mitgliedstaaten Uber gravierende
Falle. Darlber hinaus leistete die vom LGL geleitete
»Sonderkommission Wild"” einen wesentlichen
Beitrag zur Aufklarung der Unregelmafigkeiten bei
einem Wildfleisch verarbeitenden Betrieb in
Niederbayern.

Vor dem Hintergrund der erheblichen lebensmittel-
rechtlichen VerstoRRe kiindigte der damalige bayeri-
sche Staatsminister fir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz Dr. Werner Schnappauf am

31. Januar 2006 in einer Rede vor dem Bayerischen
Landtag die Einrichtung einer , Spezialeinheit
Lebensmittelsicherheit” (SE) an. Zur Umsetzung
erarbeitete ein Planungsstab unter dem Vorsitz des
heutigen Vizeprasidenten Dr. Schick am LGL ein
entsprechendes Konzept, dem der Ministerrat im
Mai 2006 zugestimmt hat. Die SE hat ihre Arbeit am
1. Juli 2006 aufgenommen und wurde mit der am
30. September 2006 in Kraft getretenen Anderung
der Verordnung Uber die Einrichtung der Bayerischen
Landesamter fir Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit sowie fir Umwelt (Landesamterver-
ordnung — LAV-UGV) auch rechtlich verankert.




Spezialeinheit Lebensmittel-
sicherheit

Die Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit wurde
2006 organisatorisch in das LGL eingegliedert; es
wurde weder eine neue Behdrde noch eine neue
Verwaltungsebene geschaffen. Seit der Neustruktu-
rierung des LGL im Jahr 2009 bildet sie eine eigen-
standige Abteilung, das Landesinstitut Spezialeinheit
Lebensmittelsicherheit. Durch die Spezialeinheit mit
ihren naher am Vollzug orientierten Tatigkeitsfeldern
haben sich Aufgabenspektrum, Kompetenzen und
Zustandigkeiten des LGL erheblich ausgeweitet.
Neben der Untersuchung und Beurteilung von
Lebensmittelproben, die nach wie vor Kernaufgaben
sind, kamen mit der Schaffung der SE auch die
Durchfihrung von Betriebskontrollen, die fachliche
und rechtliche Beratung der Vor-Ort-Behérden und
die Entwicklung von Konzepten und Strategien fur
die amtliche Lebensmitteltiberwachung hinzu.

Die amtliche Lebensmittelliberwachung ist in
Deutschland Landersache. In Bayern agiert das
Bayerische Staatsministerium fir Umwelt und Ge-
sundheit als oberste Landesbehorde und leitet den
Geschéftsbereich. Flr den Vollzug des Lebensmittel-
rechts sind grundsatzlich die Kreisverwaltungsbehor-
den, also die kreisfreien Stadte oder Landratsamter,
zustandig. Die Regierungen Uben die Rechts- und
Fachaufsicht lber die Kreisverwaltungsbehorden
aus und sind zustandig fur die Zulassung von Betrie-
ben. Daneben wurde als vollig neues Element die
Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit in die amtliche
Lebensmittelliberwachung integriert. Die SE verfligt
dabei im Bereich Lebensmittel Uber eigene Vollzugs-

kompetenzen. Sie hat zum Beispiel Betretungsrecht,
Recht zu Probenahmen und Sicherstellungen.

Die SE umfasst im Bereich Lebensmittel vier Sach-
gebiete. Neben den Sachgebieten SE 1 (Rechts- und
Grundsatzfragen, EU-Schnellwarnsysteme) und SE 2
(Planung, Koordination, TIZIAN) sind die beiden
Sachgebiete SE 3 und SE 4 fur die Betriebs- und Pro-
duktionshygiene in Stid- und Nordbayern zustandig.

Der Bereich Tiergesundheit der SE mit den drei
Sachgebieten Tierseuchen, Tierschutz und Tierarz-
neimittel ist seit einer Umstrukturierung des LGL im
Jahr 2009 in der neugeschaffenen Abteilung TF an-
gesiedelt und arbeitet eng mit dem Bereich Lebens-
mittel der SE zusammen. Wie das gesamte LGL ist
auch die SE an den verschiedenen Standorten pra-
sent, fUr die vielfaltigen Aufgaben stehen ihr mittler-
weile einschlieRlich des Bereichs Tiergesundheit
Uber 90 Mitarbeiter zur Verfligung.

Die SE ist die zentrale Anlaufstelle in Bayern fir alle
Fragen der Lebensmittelsicherheit. Sie verfolgt ei-
nen interdisziplindren Ansatz. In ihr arbeiten insbe-
sondere Tierarzte, Lebensmittelchemiker, Lebens-
mitteltechnologen, Agraringenieure, Okotropholo—
gen, Lebensmittelkontrolleure, EDV-Spezialisten und
Juristen zusammen. Sie unterhélt laufend intensive
Kontakte zu anderen Behorden wie Staatsanwalt-
schaften, Polizei und Zoll. Dadurch entstehen viel-
faltige Moglichkeiten zur Zusammenarbeit. Die Mit-
arbeiter haben unter anderem auch die Gelegenheit,
durch Hospitationen bei den Polizei- und Zollbe-
hérden einen Einblick in deren Arbeitsweise und
dadurch neue Erkenntnisse fiir die eigene
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Uberwachungstatigkeit zu erlangen. Dies ist niitzlich
bei Vernehmungen oder bei der Analyse von Waren-
stromen. DarUber hinaus brachten in den vergange-
nen finf Jahren auch Beamte anderer Behdrden wie
Gewerbeaufsicht und Kriminalpolizei ihre Fachkennt-
nisse im Rahmen einer Amtshilfe ein.

Betriebskontrollen

Den vordergriindig groRten Aufgabenbereich der SE
stellen die gemeinsam mit den Behorden vor Ort
durchgefiihrten Betriebskontrollen im Bereich Le-
bensmittel sowie deren Auswertung dar. Neben
Schwerpunktkontrollen im Rahmen von Projekten
koénnen auch spezielle Anlasse wie Verbraucherhin-
weise oder Anforderungen durch eine Vor-Ort-Be-
horde oder die Staatsanwaltschaft dazu flihren, dass
die Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit einen Be-
trieb kontrolliert. Auch auffallige Untersuchungser-
gebnisse im LGL oder Félle aus den EU-Schnell-
warnsystemen kdnnen Anlass flr eine gemeinsame
Kontrolle mit der Spezialeinheit sein. Zudem ist das
zum 1. Januar 2008 eingeflihrte Kontrollprogramm
Lebensmittelsicherheit ein fester Bestandteil der
Kontrolltatigkeit. Das LGL hat das Konzept zu diesem
Programm unter Einbeziehung der Regierungen erar-
beitet. Es zielt darauf ab, Lebensmittelbetriebe mit
Uberdurchschnittlich hohen oder komplexen Risiken
angemessen zu kontrollieren und damit einen we-
sentlichen Beitrag zur Optimierung der Lebensmit-
telsicherheit zu leisten. Das Kontrollprogrammm wird
federfihrend durch die Kreisverwaltungsbehoérden
umgesetzt und vollzogen. Diese beteiligen dabei die
Spezialeinheit sowie — zumindest bei zulassungs-
pflichtigen Betrieben — auch die Regierungen.




Im Rahmen der Kontrollen setzt die SE erweiterte
Kontrollteams ein. Dies wird insbesondere dadurch
moglich, dass die SE nicht mit der Regellberwa-
chung belastet ist und Uber einen gréReren und
starker spezialisierten Personalkdrper als die Vor-
Ort-Behdrden verflgt. Die personelle Starke der
Kontrollteams richtet sich nach Betriebsgrofde und
-art. Im Rahmen eines integrierten Ansatzes werden
bei grofden Betrieben in der Regel Untergruppen ge-
bildet, die spezielle Aspekte wie einzelne Produkti-
onsabschnitte, Betriebshygiene, Dokumentenkont-
rolle, Nachverfolgung von Warenstromen, tierische
Nebenprodukte oder Tierschutz — etwa in Schlacht-
hoéfen — Gberprifen. Ferner werden die Kontrollen
der SE mit einer erhdhten Kontrollintensitat durchge-
fuhrt. Durch die starkere Spezialisierung der Kontrol-
leure, ihre interdisziplindre Ausrichtung, die bayern-
weiten Vergleichsmdglichkeiten, die grofseren
Teams und langeren Kontrollzeiten kann eine hdhere
Kontrolltiefe erreicht werden. Die Verwaltungsange-
horigen der SE, die im AufRendienst bei Lebensmit-
telkontrollen eingesetzt werden, sind seit 1. Februar
2007 unter Erflllung bestimmter Voraussetzungen
zudem Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft,
allerdings nur bezogen auf die Einhaltung lebens-
mittelrechtlicher Vorschriften.

Durch die Moglichkeit, bayernweit Betriebe zu kont-
rollieren, bieten sich der SE deutlich bessere Ver-
gleichsmaoglichkeiten zwischen den Betrieben einzel-
ner Branchen. Damit kann sie sich zum Beispiel
einen guten Uberblick tber die Arbeitsweisen der in
Bayern ansassigen wildverarbeitenden Betriebe ver-
schaffen, wahrend eine Kreisverwaltungsbehdrde
allenfalls einen einzigen Betrieb dieser Branche in

ihrem Zusténdigkeitsbereich hat. Die umfassende
Vergleichsmaoglichkeit erlaubt es, bayernweit und
einheitlich einen ordnungsgemalRen Betriebsablauf
aufzuzeigen und einen einheitlichen Vollzug sicherzu-
stellen.

Zusatzlich arbeitet die SE eng mit den fir die Unter-
suchungen der Lebensmittelproben zustandigen
Landesinstituten zusammen. Hierdurch wird eine op-
timale Verzahnung zwischen den Erkenntnissen aus
Laboruntersuchungen sowie dem Sachverstand der
zahlreichen am LGL tatigen Experten der verschie-
denen Fachdisziplinen einerseits und der mehr am
Vollzug und der Optimierung von Kontrollkonzepten
orientierten Tatigkeit der SE andererseits erreicht.

Multiplikator

Neben der Kontrolle einzelner Betriebe gehort es
aber auch zu den Aufgaben der SE, die Ergebnisse
der Kontrollen betriebsibergreifend auszuwerten, in-
dem sie sich einen Uberblick tber die Situation in
den verschiedenen Lebensmittelbranchen verschafft
und dort vorhandene Schwachpunkte aufspdrt. Im
Rahmen einer Schwachstellenanalyse werden die in
den Betrieben einer Branche festgestellten, gleichar-
tigen und wiederholt auftretenden Mangel in Méan-
gelkategorien zusammengefasst und anschlieRend
im Hinblick auf gemeinsame Ursachen analysiert. Be-
rlcksichtigt werden dabei zum Beispiel Betriebsart,
-struktur und -gréRe. Bisher flhrte die Spezialeinheit
eine Schwachstellenanalyse unter anderem fir
Schlachthofe, wildverarbeitende Betriebe, Backerei-
en und Brauereien durch. Sofern sich Anhaltspunkte
fir gehauft auftretende, vergleichbare Problemstel-
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lungen ergeben, entwickelt die SE in weiteren Schrit-
ten Losungskonzepte und erarbeitet mogliche Abhil-
femafinahmen. Dazu gehoren die Erstellung von
Qualitdtsmanagement-Dokumenten (zum Beispiel
verbesserte Checklisten fir Betriebskontrollen) und
die zielgerichtete Schulung des Uberwachungsperso-
nals, um die Lebensmitteliberwachung in der Flache
zu optimieren und maoglichst effizient zu gestalten.
Darlber hinaus werden in Gesprachen mit Verban-
den die ermittelten Schwachstellen erértert, um die
Betriebe hierflr zu sensibilisieren und eine nachhalti-
ge Mangelbeseitigung zu erreichen.

Die Kontrolltatigkeit der SE stellt aber nur einen Teil
der dort angesiedelten Aufgaben dar. Die SE unter-
stltzt und berat die Vollzugsbehorden vor Ort bei
fachlichen und rechtlichen Fragestellungen aus den
Bereichen Lebensmittelsicherheit und Tiergesund-
heit. Dies erfolgt auf vielfaltige Art und Weise, zum
Beispiel in Form von Stellungnahmen zu Anfragen,
in der Organisation und Durchfihrung von Arbeits-
kreisen, in der Ausarbeitung von Konzepten, Check-
listen und Verfahrensanweisungen (wie zur Kontrolle
von Wildbetrieben), in der rechtlichen Unterstltzung
bei Fragen des Lebensmittelrechts sowie seit 2010
in der Unterstltzung der Regierungen bei der Bear-
beitung von Zertifizierungen beim Export von Le-
bensmitteln tierischen Ursprungs.

Daneben wertet die SE Erkenntnisse zur Lebensmit-
telsicherheit aus und identifiziert potenzielle Risiken
und Probleme produkt- (zum Beispiel Acrylamid in
Lebkuchen ) oder branchenbezogen (etwa Kuhl- und
Gefrierhduser). Auf dieser Grundlage erarbeitet sie
entsprechende Risikobeurteilungen und leitet risiko-
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orientiert Kontrollschwerpunkte ab. Sie erstellt hier-
zu auch in Eigeninitiative Projekte, in deren Rahmen
insbesondere spezifische Checklisten fir die Kontrol-
len der Vor-Ort-Behorden erarbeitet werden. Diese
werden allen betroffenen bayerischen Behdorden flr
ihre tagliche Arbeit zur Verfigung gestellt. Damit soll
eine Optimierung und Vereinheitlichung der Kontrol-
len erreicht werden.

Die SE unterstltzt das zustédndige Fachministerium,
das Bayerische Staatsministerium fir Umwelt und
Gesundheit (StMUG) in allen Fragen der Lebensmit-
telsicherheit, der Lebensmittellberwachung sowie
des Lebensmittelrechts. Hierzu werden Stellungnah-
men zu Gesetzentwdrfen erstellt oder Konzepte zur
Lebensmittelliberwachung erarbeitet. In Krisenfallen
Ubernimmt die SE aufRerdem in Abstimmung mit
dem StMUG koordinierende Krisenmanagementauf-
gaben, wie etwa die Blindelung, Sichtung, Auswer-
tung und Aufbereitung von Informationen auf Lan-
desebene oder die Koordination der MaRnahmen
und Probenahmen der Lebensmitteliberwachungs-
behérden vor Ort. Fir den Verbraucher werden zum
Beispiel Informationen auf der Internetseite des LGL
zusammengestellt und Hotlines eingerichtet.

Weitere Aufgaben der SE sind unter anderem die Pub-
likation von offentlichen Warnungen und Verbraucher-
informationen auf der Internetseite des LGL (sowie
auf www.lebensmittelwarnung.de), die Betreuung
einer Verbraucherhotline am LGL fUr Hinweise aus der
Bevolkerung auf VerstdRe gegen das Lebensmittel-
recht sowie seit 2009 die Betreuung der bayernweiten
gemeinsamen Software TIZIAN fir die Veterinar-,
Lebensmittel- und Futtermittelliberwachung.




Eine besondere Schnittstellenfunktion im Vollzug
des Lebensmittelrechts hat die SE in ihrer Aufgabe
als Kontaktstelle Bayerns im ...

EU-Schnellwarnsystem fiir Lebens-
und Futtermittel

Bei der heutigen stark internationalen Verflechtung
der Warenstrome in der Lebensmittelwirtschaft
kann eine effektive amtliche Uberwachung der
Lebensmittelsicherheit im EU-Binnenmarkt nur
gelingen, wenn alle beteiligten Behorden Uber die
Staatsgrenzen hinweg eng zusammenarbeiten.

Zu diesem Zweck wurde mit dem Europaischen
Schnellwarnsystem fir Lebens- und Futtermittel
.RASFF"” (Rapid Alert System for Food and Feed)
ein System zum raschen Informationsaustausch
zwischen EU-Mitgliedstaaten geschaffen, Uber das
Erkenntnisse zu Lebens- und Futtermitteln Gbermit-
telt werden, von denen (madglicherweise) eine erns-
te Gefahr fir die menschliche oder tierische Gesund-
heit ausgeht.

Die rechtliche Grundlage fir das RASFF findet sich
in der sogenannten Basisverordnung VO (EG)

Nr. 178/2002. Weitere Vorschriften zur Durchfih-
rung des RASFF enthélt die VO (EG) Nr. 16/2011.

In Deutschland existiert neben der nationalen Kon-
taktstelle am Bundesamt fir Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) in jedem Bundesland
eine eigene Kontaktstelle.
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Deutschland

2006 53 75 419 240 2923 3845
2007 43 73 377 305 2976 4339
2008 39 52 433 359 3099 3975
2009 52 80 416 419 3322 4767
2010 50 80 397 366 3358 5224
2011 52 63 425 407 3812 5345

Meldeauftkommen im gesamten RASFF seit 2006

(Quelle: Jahresberichte der EU-Kommission)




Seit 1. Februar 2005 nimmt die Aufgabe der Kon-
taktstelle Bayern ein eigenes Sachgebiet im LGL
wabhr, das 2006 in die neugegriindete Spezialeinheit
Lebensmittelsicherheit (SE) eingegliedert wurde.
Mit der Verlagerung dieser Aufgabe vom damaligen
Staatsministerium fir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz (StMUGV) zum LGL hat sich
auch das Tatigkeitsprofil des LGL deutlich erweitert.
Die RASFF-Kontaktstelle am LGL ist zentraler
Ansprechpartner in Bayern in allen EU-Schnell-
warnungen betreffenden Fragen fir das StMUG, die
Bezirksregierungen und die Kreisverwaltungsbe-
horden, aber auch fir das BVL und Ministerien so-
wie nachgeordnete Behdrden der anderen Bundes-
lander.

In der RASFF-Kontaktstelle am LGL werden alle
eingehenden Meldungen gesichtet und ausgewer-
tet. Im Jahr 2011 waren dies Uber 9.000 RASFF-
Meldungen.

Werden erstmalig Erkenntnisse zu einem Lebens-
oder Futtermittel eingestellt, von dem eine ernste
Gefahr flr die menschliche oder tierische Gesund-
heit ausgeht, wird eine Originalmeldung mit eigener
Kennziffer generiert.

Uber die Ergebnisse von MaRnahmen sowie Uber
ermittelte Vertriebswege etc. werden die Beteiligten
des RASFF in Form von Folgemeldungen

informiert.

In allen Fallen, in denen die betroffenen Lebensmit-
tel in Bayern bereits auf dem Markt sind, werden die
Informationen Uber die Regierungen an die

zustandigen Behorden vor Ort weitergegeben und
die erforderlichen MaRRnahmen eingeleitet und koor-
diniert (zum Beispiel die Entfernung betroffener
Lebensmittel aus dem Verkauf und die Uberwa-
chung von Ruckrufaktionen). Sind bayerische Unter-
nehmen (Hersteller, Importeure, GroRhandler) be-
troffen, werden die weiteren Vertriebswege der
fraglichen Lebensmittel ermittelt, Warenrlckrufe
eingeleitet, Ursachen fir die entsprechenden Be-
anstandungen ermittelt und geeignete Abhilfe-
mafinahmen ergriffen.

Werden in Bayern Befunde Uber Lebens- oder
Futtermittel, die ein Risiko fUr die menschliche oder
tierische Gesundheit bedeuten, bekannt — zum Bei-
spiel durch Untersuchungen des LGL — erstellt die
RASFF-Kontaktstelle am LGL entsprechende Mel-
dungen fur Bayern, die in das Schnellwarnsystem
eingestellt werden. Von Bayern wurden jahrlich circa
50 Originalmeldungen flr das RASFF erstellt.

Neben dem geschilderten Schnellwarnsystem fir
Lebens- und Futtermittel wird durch die Kontakt-
stelle Bayern auch noch ein weiteres, auf der Pro-
duktsicherheitsrichtlinie beruhendes EU-Schnell-
warnsystem (Rapid Alert System for Non-Food
Products, RAPEX = Rapid Exchange), betreut.

Hier werden Félle gemeldet, bei denen von der
stofflichen Zusammensetzung kosmetischer Mittel
oder sonstiger Bedarfsgegenstande (Bekleidung,
Spielzeug, Reinigungsmittel) eine ernste Gefahr flr
Verbraucher ausgehen kann.
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Die geschilderten Schnellwarnsysteme stellen ein
effektives Mittel dar, mit dessen Hilfe sehr rasch
Informationen Uber moglicherweise von Lebens-,
Futtermitteln oder sonstigen Verbraucherprodukten
ausgehenden Gefahren fur die menschliche Gesund-
heit zwischen allen beteiligten Staaten ausgetauscht
werden kénnen.

Durch die Ansiedelung der bayerischen RASFF- und
RAPEX-Kontaktstelle in der Spezialeinheit Lebens-
mittelsicherheit sind diese eng angebunden an die
Kontrolleure der SE. Dies ist zum einen von Vorteil im
Fall von brisanten Einzelfallen, bei denen Kontrolleure
die zustandigen Behorden bei der Abarbeitung von
Schnellwarnféllen konkret unterstlitzen kdnnen, als
auch durch die Umsetzung der aus dem RASFF und
RAPEX gewonnenen Erkenntnisse durch die SE zum
Beispiel in Form von Kontrollschwerpunkten und
Projekten.

Durch die oben genannten Synergieeffekte (, kurze
Wege") und die enge Zusammenarbeit der SE mit
den Laborbereichen kann das LGL die bayerischen
Behorden beim Aufarbeiten von Problemfallen im
Bereich der Lebens- und Futtermittelmittelsicherheit
umfassend unterstltzen.

Eng mit der Uberwachung im Bereich Lebensmittel-
sicherheit verwoben sind tiergesundheitliche Uber-
wachungsaufgaben. Auch hier hatte das LGL in der
vergangenen Dekade eine Vielzahl von Herausforde-
rungen zu bewaltigen.

Futtermittelsicherheit

Neben dem Verfltterungsverbot wurde die Futter-
mittellberwachung in Bayern in den letzten Jahren
mit einer steigenden Zahl neuer Aufgaben konfron-
tiert. Dabei sind die missbrauchliche Verwendung
von Tierarzneimitteln, die Kontamination mit patho-
genen Mikroorganismen wie Salmonellen, mit
Schwermetallen oder Pestiziden und die Verwen-
dung von nicht zugelassenen gentechnisch veran-
derten Produkten beispielhaft zu nennen. Ein aktuel-
ler Schwerpunkt ist die Kontamination von Futtermit-
teln mit Dioxinen, dioxindhnlichen und nichtdioxin-
dhnlichen PCBs. In den ersten beiden Jahren der
Dekade wurden im Europédischen Schnellwarnsys-
tem (RASFF) mehr als 20 Dioxin-Félle gemeldet.
Diese Zahl sank aber in den Folgejahren stark ab.
Erst mit dem Dioxin-Fall zu Beginn des Jahres 2011
erreichte die Zahl der Meldungen und Folgemeldun-
gen fast wieder den friheren Hochststand. Dioxin-
Kontaminationen haben nicht immer eine illegale
Verwendung von Stoffen als Ursache. Oft flihren un-
geeignete Rohstoffe, Verfahren oder Gerate bei der
Herstellung unwissentlich zur Kontamination des
Futtermittels und tber die Nahrungskette zur Anrei-
cherung im Lebensmittel. FUr Bayern ist aus den Un-
tersuchungszahlen des LGL kein kontinuierlicher An-
stieg der Kontaminationen abzuleiten.

Tierarzneimitteln

Im Rahmen des Verbraucherschutzes werden die
Anwendung und der Handel mit Tierarzneimitteln
behdérdlich Gberwacht. Schwerpunkte der Uberwa-
chungstatigkeit sind tierarztliche Hausapotheken und
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Hofe mit Nutztieren, die der Lebensmittelgewinnung
dienen. Bundesweit wird in der Veterindrverwaltung
hierzu das Arzneimittelmodul des EDV-Software-
systems BALVI verwendet, an dessen Erstellung
und Weiterentwicklung das LGL mafgeblich betei-
ligt ist. So vertritt das LGL im Auftrag des StMUG
das Land Bayern in der BALVI-Tierarzneimittel-
Landerarbeitsgruppe. Das LGL entwickelt und pflegt
unter anderem den umfangreichen VerstoRarten-
katalog, in dem die VerstofR- und Anordnungstexte
sowie die rechtlichen Begriindungen fir die ange-
ordneten Mafinahmen hinterlegt sind und der bun-
desweit dem BALVI-Tierarzneimittelmodul als Quell-
datei zugrunde liegt. Ein weiterer Schwerpunkt der
Arbeit besteht in der Weiterentwicklung des Pro-
gramms, um seine Anwenderfreundlichkeit sicher-
zustellen. So wurde die Dateneingabe optimiert und
an die bayernweit geltenden QM-Dokumente zur
Datenerhebung angepasst.

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt besteht in der
Steuerung behordlicher Arzneimittelabgabeverfah-
ren. Im Rahmen des jahrlich durchgefihrten und von
der EU kofinanzierten Verfahrens zur Bekdmpfung
der Varroamilbe der Bienen, koordiniert das LGL die
Abgabe der hierzu eingesetzten Arzneimittel durch
die Veterinaramter an die Imker und Gbernimmt die
Kommunikation mit Arzneimittelherstellern und der
fir die Fordermittel zustédndigen Landwirtschaftsver-
waltung. In Zusammenarbeit mit dem Fachzentrum
Bienen der Bayerischen Landesanstalt flr Weinbau
und Gartenbau stellt das LGL den Veterinaramtern
umfangreiche Informationen Uber das jahrliche Vor-
gehen zur Verfligung und steht ihnen im laufenden
Verfahren beratend zur Seite.
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Tierschutz

Der Tierschutz ist ein wichtiges gesellschaftspoliti-
sches Anliegen, das im Jahr 2002 in den Rang eines
Staatsziels erhoben wurde. Der Vollzug des Tier-
schutzrechtes ist daher eine wesentliche Aufgabe
der Veterindramter. Die Bandbreite der gehaltenen
Tiere ist grof3. Sie reicht von Heimtieren Uber land-
wirtschaftliche Nutztiere bis zu Versuchs- und Wild-
tieren. Ahnlich groR ist die Vielfalt der Bereiche, in
denen dem Tierschutz Rechnung getragen werden
muss. Schlachthofe und Tiertransporte gehéren
ebenso dazu wie Zoos, Zirkusbetriebe, Markte,
sportliche Veranstaltungen mit Tieren, Tierhandel,
Jagd und Schéadlingsbekdmpfung. Um die bayeri-
schen Veterinarbehdrden bei der Bearbeitung dieses
Gebietes fachlich qualifiziert zu unterstttzen und ge-
zielt fortzubilden, wurde daher am LGL im Oktober
2002 das Sachgebiet Tierschutz eingerichtet. Hier
werden mit steigender Tendenz mittlerweile jéhrlich
Uber 1000 fachliche Anfragen beantwortet.

Beispielhaft seien zwei Arbeitsschwerpunkte her-
ausgestellt. Durch gezielte Kontrollen in vielen baye-
rischen Schlachtstatten gelang es, die Qualitat des
Umgangs mit den Tieren vor der Schlachtung und
ihre Betaubung und Tétung wesentlich zu verbes-
sern. Gleichzeitig wurde eine intensive Fortbildung
des fur die Uberwachung zustandigen Personals in
Form praxisnaher Workshops durchgefihrt und ein
Lehrfilm erstellt, der sich an Gewerbetreibende und
Uberwachungspersonal richtet.

Im Heimtierbereich stellen Hundezuchten und private
Hundehaltungen einen Arbeitsschwerpunkt dar. In




Hundezuchten liegt der Fokus auf einem guten Um-
gang mit den Tieren, damit Tierliebhaber einen sozial
vertraglichen und ungeféhrlichen Hund erhalten, der
im Zusammenleben mit den Menschen sein Leben
ohne Angst und Leiden flihren kann. Da die Tier-
schutzhundeverordnung von 2001 viele unbestimmte
Rechtsbegriffe enthalt, wurden 2003 durch das Sach-
gebiet Tierschutz bayerische Vollzugshinweise erar-
beitet, die diese Begriffe ndher erlautern. Dadurch
wurde eine einheitliche Grundlage geschaffen, auf
deren Basis alle bayerischen Veterindramter die tier-
schutzrechtlichen Vorgaben vollziehen kénnen.

Die Ausrichtung des LGL an den Beddrfnissen sei-
ner ,,Kunden”, den Uberwachungsbehérden vor Ort,
erfordert mehr als seine eigene kontinuierliche An-
passung an fachwissenschaftliche oder rechtliche
Rahmenbedingungen. Denn nicht die Verfligbarkeit
von spezialisiertem Wissen an wenigen Stellen allein
sichert die Qualitat einer schlagkraftigen Uberwa-
chung, vielmehr wird ein effektiver Wissenstransfer
bendtigt, der Schritt halt mit der Zunahme der trans-
portierten Inhalte, denn ...
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Qualitat will gelernt sein

— das gilt seit jeher, war aber wohl nie so wichtig
und schwierig wie heute. Die Anforderungen und
Ansprliche steigen stetig, die Handlungssituationen
werden immer komplexer. Das gilt auch fir o6ffentli-
che Verwaltungen, zumal im Bereich Gesundheit,
Tiergesundheit und Lebensmittelsicherheit. Denn
hier zeigt die Globalisierung mit der internationalen
Mobilitat der Menschen, mit weltweitem Handel
von Waren, Tieren und Lebensmitteln unmittelbare
Auswirkungen auf die Verhaltnisse vor Ort. Auch lo-
kale bayerische Behorden konnen quasi Gber Nacht
vor bisher unbekannten Herausforderungen stehen.
BSE, SARS, Influenzapandemie oder mit EHEC-Kei-
men belastete Lebensmittel sind bekannte Beispie-
le. Sie betreffen das Lebensumfeld fast aller Men-
schen, gehen deshalb mit entsprechender offentli-
cher Aufmerksamkeit einher und finden direkten
Niederschlag in der Politik. Um in einem solchen
Umfeld dauerhaft zu bestehen, missen die Behor-
denmitarbeiter bestens qualifiziert und hoch moti-
viert sein.

Die Entscheidungstrager zeigten groRen Weitblick,
als sie 2002 die Akademie fur Gesundheit, Ernah-
rung und Verbraucherschutz (AGEV, heute: AGL)
schufen und im ebenfalls neu gegriindeten Landes-
amt fir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit
(LGL) ansiedelten. Ihr Auftrag: Die Behorden bei der
Bewaltigung ihrer Aufgaben bestmdglich zu unter-
stlitzen durch systematische, bedarfsgerechte und
praxisorientierte Qualifizierungsmafinahmen. Neu
und bis heute bundesweit einmalig war das Konzept,
alle Bildungsaufgaben des Offentlichen Gesund-

34

heits- und Veterindrdienstes und der Lebensmittel-
sicherheit in einer Akademie zu vereinen. Die AGEV
entstand aus der Zusammenflhrung von Vorganger-
einrichtungen wie der Akademie fiir das Offentliche
Gesundheitswesen, der Staatlichen Berufsfachschu-
le fUr veterindarmedizinisch-technische Assistenten,
dem Fachbereich Erndhrung aus der Staatlichen
Flhrungsakademie fur Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten (FUAK) und der Akademie fir Arbeits-,
Sozial- und Umweltmedizin (ASUMED). Zug um Zug
wurde sie um eine ganze Reihe von Aufgaben erwei-
tert und ausgebaut. In ihrer Entwicklungs-, Anpas-
sungs- und Innovationsfahigkeit war sie dabei nicht
weniger gefordert als die Verwaltungsbereiche, flr
die sie tatig ist und die sie schult. Dies zeigt sich
nicht zuletzt in der 2009 aufgrund von Anderungen
im Ressortzuschnitt des zustandigen Ministeriums
erfolgten Umbenennung in Akademie flr Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit (AGL).

Der AGL obliegt als zentraler Bildungseinrichtung
fUr die Bereiche Gesundheit, Veterinarwesen und
Lebensmittelsicherheit im Geschaftsbereich des
bayerischen Staatsministeriums fir Umwelt und
Gesundheit (StMUG) das Management der Aus-,
Fort- und Weiterbildung. Die zentralen Ziele sind

e die bedarfsgerechte, auf die Bewaltigung aktueller
und zukUnftiger Herausforderungen ausgerichtete
Qualifizierung der Behérdenmitarbeiter

e durch langfristige, zielgerichtete Planung und kurz-
fristige Anpassung des Angebots

e unter Anwendung teilnehmer- und transferorien-
tierter Methodik

e bei effizientem Einsatz der Haushaltsmittel.




Seit den Anfangen im Jahr 2002 wuchs sowohl das
Spektrum der Aufgaben als auch der Umfang an
Veranstaltungen bestandig an. Zur Konzeption und
Durchfdhrung ihrer Veranstaltungen kann die AGL
heute auf 26 Mitarbeiter und tber 500 Referenten
aus den Behorden, der Wissenschaft, aus Verban-
den und der Wirtschaft zurlickgreifen, mehr als ein
Drittel davon aus dem LGL. Seit einigen Jahren
nehmen im Schnitt jahrlich 7000 Personen an Fort-
bildungsveranstaltungen und Uber 500 Personen an
mehrwdchigen bis mehrmonatigen Lehrgangen
teil. In zehn Jahren Aufbauarbeit entstand aus be-
scheidenen Anfangen ein umfassendes Programm
zur Aus-, Fort- und Weiterbildung fir alle Berufs-
gruppen im Bereich Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit. In speziellen Lehrgangen sowie Fach-
tagungen, Seminaren und Kongressen werden
Amtsarzte, Amtstierarzte und amtliche Tierérzte,
Lebensmittelchemiker, Pharmazeuten, Sozialpada-
gogen, Lebensmittelkontrolleure, Hygienekontrol-
leure, Sozialmedizinische Assistentinnen, amtliche
Fachassistenten und weitere Fachleute der Behor-
den fUr den Einstieg in die staatliche Laufbahn qua-
lifiziert oder in den jeweiligen Fachthemen auf dem
aktuellen Stand gehalten. Von Anfang an wurde mit
der Rubrik ,,Fachseminar interdisziplinar” im
Jahresfortbildungsprogramm der Grindungsidee
Rechnung getragen, dass die Zusammenarbeit
verschiedener Fachdisziplinen und Berufsgruppen
immer wichtiger wird fir die Bewaltigung sowohl
der akuten Herausforderungen wie auch der tagli-
chen Routinen. Mit einem umfangreichen Uberfach-
lichen Fortbildungsprogramm stehen dariber hin-
aus allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Geschaftsbereiches Umwelt und Gesundheit

Angebote zur Starkung ihrer sozialen, metho-
dischen und personlichen Kompetenzen zur
Verfligung. Im Jahr 2010 hat das Bayerische Staats-
ministerium fir Umwelt und Gesundheit die Auf-
gabe der ,zustéandigen Stelle” nach dem Berufs-
bildungsgesetz fur die Ausbildung der Sozialver-
sicherungsfachangestellten, Fachrichtung allge-
meine Krankenversicherung auf das LGL
beziehungsweise die AGL Ubertragen.

Zentrale Aufgabe: Aus- bzw.
Weiterbildung

Der Zugang zu den Fachlaufbahnen des 6ffentlichen
Gesundheits- und Veterinardienstes sowie der Le-
bensmittelkontrolle erfordert in einschlagigen
Rechtsvorschriften festgelegte Qualifikationsmaf3-
nahmen. Die AGL flihrte in den zehn Jahren seit ih-
rer Grindung hierzu die folgenden Lehrgange inklu-
sive Prafungsverfahren durch:

e Zehn Amtsarzt-Lehrgange, seit 2007 mit der
Maglichkeit zum Masterstudium Public Health an
der LMU Mdunchen

e fiinf Hygienekontrolleur-Lehrgange

e finf SMA-Lehrgénge
(Lehrgang fur Sozialmedizinische Assistentinnen)

e zehn Amtstierarzt-Lehrgdnge

e acht Lebensmittelkontrolleur-Lehrgénge

e finf Veterindrassistenten-Lehrgdnge

e einen Futtermittelprobenehmer-Lehrgang

e vier Amtliche Fachassistenten-Lehrgange
(,rotes Fleisch” und ,weilRes Fleisch”).
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Alle Lehrgange richten sich an Teilnehmerinnen und
Teilnehmer aus Bayern, Gasthorer aus anderen Lan-
dern kénnen freie Platze belegen. Arzte und Tierdrz-
te kénnen mit dem Lehrgang gleichzeitig die Anfor-
derungen an die theoretische Weiterbildung zum
Facharzt fur 6ffentliche Gesundheit oder zum Fach-
tierarzt flr 6ffentliches Veterindrwesen erflllen. Die
Lehrgénge wurden stetig inhaltlich Uberarbeitet und
konzeptionell weiterentwickelt.

Die Ausbildung im Amtsarzt-Lehrgang erfolgt am

LGL in Kooperation mit dem Master-Studiengang
Public Health an der Ludwig-Maximilians-Universitat
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Minchen (LMU). Durch die Verzahnung mit der Uni-
versitat haben die Kursteilnehmer seit 2008 die
Maglichkeit, in Verbindung mit dem Lehrgang auch
den Master of Public Health (MPH) mit der Speziali-
sierung Health Administration and Management
(HAM) zu erwerben.

2007 wurde die Akademie mit der Konzeption und
Durchfihrung eines Lehrgangs flir amtliche Fachas-
sistenten beauftragt. Dieser musste nach den Vorga-
ben der Verordnung (EG) 854/2004 véllig neu konzi-
piert werden und umfasst nun 500 Stunden theoreti-
schen Unterricht.




Schwerpunkt Fachfortbildung

Den Schwerpunkt der Fortbildungsarbeit bildet seit
Grindung der AGL die Durchfihrung von Fachsemi-
naren flr Bedienstete der ¢ffentlichen Verwaltung in
den Bereichen offentlicher Gesundheitsdienst, 6f-
fentlicher Veterinardienst und Lebensmittelkontrolle.
Bis zum Jahr 2008 betraf dies auch die Fortbildung
der bayerischen Gewerbeaufsicht. Fir diesen Perso-
nenkreis veranstaltete die AGL jahrlich weit Uber 200
ein- oder mehrtagige Fachseminare. Die Gesamtteil-
nehmerzahl an von der AGL angebotenen Fortbil-
dungsveranstaltungen und Tagungen betrug im
Schnitt der letzten Jahre ungefahr 7000, etwa 5500
davon betrafen Fachfortbildungen, gut 500 lberfach-
liche Seminare und etwa 1000 Inhouse-Schulungen
am LGL sowie EDV-Fortbildungen. Die Konzeption
sieht schwerpunktmaRig eintdgige Fachseminare
vor, welche in den Dienststellen des LGL in Nord-
und Stdbayern identisch angeboten werden und ak-
tuelle Themen aufgreifen. Diese Veranstaltungen
sollen von mindestens einem Teilnehmer der Ziel-
gruppe aus den Landratsamtern und Regierungen
besucht werden, damit ein einheitlicher Informa-
tions- und Wissensstand bei allen rechtlichen und
fachlichen Neuerungen sowie bei Vollzugsfragen si-
chergestellt werden kann. Daneben gibt es eine Rei-
he von mehrtagigen Seminaren, welche Spezialthe-
men mit starkerer Handlungsorientierung aufgreifen.
Diese werden in Kleingruppen in Seminarhausern
verteilt Uber ganz Bayern oft Gber Jahre hinweg an-
geboten. Die Schulung spezieller Fach-EDV-Anwen-
dungen erfolgt in ein- und mehrtagigen Seminaren
am PC-Arbeitsplatz.

Fir das amtliche Personal in der Fleischhygienelber-
wachung (amtliche Tierarzte und amtliche Fachassis-
tenten) besteht gemafy VO (EG) Nr. 854/2004 eine
jahrliche Fortbildungspflicht. Die notwendigen Ver-
anstaltungen werden seit 2006 Uber das Fortbil-
dungsprogramm der AGL angeboten. 2009 hat die
AGL ein neues Fortbildungskonzept fir diesen Be-
reich erarbeitet. Die bis dahin durchgefihrten ein-
heitlichen Fortbildungstagungen (Jahrestagungen)
wurden durch thematisch vielféltige, den unter-
schiedlichen BedUrfnissen angepasste Fortbildungs-
veranstaltungen erganzt (Wahlpflicht-Fortbildung).
Die neuen fachlichen Inhalte tragen vermehrt den
unterschiedlichen Téatigkeitsfeldern und dem unter-
schiedlichen Erfahrungsstand Rechnung.

Aufgrund eines Ministerratsbeschlusses zur Verbes-
serung der Lebensmittelsicherheit aus dem Jahr
2006 wurde in den Jahren 2007 und 2008 ein Son-
derfortbildungsprogramm erstellt. Ergénzend zum
jahrlichen Fortbildungsangebot wurden 20 zuséatzli-
che, neu konzipierte Fortbildungen aufgenommen
und damit die Teilnehmerzahlen im Vergleich zu den
Vorjahren nahezu verdoppelt. Neben vielen fachli-
chen Schulungen waren spezielle Uberfachliche Fort-
bildungsangebote zur Verbesserung der Sozial- und
Methodenkompetenz, insbesondere zur Gesprachs-
fihrung und Konfliktbewaltigung flr das Personal in
der Lebensmittel- und Futtermittelkontrolle sowie in
der Veterinarkontrolle enthalten. Viele der Veranstal-
tungen, die speziell fir das Sonderfortbildungspro-
gramm konzipiert wurden, waren so begehrt, dass
sie danach in das laufende jahrliche Programm auf-
genommen und weitergefihrt wurden.
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Uberfachliche Fortbildung und
Inhouse-Schulungen

Bei Griindung der Akademie im Jahr 2002 gehorte
diese dem Geschaftsbereich des damals ebenfalls
neu gegrindeten Staatsministeriums flr Gesundheit,
Ernahrung und Verbraucherschutz an. Damals wurde
als Starthilfe eine umfangreiche Kooperation in der
Uberfachlichen Fortbildung mit dem Staatsministeri-
um fur Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
beschlossen. Diese dauerte bis 2005 und betraf auch
die bis heute anhaltende Zusammenarbeit bei EDV-
Seminaren mit der Verwaltungsschule der Sozialver-
waltung in Wasserburg. Schritt fr Schritt wurden da-
neben eigene Seminare zu verschiedenen Themen
aus den Bereichen Fihrung und Kommunikation, Ar-
beitstechniken und Selbstmanagement sowie Presse-
und Offentlichkeitsarbeit und Verwaltung aufgebaut.
Als dann im Jahr 2005 nach Umressortierung in den
Geschaftsbereich des Umweltministeriums die Uber-
fachliche Fortbildung fir den gesamten neuen Ge-
schaftsbereich von dort auf die Akademie Ubertragen
wurde, konnte sofort ein umfangreiches eigenes Fort-
bildungsangebot zusammengestellt werden.

Die Uberfachliche Fortbildung befasste sich in jlingerer
Zeit neben den Fihrungsklassikern vorrangig mit Stra-
tegien fur erfolgreiches Arbeiten im Team sowie dem
Umgang mit den gestiegenen Anforderungen in einer
immer komplexer werdenden Arbeitswelt. Diese Se-
minare finden eine aulRerordentliche Akzeptanz. Der
besondere Schwerpunkt liegt auf der Teamentwick-
lung. Zahlreiche Teams nehmen dieses Angebot an
und entwickeln unter professioneller Begleitung kon-
kret und zielorientiert ihre individuellen Vorgehenswei-
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sen. Es geht um organisatorische und strategische
Ansétze zur Steigerung von Effizienz und Effektivitat.
Angestrebt werden ein besserer Informationsfluss so-
wie eine gute Kommunikationskultur und Konfliktbe-
waltigung. Neu im Angebot war zuletzt Mediation,
eine Mdoglichkeit der Konfliktbearbeitung unter Beglei-
tung eines professionellen Konflikthelfers.

Neben den Fortbildungsangeboten des Geschafts-
bereiches gibt es zahlreiche Inhouse-Schulungen fir
das Landesamt fir Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit (LGL) sowie Fihrungsseminare fir das Lan-
desamt fur Umwelt (LfU). Der Themenkatalog des
LGL reicht von Trainings flr Team- und Gruppenlei-
ter zur Mitarbeiterfiihrung, MaRnahmen zu Gesund-
heits- und Arbeitsschutz, speziellen Schulungen zur
Einflihrung eines digitalen Dokumentenmanage-
mentsystems bis zur Ausbildung von Brandschutz-
und Ersthelfern.

Die ASUMED

Die Hauptaufgabe der Bayerischen Akademie flr Ar-
beits-, Sozial- und Umweltmedizin (ASUMED) ist die
theoretische Weiter- und Fortbildung bereits appro-
bierter Arzte in den Bereichen Betriebs-/Arbeitsme-
dizin und Sozialmedizin. Im Schnitt haben insgesamt
200 bis 300 Arztinnen und Arzte jahrlich aus allen
Bundeslandern an einem Kurs der ASUMED teilge-
nommen. Insbesondere mit der Deutschen Gesell-
schaft fir Arbeits- und Umweltmedizin, den Akade-
mien in Disseldorf und Bad Nauheim und dem Lan-
desverband Bayern und Sachsen der gewerblichen
Berufsgenossenschaften bestehen auf diesem Ge-
biet langjahrige Kooperationen.




Bereits 2003 entwickelte die ASUMED ein Konzept
zur Vermittlung von sogenannten Basisqualifikatio-
nen in den arbeitsmedizinischen Weiterbildungskur-
sen wie Kommunikations-, Kooperations- und Team-
fahigkeit beziehungsweise Sozialkompetenz. Dieser
Kursbaustein sieht vor, den Betriebsarzt mit organisa-
tions-, wirtschafts- und arbeitspsychologischen Inhal-
ten zu konfrontieren und ihn als Moderator und Spre-
cher aller im Betrieb am Gesundheitsmanagement
beteiligten Personen und Bereiche zu befahigen.

Mit dem von der ASUMED 2005 initiierten Forder-
projekt , Psychosoziale Belastungen in der betriebs-
arztlichen Praxis” wurde das Department fir Psy-
chologie, Organisations- und Wirtschaftspsychologie
der Ludwig-Maximilians-Universitat Minchen be-
traut. Die daraus resultierenden Ergebnisse boten
der ASUMED wertvolle Ansatzpunkte fir eine inhalt-
liche und gestalterische Weiterentwicklung der Aus-
bildungseinheiten.

Die MTA-V-Schule

Schulerinnen und Schiler der einzigen Staatlichen
Berufsfachschule fir veterindrmedizinisch-techni-
sche Assistenten (MTA-V-Schule) in Bayern absol-
vieren am Standort OberschleiRheim eine dreijahrige
Ausbildung. Sie werden in den Lehr- und Routinela-
boratorien des LGL praktisch ausgebildet und erhal-
ten daneben theoretischen Unterricht. Dabei werden
sie von Uber 20 hausinternen und weiteren externen
Lehrkraften unterrichtet und betreut. Auf diese Wei-
se erhalten die Schilerinnen und Schuler in der seit
1942 bestehenden Schule eine aktuelle und umfas-
sende Ausbildung auf allen relevanten Gebieten. Alle

drei Jahre beginnt an der Dienststelle in Ober-
schlei3heim ein neuer Lehrgang mit rund 20 Schiile-
rinnen und Schulern.

Ausblick

In den nachsten Jahren werden die interne Qualitats-
entwicklung und die Weiterentwicklung einer zeitge-
maéalen Lehr-Lern-Kultur noch stérker in den Fokus
rlicken konnen. Als Leitziel der QualifizierungsmafR-
nahmen zum Einstieg in die staatlichen Fachlaufbah-
nen wird der Erwerb umfassender beruflicher Hand-
lungskompetenz noch mehr an Bedeutung gewinnen.
Im Rahmen der Entwicklung neuer Lehr-Lern-Konzep-
te soll verstarkt ein Perspektivwechsel von der Leh-
renden- zur Lerner-zentrierten Perspektive vollzogen
werden. Das bisher vorherrschende, primér rezeptive
Lehrangebot soll durch ein problembasiertes, fallbezo-
genes und projektorientiertes Lernen erganzt werden.
Hierdurch kann die lebenslang wichtige Lernkompe-
tenz und (Weiter-) Lernbereitschaft gestarkt, die Ent-
wicklung fachlicher sowie fachlbergreifender Kompe-
tenzen gefordert und ein kooperativer Arbeitsstil un-
terstlitzt werden. Dies sind nicht zuletzt jene Kompe-
tenzen, die schon jetzt in einer Welt von rasch
veraltendem Wissen und schnellen Verdnderungen in
der Wirtschaft wie in der 6ffentlichen Verwaltung von
zentraler Bedeutung sind.

Dieser Prozess des Wandels hat die Rechtsgrundla-
gen vieler Tatigkeitsbereiche des LGLs in der letzten
Dekade besonders erfasst und neu geordnet. Die
ehemals durchgédngig national gepragte Rechtset-
zung ist in einigen Bereichen nahezu vollstéandig er-
setzt worden durch ein einheitliches EU-Recht.
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Europa

Seit seiner Grindung wird das LGL von einem Pro-
zess begleitet, der beinahe alle seiner Tatigkeitsbe-
reiche von Grund auf reformierte: eine Européisie-
rung der gesetzlichen Grundlagen.

Insbesondere in den Bereichen Lebensmittel- und
Produktsicherheit, Chemikalienrecht oder Tiergesund-
heit hat das LGL im Grindungsjahr 2002 sein Han-
deln noch Uberwiegend auf nationale Gesetzgebung
stltzen kdnnen. Diese war zwar auch schon an vielen
Stellen von europaischen Verordnungen und Richtlini-
en beeinflusst, die pragende Grundausrichtung je-
doch fufdte noch auf den historisch gewachsenen na-
tionalen Gesetzeswerken. So galt beispielsweise
noch 2002 mit dem Lebensmittel- und Bedarfsge-
gensténdegesetz (LMBG) ein seit 1976 fortgeschrie-
benes Rechtswerk, das auf seinem Vorlaufer, dem
Lebensmittelgesetz (LMG) von 1927 begrindet war.
Noch im Griindungsjahr des LGL entstand jedoch mit
der Verordnung 178/2002, der sogenannten Basisver-
ordnung, ein neuer europdischer Gesetzesrahmen, in
dessen Gefolge kaum ein nationales Gesetz im Be-
reich der Lebensmittelsicherheit unangetastet blei-
ben konnte. Eine solche europaische Vereinheitli-
chung ist nicht nur geeignet Handelshemmnisse ab-
zubauen, sondern reduziert auch deutlich bisherige
Reibungsverluste bei grenzibergreifenden Maf3nah-
men und gegenseitiger Informationsweitergabe, was
flr einen wirksamen Verbraucherschutz in einem in-
ternationalisierten Umfeld unverzichtbar ist. Der Preis
jedoch, der fur eine solche Anderung des gesamten
rechtlichen Rahmens zu bezahlen ist, hat das LGL die
letzten 10 Jahre viel beschéftigt. Bisher konnte bei le-
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bensmittelrechtlichen Beurteilungen bis hin zu detail-
liertesten Einzelfragestellungen auf eine langjahrige
Verwaltungs- und Rechtsprechungspraxis zurlickge-
griffen werden. Der Wortlaut der neuen EU Verord-
nungen hingegen musste fur die tagliche Praxis der
Lebensmittelliberwachung erst ausgelegt werden.
Strittige Fragen lieRen sich teilweise nur durch
hochstrichterliche Klarung entscheiden. Bis zur
Ausbildung einer umfassenden Verwaltungs- und
Rechtsprechungspraxis vergehen meist mehr als nur
10 Jahre. Daher wird das LGL auch in der Zukunft in
zahlreichen Tatigkeitsbereichen mit diesen Herausfor-
derungen eines neu geschaffenen europaweit harmo-
nisierten Rechtsrahmens umgehen mussen.

An zwei Beispielen, der Regulierung neuartiger Le-
bensmittel und Nahrungserganzungsmittel sowie
der Chemikaliensicherheit sollen die Herausforde-
rungen fur das LGL illustriert werden, die mit dem
sich wandelnden rechtlichen Umfeld in der letzten
Dekade verbunden waren.

Novel Food

Herkdmmliche, traditionelle Lebensmittel gelten auf-
grund jahrelanger Erfahrung als sicher und verkehrs-
fahig, wenn sie den lebensmittelrechtlichen Bestim-
mungen entsprechen. Eine spezielle Zulassung oder
eine behordliche Meldung des Inverkehrbringens ist
nicht erforderlich.

Exotische Gemuse, Pflanzen oder Frlchte, Extrakte
und Konzentrate daraus, Stoffe mit vermeintlichem

erndhrungsphysiologischem oder gesundheitlichem
Nutzen, Pflanzen aus der traditionellen Chinesischen




Medizin oder der Homo&opathie sowie neue Techno-
logien gelangten in den letzten Jahren neu als Le-
bensmittel auf den Markt.

Mit steigender Anzahl und zunehmendem Einsatz
dieser nicht-traditionellen Lebensmittel wurde es be-
reits 1997 als notwendig erachtet, zum Schutz der
Gesundheit und um gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen in der gesamten Europaischen Union zu schaf-
fen, einheitliche Sicherheitspriifungen im Rahmen
der Novel Food-Verordnung (VO (EG) Nr. 258/97) zu
erlassen. Erstmals missen damit Lebensmittel ein
von der Europédischen Union festgelegtes umfangrei-
ches Zulassungsverfahren durchlaufen. Nur wenn sie
nachweislich kein Gesundheitsrisiko darstellen, den
Verbraucher nicht tduschen und nicht zu Mangeler-
scheinungen fihren, kdnnen diese ,, neuartigen Le-
bensmittel” (Novel Food) auf den Markt kommen.
Das gilt sowohl fir Lebensmittel als auch fir Lebens-
mittelzutaten, die als ,,neuartig” eingestuft werden.

Neuartige Lebensmittel und Lebensmittelzutaten
sind nach der Novel Food-Verordnung so definiert,
dass sie vor dem Stichtag, dem 15. Mai 1997, noch
nicht in nennenswertem Umfang flr den menschli-
chen Verzehr in der Europaischen Union im Verkehr
waren. Es sind also Lebensmittel oder Lebensmittel-
zutaten, die in der Europaischen Union nach dem
Stichtag neu auf den Markt kommen oder kamen
und unter eine der nachfolgenden Gruppen fallen:

e | ebensmittel und Lebensmittelzutaten mit neuer,
gezielt modifizierter primarer Molekularstruktur,
zum Beispiel Margarine mit Phytosterinesterzusatz
zur Senkung des Cholesterinspiegels,

e | ebensmittel und Lebensmittelzutaten die aus Mik-
roorganismen, Pilzen oder Algen bestehen oder dar-
aus isoliert worden sind, zum Beispiel Lycopin, das
aus dem Pilz Blakeslea trispora gewonnen wird,
Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die aus
Pflanzen bestehen oder aus Pflanzen und Tieren
isoliert wurden und die nicht erfahrungsgemaf? als
unbedenklich eingestuft werden kénnen, zum Bei-
spiel Saft aus der Frucht von Morinda citrifolia (No-
nifrucht) oder Steviablatter,

Lebensmittel und Lebensmittelzutaten bei deren
Herstellung ein nicht herkdmmliches Verfahren an-
gewandt wurde, was die Struktur oder Zusammen-
setzung des Lebensmittels oder der Lebensmittel-
zutat wesentlich verandert, zum Beispiel Fruchtzu-
bereitung fur Joghurt, haltbar gemacht durch ein
Hochdruckverfahren.

Bis Ende 2003 zahlten auch gentechnisch verander-
te Lebensmittel zu den neuartigen Lebensmitteln.
Seit 2004 sind diese jedoch in einer eigenen Verord-
nung geregelt.

Aufgrund der umfangreichen Sicherheitsanforderun-
gen bei der Antragstellung eines neuartigen Lebens-
mittels oder Lebensmittelzutat kommt es jedoch
nicht immer zur Zulassung. Von den seit 1997 ge-
stellten 107 Antragen nach Art. 4 der Novel Food-
Verordnung wurden 64 abgelehnt.

Eine Besonderheit des Zulassungsverfahrens bei neu-
artigen Lebensmitteln ist, dass auch bestimmte Eigen-
schaften ausgelobt werden kénnen, die nach allgemei-
nem Recht bisher unzulassig waren. Dies zeigt sich

zum Beispiel bei den im Jahr 2000 zugelassenen Phy-
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tosterinen. Phytosterine sind geeignet, den Choleste-
rinspiegel zu senken. Die cholesterinsenkende Wir-
kung ist durch zahlreiche klinische Studien belegt. Ne-
ben dieser positiven Wirkung wurden jedoch auch ne-
gative Nebenwirkungen festgestellt. Diese Produkte
sollten daher nur von Personen verzehrt werden, die
tatséachlich einen zu hohen Cholesterinspiegel haben.
Um den Verbraucher vor gesundheitlichen Schaden zu
schutzen, wurde daher bereits bei der Zulassung eine
umfangreiche Pflichtkennzeichnung in Form einer Ver-
ordnung festgelegt. Produkte mit Phytosterinen dirfen
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn in der Eti-
kettierung unter anderem darauf hingewiesen wird,
dass mit den Erzeugnissen der Cholesterinspiegel ge-
senkt werden kann und daher die Produkte ausschlief3-
lich flr Personen bestimmt sind, die dies aus gesund-
heitlichen Griinden tun muissen. Erstmals wird also
eine bisher verbotene krankheitsbezogene Werbung
fur bestimmte Produkte sogar vorgeschrieben.

.Lebensmittel mit Phytosterinzusatzen” stellen die
bekanntesten und am haufigsten gekauften neuarti-
gen Lebensmittel dar. Mittlerweile befinden sich
etwa 132 zugelassene Produkte mit Phytosterinen,
aus den unterschiedlichsten Warengruppen, wie
Brot, Wurst, Joghurt, Milch, Kése und Margarine auf
dem Markt.

Neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittel-
zutaten mussen nicht als neuartig gekennzeichnet
werden. Der uninformierte Verbraucher weil3 daher
nicht, ob er gerade eines der zugelassenen neuarti-
gen, ein traditionelles oder vielleicht sogar ein funktio-
nelles (angereichertes Lebensmittel mit ausgelobtem
gesundheitlichem Nutzen) Lebensmittel verzehrt.
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Am LGL werden jahrlich etwa 700 Proben hinsichtlich
neuartiger Lebensmittel/Lebensmittelzutaten unter-
sucht, die Beanstandungsquote liegt bei rund 7 %.

Nahrungserganzungsmittel

Der Markt mit Nahrungsergéanzungsmitteln (NEM)
boomt seit Jahren ungebrochen.

NEM sind Lebensmittel, die dazu bestimmt sind,
die allgemeine Erndhrung zu ergénzen. Sie beste-
hen aus Konzentraten von einem oder mehreren
Néahrstoffen (Vitamine und Mineralstoffe) oder
sonstigen Stoffen mit ernahrungsspezifischer oder
physiologischer Wirkung (zum Beispiel Aminoséu-
ren, Pflanzen- und Krauterextrakte), sie werden in
dosierter Form als Kapseln, Flissigampullen und so
weiter in den Verkehr gebracht. Hinsichtlich der in
NEM verwendeten Stoffe gibt es derzeit nur eine
EU-weit glltige Positivliste fur Vitamine und Mine-
ralstoffe, einschliellich der Spurenelemente. Es
fehlen jedoch hierzu Regelungen zu Mindest- und
Hochstgehalten sowie Vorschriften hinsichtlich der
Verwendung der , sonstigen Stoffe”. Ein Ruckgriff
auf die bisherige Verwaltungs- und Rechtspre-
chungspraxis ist allerdings auch nicht moglich, da
diese auf alten Vorschriften des nationalen Rechts
beruhte, die nicht selten mit der neuen EU-Gesetz-
gebung inkompatibel sind.

Nicht nur aufgrund ihrer Darreichungsformen (Tablet-
ten oder ahnliches) kdnnen NEM mit Arzneimitteln
verwechselt werden. Immer wieder versuchen Her-
steller den aufwendigen, teuren und haufig aus-
sichtslosen Weg der Zulassung eines Erzeugnisses




als Arzneimittel zu umgehen, indem sie ihre Produk-
te einfach als ,, Nahrungserganzungsmittel” in den
Handel bringen, da diese keiner strengen Zulas-
sungspflicht unterliegen.

Eine nicht geringe Anzahl der NEM bewegt sich da-
mit in der Grauzone zwischen Lebensmittel und Arz-
neimittel. Abgrenzungsfragen nehmen daher am
LGL einen breiten Raum ein. Hierbei erfolgt die Be-
wertung unter Berlicksichtigung verschiedener As-
pekte wie stoffliche Zusammensetzung, Dosierung
der Zusatz- und Inhaltsstoffe, Werbeaussagen und
Aufmachung des Produktes. Gerade bei der Bewer-
tung des wissenschaftlich gesicherten Wahrheitsge-
haltes von Werbeaussagen bestand in der vergange-
nen Dekade erhebliche Rechtsunsicherheit, die so-
wohl fir die Behdrden als auch fur die Herstellerbe-
triebe oftmals langwierige und aufwendige
gerichtliche Auseinandersetzungen zur Folge hatten.
Von der Health-Claims-Verordnung 1924/2006 hat
sich das LGL erhofft, dass spatestens Anfang 2010
dieser Unsicherheit ein Ende gesetzt wirde. Bis zu
diesem Zeitpunkt sollte eine Positivliste zugelasse-
ner Werbeaussagen verabschiedet werden, die we-
gen der grofRen Zahl der Antrage allerdings bis heute
nicht vollstandig ist. Und so ist es nicht weiter ver-
wunderlich, dass aus Sicht der Behorden bei einem
grolRen Teil der NEM wissenschaftlich nicht gesi-
cherte und somit irreflihrende Werbeaussagen zu
beanstanden sind, dass sich aber die Durchsetzung
dieser Beanstandungen durch die Kreisverwaltungs-
behdrden vor dem Hintergrund einer im Umbruch
befindlichen Rechtslage und Rechtsprechung
schwierig gestaltet.
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Schon seit Jahren beobachten amtliche Uberwa-
chungsstellen darlber hinaus eine Zunahme an ille-
galen Verkaufsaktivitdten bei NEM, die mit pharma-
kologisch wirksamen Stoffen angereichert und dem-
zufolge als Arzneimittel zu beurteilen sind. Derartige
Produkte stellen eine ernste Gefahr fir die Gesund-
heit der Bevolkerung dar. Die Bedenklichkeit spiegelt
sich in zahlreichen Verbraucherbeschwerden tber
schwere unerwiinschte Nebenwirkungen wider. Bei
Verst6Ren gegen Vorschriften des Arzneimittelge-
setzes unterrichtet das LGL umgehend die zustandi-
gen Behorden und unterstitzt diese durch Fachgut-
achten bei der Ermittlungstatigkeit. Die LGL-Sach-
verstandigen erstellten eine Liste mit beanstandeten
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Nahrungserganzungsmitteln und gesundheitlich be-
denklichen Lifestyle-Medikamenten fiir Zollbehor-
den und verschiedene Kriminalpolizeidienststellen.

NEM bedirfen im Gegensatz zu Arzneimitteln keiner
Zulassung. Sie mussen lediglich nach 8 5 der Verord-
nung Uber Nahrungserganzungsmittel (NemV) beim
Bundesamt fur Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit (BVL) unter Vorlage eines Etiketten-
musters angezeigt werden. Mit dem Anzeigevor-
gang ist jedoch keine Prifung verbunden. Fur die
Einhaltung der lebensmittelrechtlichen Vorschriften
ist der Hersteller oder Importeur selbst verant-
wortlich.




Am LGL werden die angezeigten Etikettenmuster
von NEM bayerischer Inverkehrbringer (2009: 146
Anzeigen, 2010: 619 Anzeigen) vor allem im Hinblick
auf ihre Zusammensetzung risikoorientiert Gberprift.
Die Uberpriifungen ergaben, dass rund 13 % der an-
gezeigten Etikettenmuster nicht den lebensmittel-
rechtlichen Vorschriften entsprachen. In diesen Fél-
len benachrichtigt das LGL mittels Gutachten die zu-
standige Uberwachungsbehdrde.

Nach LGL-Erfahrungen handelt es sich bei den NEM
um eine schwierige und problematische Pro-
duktgruppe, deren Beanstandungsquote sich unver-
andert auf relativ hohem Niveau bei rund 15 % be-
wegt. Die zu untersuchende Zahl an NEM am LGL
betragt jahrlich etwa 500 Proben.

Hauptsachliche Beanstandungsgriinde sind

e irrefiihrende und krankheitsbezogene Werbung auf
der Verpackung, in der Packungsbeilage oder im
Internet

e Einstufung von NEM als Arzneimittel

e VVerwendung nicht zugelassener Zusatzstoffe

e Einstufung von Zutaten als neuartige Lebensmittel

e unvollstdndige und/oder fremdsprachige Kenn-
zeichnung.

Aufgrund der hohen Beanstandungsquote bei NEM
entwickelte das LGL ein besonderes Betriebs-
kontrollprogramm. Es umfasst die Produktions-
hygiene ebenso wie die wissenschaftlichen Nach-
weise flir Werbebehauptungen, die Rickverfolg-
barkeit, Statuserhebung der durchgefiihrten
Eigenkontrollen (inklusive der Einhaltung des

Hazard-Analysis-Critical-Control-Point-Konzepts
(HACCP)) und die Vertriebswege.

Als Ergebnis der bisher durchgefiihrten Kontrollen ist
festzustellen, dass nur wenige Betriebe alle Herstel-
lungsschritte selbst durchfihren. Die Uberwiegende
Anzahl der Betriebe bezieht fertige Ware von Lohn-
herstellern, die allenfalls noch verpackt und etiket-
tiert wird.

NEM bedurfen weiterhin einer intensiven Kontrolle,
um ein akzeptables Verbraucherschutzniveau zu ge-
wahrleisten — besonders gilt dies fir Produkte, die
Uber das Internet angeboten werden. Begleitend
dazu muss eine umfassende Verbraucheraufklarung
stattfinden, denn ein falsches Ernahrungsverhalten
oder eine ungesunde Lebensweise kdnnen durch
die Einnahme von NEM nicht kompensiert werden.
Hier sind die Behdrden insbesondere gefordert, die
Umsetzung der Health-Claims-Verordnung in eine
geregelte und verlassliche Verwaltungspraxis voran-
zutreiben — zum Wohle eines rechtssicheren Umfel-
des flr Herstellerbetriebe und eines gut und richtig
informierten Verbrauchers.

Eine ahnlich grundlegende rechtliche Neuausrich-
tung wurde im Bereich der Chemikaliensicherheit
mit der sogenannten REACH-Verordnung 1907/2006
durch den europaischen Gesetzgeber auf den Weg
gebracht und wird wohl noch Uber einen langeren
Zeitraum neue Anforderungen fir das LGL bereit-
halten.
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Chemikaliensicherheit

Seit sieben Jahren hat das LGL als Folge der Einglie-
derung des Landesamtes flr Arbeitsschutz auch die
Aufgabe, Arbeitnehmer und Verbraucher im Rahmen
der Chemikaliensicherheit vor geféahrlichen chemi-
schen Stoffen zu schitzen. Die Art und der Umfang
der Aufgabenstellung sind vielfaltig. Exemplarisch
soll dies anhand von drei Beispielen demonstriert
werden: zum einen die REACH-Infoline fir Unter-
nehmen, zum anderen die Unterrichtung der Offent-
lichkeit im Rahmen der Neuregelung der Einstufung
und Kennzeichnung von Chemikalien und zuletzt die
Sachkundeprifung zu gefahrlichen Stoffen.

Das Chemikalienrecht mit
Schwerpunkt REACH

Die Grundlage bildet seit 1981 das Chemikalienge-
setz (Chem@G). Dazu wurden diverse Ausfihrungs-
verordnungen, wie zum Beispiel die ChemVerbotsV,
die GefahrstoffV und spater die BiostoffV erlassen.
Zur weiteren Auslegung dienen die Technischen Re-
geln fur Gefahrstoffe. Mit der REACH-Verordnung
(Registration, Evaluation, Authorisation of Chemi-
cals) ist 2007 ein neues, europaweit geltendes Che-
mikalienrecht in Kraft getreten. Hintergrund hierfdr
war, dass bis 2007 nur rund 5.000 Neustoffe gemel-
det und zugelassen wurden. Mehr als 100.000 Che-
mikalien, die im Umlauf waren, die sogenannten
LAltstoffe”, unterlagen keinem Zulassungsverfahren.

Mit Inkrafttreten von REACH missen nun Hersteller
und Importeure Neu- und Altstoffe bei der Européi-
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schen Chemikalien Agentur (ECHA) in Helsinki regis-
trieren lassen. Dort werden sie bewertet, zugelas-
sen oder bei moglichen Gefahrdungen von Umwelt
beziehungsweise Verbrauchern verboten oder nur
mit Beschrankungen genehmigt. Damit soll die Che-
mikaliensicherheit erhoht und der Gesundheits-, Um-
welt- und Verbraucherschutz verbessert werden.
Das ehrgeizige Unternehmen soll dazu flihren, dass
spatestens ab 2018 in der EU nur noch Chemikalien
vermarktet werden dirfen, deren Auswirkungen auf
die menschliche Gesundheit und die Umwelt unter-
sucht und registriert worden sind.

REACH-Infoline am LGL

Die REACH-Verordnung (REACH-VO) ist ein kompli-
ziertes Regelwerk mit vielen Ausnahmen und Detail-
regelungen. Sie umfasst mittlerweile weit tGber 1.000
Seiten. Vor allem kleine und mittelstandische Unter-
nehmen brauchen Informationen und Unterstitzung,
damit sie ihre Pflichten erfiillen kénnen. Mit der be-
reits zum zweiten Mal aufgelegten Broschire ,,Neue
EU-Chemikalienverordnung — REACH" wurde dieser
Personenkreis in die Thematik eingefihrt. Bei der
REACH-Infoline, die am LGL eingerichtet ist, haben
die Unternehmen die Maéglichkeit, konkret nachzufra-
gen. Besonders in der Anfangsphase war diese Hot-
line stark frequentiert. So bereitete beispielweise vie-
len Unternehmen die Zuordnung ihrer Produkte als
Stoff/Gemisch oder als Erzeugnis Probleme. Bei-
spielsweise gilt importierter Stahl in Rohform als Ge-
misch, dessen Bestandteile registrierungspflichtig
sind. Ist der Stahl jedoch bereits gewalzt oder ge-
formt, so handelt es sich um ein Erzeugnis, das nicht
registrierungspflichtig im Sinne von REACH ist.




Europa
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Wird der importierte Stahl umgeschmolzen, gilt er
als Gemisch. Wird er hingegen rein mechanisch wei-
terverarbeitet, gilt er als Erzeugnis. Als ein weiteres
Beispiel kann der Gips dienen. Bergmannisch abge-
bauter Gips muss als chemisch nicht verdnderter
Naturstoff nicht registriert werden. Gips, der bei der
Entschwefelung von Rauchgasen anfallt und als Bau-
stoff auf den Markt gebracht wird, muss hingegen
registriert werden.

Neue Gefahrensymbole

Nach der Einflihrung der REACH-VO wurde auf EU-
Ebene auch die Einstufung und Kennzeichnung von
Stoffen neu geregelt. 2009 trat die neue Verordnung
Uber die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung
von Stoffen und Gemischen mit Ubergangsregelun-
gen in Kraft. Sie heit auch GHS- oder CLP- Verord-
nung (globally harmonized system oder classification,
labelling and packaging of substances and mixtures)
und gilt prinzipiell fur alle gefahrlichen Stoffe an sich
und in Gemischen. Erzeugnisse sind hiervon nicht be-
troffen. Fur Stoffe ist sie verbindlich, wéhrend Gemi-
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sche bis zum 1. Juni 2015 noch die alte Kennzeich-
nung tragen durfen. Mit der GHS-Verordnung soll
weltweit die Einstufung und Kennzeichnung verein-
heitlicht werden. Denn bislang gab es unterschiedli-
che Systeme flr die Kennzeichnung und eine unter-
schiedliche Behandlung gleicher Produkte in verschie-
denen Landern. Stoffe, die zum Beispiel in der EU,
Australien, Malaysia und Thailand als gesundheits-
schadlich eingestuft waren, galten in den USA, Kana-
da und Japan bereits als giftig, hingegen in Indien als
nicht-giftig und in China gar als nicht gefahrlich.

Mit der Einflihrung der neuen Kennzeichnung gingen
dem Verbraucher alte Bekannte wie beispielsweise
das Andreaskreuz verloren und neue Gefahrensym-
bole (Piktogramme) mussten bekannt gemacht wer-
den. Um die Aufmerksamkeit der Offentlichkeit zu
erreichen und die Menschen aufzuklaren, wurde am
LGL eine gut verstandliche Wanderausstellung zur
Chemikalienkennzeichnung konzipiert. Gleichzeitig
wurde die Bevolkerung nachdrlcklich far die Gefah-
ren, die von den verschiedenen Gefahrstoffen aus-
gehen, sensibilisiert.




Die Ausstellung umfasst rund 30 Poster und tragt
den Titel , Schutzschild — Die neu(e)n Zeichen fir
Ihre Sicherheit”. Sie gliedert sich in drei Teile. Zu-
nachst zeigt sie Allgemeines zur neuen Kennzeich-
nung mit einer Gegendberstellung unter dem
Schlagwort ,Was ist anders, was ist neu”. Der Mit-
telteil erklart auf jeweils zwei Postern die neuen
Kennzeichen, die jetzt Piktogramme hei3en. Dabei
dient ein Poster als Blickfang, das andere erldutert
das jeweilige Piktogramm, welche Gefahren von der-
art gekennzeichneten Produkten ausgehen und wie
man sich vor ihnen schitzt.

Der Schlussteil verweist auf eine die Ausstellung be-
gleitende Broschlre und auf die neu eingerichtete
Website www.schutzschild.bayern.de, auf der wei-
tere Informationen abgerufen werden kénnen. Die
Wanderausstellung wurde im Februar 2010 im Deut-
schen Museum in Minchen feierlich eréffnet. Zur-
zeit wandert die Ausstellung durch ganz Bayern.

Sachkundeprifung

Giftige, sehr giftige, brandférdernde, hochentzindli-
che und/oder gesundheitsschadliche Stoffe dirfen
erst nach der Erteilung einer behérdlichen Erlaubnis
von Personen, die lber eine entsprechende Sach-
kunde verfligen, in Verkehr gebracht werden. Dies
regelt der 8 3 der Chemikalien-Verbotsverordnung
(ChemVerbotsV). Die Kenntnisse von Gewerbetrei-
benden beispielsweise zur Schadlichkeit und Kenn-
zeichnung werden von der Gewerbeaufsicht schrift-
lich mittels spezieller Fragen aus einem landertber-
greifenden ,,Gemeinsamen Fragenkatalog” Uber-
pruft. Das LGL hat hierbei zwei Aufgaben: die

Prifungsfragen fir die schriftliche Prifung des Ge-
werbeaufsichtsamtes zusammenzustellen und an
der Pflege des Fragenkatalogs im Rahmen einer
bundesweiten Arbeitsgruppe mitzuwirken. Sehr auf-
wendig war die Anpassung der Fragen an die neuen
Kennzeichnungsregelungen und die Zunahme von
stoffspezifischen Sachkundeprifungen.

Fazit

Veranderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen
stellen den behordlichen Umgang mit der Chemikali-
ensicherheit immer wieder vor neue Herausforde-
rungen. Mit Fortschreiten der Umsetzung der
REACH-VO wird auch das LGL als Landesbehdrde
verstérkt zu einer Drehscheibe zwischen den inter-
nationalen und nationalen Behorden sowie der baye-
rischen Gewerbeaufsicht zum Schutz der Bevolke-
rung vor Risiken durch Chemikalien.

Die REACH-Verordnung macht deutlich, dass ein
wirksamer Schutz der Bevolkerung vor gesundheitli-
chen Gefahren, hier durch chemische Stoffe, darauf
angewiesen ist, dass belastbare wissenschaftliche
Daten beispielsweise zur Toxizitat aber auch zu Ver-
breitung in belebter und unbelebter Umwelt oder zu
Abbau- und Umbauprozessen vorliegen. Wahrend die
REACH-Verordnung die Beschaffung derartiger Infor-
mationen der Verantwortlichkeit der damit umgehen-
den Industrie zuweist, lassen sich viele andere poten-
zielle Gesundheitsgefahren keinem ,Verursacher” zu-
weisen. Zur Beurteilung solcher Gefahren anhand
wissenschaftlicher Daten sind auch und gerade staat-
liche Stellen wie das LGL gefordert, durch eigene
WISSENSCHAFT die bendtigten Beitrage zu leisten.
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Wissenschaft

Als am 24. April 2002 erstmals berichtet wurde,
dass in erhitzten starkehaltigen Lebensmitteln der
bis dato in der Offentlichkeit weithin unbekannte
krebserregende Stoff Acrylamid in hohen und ge-
sundheitlich relevanten Mengen vorhanden ist,
sollte dies die Schlagzeilen der Tagespresse noch
Uber einen langen Zeitraum flllen. Dabei war
Acrylamid schon immer in bestimmten Lebensmit-
teln enthalten gewesen. Neu war lediglich das
Wissen um diesen Sachverhalt. Dieses Wissen ist
einer schwedischen Wissenschaftlerin zu verdan-
ken, die bei einer umweltmedizinischen Untersu-
chung von Vergiftungsféllen nach einem Acryl-
amideinsatz im Tunnelbau bemerkte, dass auch die
unbelastete Bevolkerung hohe Acrylamidgehalte im
Blut aufwies, die nur aus der Nahrung stammen
konnten.

Die weitere ,,Geschichte” von Acrylamid zeigt deut-
lich, wie wichtig neue wissenschaftliche Erkenntnis-
se fir zielgerichtete MaRnahmen zum Schutz der 6f-
fentlichen Gesundheit sind. Gut temperaturkontrol-
lierte Backprozesse kdnnen zu einer deutlichen Re-
duktion der Acrylamidbildung fhren. Bestimmung
von Acrylamid in Backprodukten und Beratung der
Herstellerbetriebe konnten auch ohne gesetzliche
Vorschrift die Acrylamidbelastung der Bevolkerung
deutlich reduzieren. Diese einfachen und dennoch
wirkungsvollen Mafinahmen konnten jedoch erst
zum Nutzen der Bevolkerung eingesetzt werden, als
die Acrylamidbildung in Backprodukten und Maglich-
keiten ihrer Verhinderung untersucht und durch wis-
senschaftliche Publikation 6ffentlich wurden. Auch
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die bayerische Bevolkerung ist heute einer geringe-
ren Acrylamidbelastung ausgesetzt als noch vor

10 Jahren und profitiert somit indirekt wie auch das
LGL in seiner taglichen Arbeit von einer transparen-
ten internationalen wissenschaftlichen Veroffent-
lichungspraxis.

Das LGL versteht sich als Teil der fachwissen-
schaftlichen Offentlichkeit, der sogenannten
.scientific community”. Innerhalb der letzten zehn
Jahre hat das LGL daher konsequent einen Weg
beschritten, diese Integration in die , scientific
community” voranzutreiben. So wie das LGL selbst
in seiner taglichen Tatigkeit als ratgebender Dienst-
leister fur Politik und Vollzugsbehorden auf den rei-
chen Fundus wissenschaftlicher Publikationen an-
derer zurlickgreift, so setzt es die damit verbunde-
ne Verpflichtung um, eigene Ergebnisse der Fach-
welt zu prasentieren. Im Jahr 2001 haben die
beiden Landesuntersuchungséamter, die Vorganger-
einrichtungen des LGL, von insgesamt 56 Fachver-
offentlichungen und Kongressbeitragen nur vier in
einer begutachteten (, peer reviewed") internatio-
nalen englischsprachigen Zeitschrift veréffentlicht.
Bis zum Jahr 2011 stieg nicht nur die Zahl der wis-
senschaftlichen Verdffentlichungen bis auf Uber
300 pro Jahr, sondern auch der Anteil der interna-
tional veroffentlichten Beitrédge auf Uber 60.

Am LGL wurden in der zurlckliegenden Dekade 171
Forschungsprojekte fir die Weiterentwicklung und
Validierung neuer Untersuchungsmethoden oder zur
Untersuchung gesundheitsrelevanter Parameter in
Tier, Mensch, Umwelt oder Lebensmittel initiiert.
Hierflr konnte ein Gesamtvolumen von circa 26 Mio




Euro an Fordergeldern aus Forderprogrammen baye-
rischer Ministerien, des Bundesforschungs- und an-
derer Bundesministerien sowie aus dem europai-
schen Forschungsrahmenprogramm eingeworben
werden.

Die enge Zusammenarbeit mit Hochschulen und an-
deren Forschungseinrichtungen konnte die Gewin-
nung und den Austausch hoch qualifizierten Perso-
nals fUr das LGL deutlich erleichtern. Besonders in
Aus-, Fort- und Weiterbildung konnte ein lebhafter
gegenseitiger Austausch etabliert werden, der zum
einen praktische Aspekte staatlicher Gesundheits-
flrsorge durch die Beteiligung von LGL-Mitarbeitern
an der akademischen Lehre in die Hochschulen
transportieren konnte, zum anderen aber auch er-
laubte, Hochschullehrer fur die Ausbildungsprogram-
me der Akademie fur Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit zu gewinnen. Eine besonders enge Ver-
schrankung konnte hier durch die Fusion der Amts-
arztausbildung mit dem Masterstudiengang ,, Public
Health” der LMU erreicht werden.

Pettenkofer School of Public Health

Offentliche Gesundheit/Public Health ist ein unver-
zichtbares Tatigkeitsfeld der gesamtgesellschaftli-
chen Bemuhungen, um ,Bedingungen zu schaffen,
in denen Menschen gesund sein kdnnen” (Institute
of Medicine 1988, 2002). Zunachst mag die fur Bay-
ern handlungsleitende These einer (Re-)Akademi-
sierung des Offentlichen Gesundheitsdienstes
(OGD) im Rahmen einer universitaren , School of
Public Health” tiberraschen: Sind die im OGD Tati-
gen nicht in aller Regel akademisch hoch qualifizierte

Fachleute? Arzte mit oftmals doppelter Facharztqua-
lifikation, namlich einem klinischen Facharzt in Ver-
bindung mit dem Facharzt fiir Offentliches Gesund-
heitswesen?

Eine akademische Qualifikation der im OGD in Fiih-
rungs- oder Spezialfunktion Tatigen ist sicherlich ge-
geben, etwa durch die angesprochenen promovier-
ten Facharzte fur Offentliches Gesundheitswesen
mit leitenden Funktionen in den Gesundheitsamtern.
Gleichzeitig ist das spezifische fachliche Tatigkeits-
feld des OGD selbst seit geraumer Zeit nicht mehr
durch eigene Lehrstlhle an einer medizinischen Fa-
kultat vertreten. Dies ist eine bemerkenswerte Be-
sonderheit des Facharztes fur Offentliches Gesund-
heitswesen, auch angesichts der internationalen his-
torischen Bedeutung der grundlegenden Arbeiten ei-
nes Max von Pettenkofer, Rudolf Virchow oder
Salomon Neumann fir den betreffenden Facherka-
non. Die Erklarung dieser besonderen Situation ist
far den deutschen Sprachraum zu grof3en Teilen im
Missbrauch der bevolkerungsmedizinischen Ansatze
und deren Perversion fir die verbrecherischen Ziele
des Nationalsozialismus in der Zeit von 1933 bis
1945 zu finden (Labisch 1999, Schagen und Schlei-
ermacher 2005, Donhauser 2007).

Eine Aufarbeitung dieser fachlich-wissenschaftli-
chen Defizite erfolgte flr Deutschland durch die Pu-
blic Health-Forderprogramme des Bundes insbeson-
dere zwischen 1991 und 2001. Diese Unterstltzung
erfolgte zum einen durch die Forderung grolRer epi-
demiologischer Studien und von finf Forschungsver-
blinden Public Health, zum zweiten durch ein Aus-
lands-Stipendienprogramsmm zur Public Health-Qualifi-
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kation deutscher Nachwuchswissenschaftler, zum
dritten durch den Aufbau eigener Public Health-Stu-
diengénge zur Qualifikation an deutschen Universita-
ten. Ahnliche Aufbauprozesse vollzogen sich auch in
Osterreich und in der Schweiz.

Der OGD war daran zunichst nur in vergleichsweise
geringem Ausmal’ beteiligt. Dies erklart sich zwang-
los damit, dass der OGD zu diesem Zeitpunkt schon
nicht mehr an den deutschen Universitaten mit ei-
genstandigen Fachvertretern prasent war. Dadurch
war einerseits eine , Theoriellicke” hinsichtlich der
Reprasentanz von OGD-Themen im Wissenschafts-
bereich gegeben, andererseits eine , Praxisllicke”
bezogen auf einen nachhaltigen Praxisbezug der For-
schung und Ausbildung an den neuen Public Health-
Studiengéngen.

Die Akademien in Disseldorf und Minchen, welche
die flr die facharztliche Qualifikation vorgeschriebe-
nen theoretischen Kursweiterbildungen anbieten,
suchten friihzeitig Verbindungen mit dem universi-
téren Bereich Public Health.

Am Standort Mlnchen ergaben sich besondere
Chancen:

In Ubereinstimmung mit dem Bologna-Prozess (Bo-
logna-Erklarung 1999) zur Schaffung eines einheitli-
chen Européaischen Hochschulraums bis zum Jahr
2010 wurde der Public Health-Studiengang der Lud-
wig-Maximilians-Universitat mit Beginn zum Winter-
semester 2008/2009 modularisiert (European Credit
Transfer System, ECTS) und zudem unter Einbezie-
hung der Belange des OGD erweitert.




Zeitgleich forderte ein Beschluss der Bayerischen
Staatsregierung (Ministerratsbeschluss vom 2. Mai
2006) die Erarbeitung eines stimmigen Gesamtkon-
zeptes fur den Offentlichen Gesundheitsdienst
(OGD) in Bayern. Angesprochen wurden Fort- und
Weiterbildung, Modularisierung des Amtsarzt-Lehr-
ganges, Fortbildungsverpflichtung mit Punktesys-
tem, Uberprifung des Ausbildungssystems und
Strukturen des OGD.

Diese beiden Entwicklungen stellen eine substan-
zielle Chance flr eine stimmige, an den europawei-
ten ,best practice”-Modellen orientierte Fortent-
wicklung der Facharztweiterbildung Offentliche Ge-
sundheit durch eine starkere Vernetzung des Amts-
arztlehrganges mit der universitaren Public
Health-Ausbildung dar. Angesichts der demokrati-
schen Weiterentwicklung der Gesellschaften in Eu-
ropa von der vorwiegend staatlich verwalteten 6f-
fentlichen Gesundheit hin zu einer partnerschaftlich
offentlich verantworteten Gesundheit und einem po-
sitiven Menschenrecht auf Gesundheit (Art. 35 der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union) tre-
ten — zu den wichtigen klassischen Aufgaben des
Gesundheitsschutzes — verstérkt hinzu (s.a. KGSt
1998, Institute of Medicine 1998 und 2002, Locher/
Wildner/Kerscher 2009):

e inhaltliche und fachliche Kompetenzen in neuen
Steuerungsfunktionen im Bereich Gesundheits-
schutz und Gesundheitsforderung/Pravention:

e die Befdhigung zur quantitativen Analyse, Evaluati-
on und evidenzbasiertem Handeln

e die Befahigung zur effektiven Gesundheitsbericht-
erstattung, Risiko- und Krisenkommunikation

e kulturelle und soziale Kompetenzen sowie Bereit-
schaft und Befahigung zur intersektoralen Koope-
ration:

e die Befahigung zur Beratung der Offentlichkeit,
Moderation und Anwaltschaft auf lokaler, regiona-
ler und Uberregionaler Ebene

e die Befahigung zur Politikberatung auf verschiede-
nen Ebenen

e die Befahigung zur Reflexion beziehungsweise Ent-
wicklung von ethischen Grundpositionen und
Staatsverstandnis in der eigenen Arbeit

Vor dem Hintergrund dieses Anforderungsprofils war
und ist fir den Bereich der ¢ffentlichen Gesundheit
die verstarkte Integration sozialer, sozialwissen-
schaftlicher und evaluativer Kompetenzen in die
Weiter- und Fortbildung notwendig (Akademie fur
offentliches Gesundheitswesen DUsseldorf 2008,
Stockmann et al. 2009). Dies ist vergleichbar mit der
Integration naturwissenschaftlicher Kompetenz in
die Medizin im vergangenen Jahrhundert. Diese In-
tegration ist insbesondere aus dem Bereich Public
Health heraus zu erwarten und sollte damit vernetzt
sein (Grunow und Grunow-Lutter 2000, Kurth 2005,
Mdller 2005). Die konkreten Entwicklungsschritte
auf diesem Weg in Bayern werden nun hier vorge-
stellt.
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Facharzt fur Offentliches Gesund-
heitswesen

Die Notwendigkeit zur Fortentwicklung des Facharz-
tes fur das Offentliche Gesundheitswesen ergibt sich
aus den qualitativ gestiegenen Anforderungen im Be-
reich Offentliche Gesundheit. Insbesondere betrifft
dies die Evidenzbasis des behdrdlichen Handelns
und die Vernetzung mit verschiedenen Akteuren.

Dazu kommt, dass die Aus- und Weiterbildung euro-
paweit kompatibel sein muss. Hier bestand in Bayern
die Moglichkeit, im deutschsprachigen Raum eine
Vorreiterrolle zu tibernehmen. In Ubereinstimmung
mit den Bologna-Kriterien flr eine einheitlich Européi-
sche Hochschullandschaft wurde das bisherige Aus-
bildungsangebot zu einem Master of Public Health
an der Ludwig-Maximilians-Universitat Minchen
(LMU), welches bereits mit der Amtsarztausbildung
vernetzt war, erweitert. Dabei wurde der bisherige
Master of Public Health (MPH) um eine weitere
Schwerpunktsetzung , Health Administration and
Management/Verwalten und Fihren im Gesundheits-
wesen” (MPH, Schwerpunkt HAM) erweitert. Die
Chancen fiir die Facharztausbildung im Offentlichen
Gesundheitswesen liegen in dieser erweiterten
Schwerpunktsetzung: Der Schwerpunkt in Health
Administration und Management (Fuhren und Ver-
walten im Gesundheitswesen) ist kompatibel mit der
theoretischen Kursweiterbildung der Facharztweiter-
bildung im Bereich Offentliches Gesundheitswesen.
Der bisherige Lehrgang mit 713 Kontaktstunden Un-
terricht wurde in Ganze integriert. Dies setzte eine
abgestimmte Zertifizierung der Bildungsangebote
des bisherigen Amtsarztlehrganges und die notwen-
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dige Anerkennung flr eine universitare Ausbildung zu
einem Master voraus und bedeutete die Uberfiihrung
des bisherigen Ausbildungsangebotes in die inhaltli-
chen und formalen Voraussetzungen des ECTS-Sys-
tems. Fir den Erwerb eines Bologna-konformen
Master-Grades musste die bisherige Ausbildung
noch um Module erganzt werden, die fur die Kursteil-
nehmer freiwillig sind: ein Modul Biometrie sowie die
Module eines Praktikums und einer Masterarbeit.

Die Modularisierung in Ubereinstimmung mit den
Bologna-Kriterien beinhaltet die Vergabe von
European Credit Transfersystempunkten (ECTS).

1 ECTS-Punkt berechnet sich von der studentischen
Arbeitsbelastung her als 30 Stunden. Die an der
LMU Minchen umgesetzten Master-Programme ha-
ben einen Umfang von 120 ECTS. Der Erwerb eines
solchen Masterabschlusses setzt ein mindestens
zweijahriges Vollzeit-Hochschulstudium (Bachelor-
Abschluss) voraus und ist nicht auf Mediziner be-
schrankt.

Die derzeitige Modulstruktur im Bereich MPH
(Schwerpunkt HAM) umfasst folgendes:

e Finf Pflichtmodule (Biometrie (9 ECTS) -
Epidemiologie (9 ECTS) - Public Health Kernkom-
petenzen (12 ECTS) - Praktikum (30 ECTS) -
Masterarbeit, Kolloquium, Disputation (30 ECTS))

* Drei Wahlpflichtmodule (Tatigkeitsfelder im OGD
(12 ECTS) - Public Health Politiken & Praxis in der
Gesundheitsverwaltung (9 ECTS) - Fortgeschritte-
ne Anwendungen in der Hygiene und Infektions-
kontrolle (9 ECTS))




Far die Weiterentwicklung der Amtsarztausbildung
bietet sich die Chance, diese Modularisierung im
Sinne einer groReren Flexibilisierung zu nutzen.

Das gemeinsame Studiengangsangebot an der LMU
Munchen wurde im Sommer 2009 hinsichtlich sei-
ner Bologna-Konformitat erfolgreich zertifiziert.

Universitare Vernetzung des LGL

Die Akademie fir Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit (AGL) wurde friihzeitig in die Entwicklungen
eingebunden, sodass die entsprechende Unterstit-
zung durch Integration des Amtsarztkurses in die
modulare Struktur einschlie3lich der notwendigen
universitaren Akkreditierung gewahrleistet war.
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Potenziell waren folgende, teilweise bereits gegebe-
nen, Erweiterungen denkbar

e Zertifizierung von Ausbildungs- bzw.
Weiterbildungsstellen. Diese Tatigkeit wird bereits
jetzt wahrgenommen. Sie wrde sich im Fall einer
erweiterten Facharztvergabe intensivieren.

e Prifungsabnahme. Zu trennen sind die universitare
Prifung fUr die Verleihung des Mastergrades, die
staatliche Priifung fiir die Tatigkeit im Offentlichen
Gesundheitsdienst und die Facharztprifung zur
Anerkennung des Facharztes. Im Zusammenhang
mit der Amtsarztausbildung wurde aufgrund der
gegebenen Rechtslage eine Staatsprifung
zusétzlich zu den universitaren Prifungen
beibehalten. Angestrebt ist eine Vereinheitlichung
dieser Prifungen.

e Starkung der Aus-, Fort- und Weiterbildung in an-
deren Bereichen.

Eine solche Entwicklung unterstltzt die strukturelle
Vernetzung des Bayerischen Landesamtes fir Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) mit ver-
schiedenen bayerischen universitaren Einrichtungen:
die veterindrmedizinische Fakultat der Ludwig-Maxi-
milians-Universitat MUnchen, die Friedrich-Alexan-
der-Universitat Erlangen sowie die Technische Uni-
versitdat Mlnchen und die Medizinische Fakultat der
Ludwig-Maximilians-Universitat Minchen.

Zwischen der Medizinischen Fakultat der LMU und
dem LGL besteht seit Jahren auf verschiedenen
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Feldern eine gute Zusammenarbeit. Die wachsen-
den Herausforderungen an beide Vertragspartner er-
fordern eine zunehmende Vernetzung und Blnde-
lung der Ressourcen, um auf den verschiedenen
Themengebieten von Medizin und Gesundheit so-
wie bei der Entwicklung neuer wissenschaftlicher
Methoden eine Verbesserung zu erreichen. Vor
diesem Hintergrund wurde am 8. Méarz 2007 eine
Kooperationsvereinbarung zwischen LGL und LMU
geschlossen.

Ein weiterer wichtiger Meilenstein dieser Entwick-
lung war die Bekraftigung des gemeinsamen Weges
anlasslich der Feier zum 200-jahrigen Bestehen des
OGD in Bayern durch eine gemeinsame Erklarung
am 17. Juli 2008 sowie die Erarbeitung eines Statuts
fur eine Pettenkofer School of Public Health an der
LMU (PSPH-LMU). Tréager der PSPH-LMU sind die
Ludwig-Maximilians-Universitat Minchen, das
Helmholtzzentrum Minchen sowie das Bayerische
Landesamt flr Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit. Das Statut wurde im Dezember 2009 von allen
Tragern unterzeichnet.

In Erflllung der darin genannten Ziele ist die Ein-
richtung von Brlickenprofessuren vorgesehen. Eine
erste derartige Brlckenprofessur wurde 2010 einge-
richtet und mit Prof. Manfred Wildner, Leiter der Ab-
teilung Gesundheit am LGL, besetzt. Sie tragt die
Bezeichnung , Professur Offentliches Gesundheits-
wesen - Public Health Policy & Administration” mit
den inhaltlichen Schwerpunkten




e Evidenz fur gesundheitspolitische Analysen, Ge-
sundheitsfolgeabschatzung (Health Impact As-
sessment, HIA), Gesundheitsberichterstattung,

e staatliche Aufgabenwahrnehmungen im Gesund-
heitssystem, Governance, europaische Gesund-
heitspolitik, Translation wissenschaftlicher Evidenz
von Public Health

* Aufgaben des Offentlichen Gesundheitsdienstes
(OGD), sozialmedizinische Begutachtung.

Weitere geeignete Brlickenprofessuren sollen fol-
gen. Mit der Umsetzung dieses Programms in der
Institution einer Pettenkofer School of Public Health
wird die (Re-)Akademisierung des OGD durch eine
wieder gegebene universitare Fachvertretung voll-
zogen. Gleichzeitig sind dies Schritte auf einem
Weg, dem weitere Stationen folgen missen und der
nur gemeinsam gegangen werden kann. Es geht um
eine transparente, evidenz- und wertebasierte
Aufgabenwahrnehmung durch den OGD auf allen
Ebenen.

Eine ganz praktische Konsequenz der ,Verwissen-
schaftlichung”, die mit dem Ubergang von den
Landesuntersuchungsamtern vor 2002 zum LGL von
2012 angestrebt wurde, ist der bidirektionale Metho-
dentransfer aus der , scientific community” zum
LGL und vice versa. Wéhrend 2002 viele molekular-
biologische Methoden noch einer experimentellen
Umgebung vorbehalten waren, konnten diese bis
heute in weite Bereiche in die Uberwachungspraxis
Ubertragen werden. Am LGL wurde dieser Prozess
in der letzten Dekade sehr aktiv vorangetrieben.

Molekulare Methoden in der
Mikrobiologie

Die Erfolgsgeschichte begann vor etwas mehr als
zehn Jahren mit einer lebensmittelassoziierten Erre-
gergruppe, die sich mit klassischen mikrobiologischen
Verfahren nicht nachweisen lasst: Shigatoxin/Veroto-
xin bildende Escherichia coli (STEC/VTEC). Charakte-
ristisches Merkmal dieses Erregers ist das Shigato-
xin-Bildungsvermaogen, das genetisch (stx1 und stx2)
kodiert ist. Eine Toxinbildung findet im Lebensmittel
kaum statt, die Erkrankung wird durch die Aufnahme
des Erregers, einer Vermehrung im menschlichen
Darm und der dort stattfindenden Toxinbildung aus-
geldst. Zur Detektion von STEC/VTEC in einem Le-
bensmittel gibt es zwei Moglichkeiten: entweder den
Einsatz molekularer Verfahren flr den Nachweis von
stx1 und/oder stx2 oder die Induktion der Toxinbil-
dung in vitro (durch Zusatz eines zytotoxischen Anti-
biotikums zur Anreicherungsbouillon) und den an-
schlieRenden Nachweis mittels immunologischer Ver-
fahren. Am Bayerischen Landesamt fir Gesundheit
und Lebensmittelsicherheit (LGL) entschied man sich
flr die molekulare Diagnostik, unter anderem, da die-
se auch im humanmedizinischen Bereich eingesetzt
wurde. Am Standort in Oberschleifsheim konnte die
Human-, Veterinar- und Lebensmitteldiagnostik in ei-
nem zentralen Laborbereich durchgeflihrt werden. Zu
diesem Zeitpunkt kam die Lebensmittelmikrobiologie
am LGL zum ersten Mal mit molekularen Nachweis-
verfahren, damals noch klassischer Block-PCR mit an-
schlieRender Gelelektrophorese, in Kontakt und man
Uberlegte, ob man diese Verfahren auch bei anderen
Erregern einsetzen konnte. Und so wurden PCR-
Verfahren, basierend auf Methoden(entwrfen) zur
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Amtlichen Sammlung von Untersuchungsverfahren
nach § 35 LMBG (heute: § 64 LFGB) fir den Nach-
weis thermophiler Campylobacter spp. und Salmonel-
la spp. parallel zu den klassisch mikrobiologischen Un-
tersuchungen getestet. Aber die ersten Versuche er-
brachten nicht den erhofften Erfolg. Aufgrund der bei
verschiedenen Lebensmittelmatrizes notwendigen
DNA-Extraktion mittels kommerzieller Extraktionskits
sowie der der klassischen PCR nachgeschalteten
Gelelektrophorese mit Ethidiumbromidfarbung erwies
sich das Verfahren im Hinblick auf den Nachweis ther-
mophiler Campylobacter spp. als zu arbeits- und zeit-
intensiv, um als Screeningverfahren in Konkurrenz zu
dem bisher eingesetzten kommerziellen ELISA-Sys-
tem (VIDAS®) treten zu kénnen. Einen entscheiden-
den Vorteil hatte diese Versuchsphase allerdings: Sie
brachte die Labormitarbeiter der Lebensmittelmikro-
biologie zum ersten Mal in Kontakt mit molekularen
Arbeitstechniken. Nachdem die PCR, mit Ausnahme
in der STEC/VTEC-Diagnostik, in der Lebensmittelmi-
krobiologie einige Zeit ein Schattendasein gefihrt hat-
te, entdeckte man flr sie einen neuen Einsatzbereich.
Man verabschiedete sich vorerst von dem Gedanken
eines schnellen Screeningverfahrens und suchte die
Einsatzmaglichkeiten dort, wo sich die PCR bereits
bei STEC/VTEC als Erfolg erwiesen hatte: der Diffe-
renzierung bakterieller lebensmittelassoziierter Intoxi-
kationserreger, deren Toxine im Lebensmittel nicht
oder nur mittels Tierversuch/Zellkulturassay nach-
weisbar sind (Clostridium botulinum und Bacillus ce-
reus, emetischer Typ), sowie dem Nachweis von Er-
regern, fur die bis heute zum Teil keine kulturellen
Nachweisverfahren existieren. Dies betrifft lebens-
mittelassoziierte Viren wie etwa Noroviren. Man kam
Uberein, die Virendiagnostik nur an einem Standort, in
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Erlangen, auszubauen, da hierfir separate Raumlich-
keiten, spezielles Equipment sowie umfassende spe-
zielle Fachkenntnisse vorhanden waren. Die Lebens-
mittelmikrobiologie in Oberschleilsheim befasste sich
im Gegenzug verstarkt mit dem Einsatz der PCR zum
Nachweis von Toxingenen bei bakteriellen lebensmit-
telbedingten Intoxikations- und Toxiinfektionserregern
(unter anderem Clostridium botulinum, Clostridium
perfringens, Bacillus cereus).

Fur die Entwicklung, Etablierung und Validierung der
molekularen Verfahren, die unter anderem im Rah-
men von Forschungsprojekten und Doktorarbeiten
durchfihrt wurden, galt dabei stets der Grundsatz:

. Entwicklung aus der Routinediagnostik heraus fir
den Einsatz in der Routinediagnostik”. Ziel jedes ent-
wickelten Verfahrens war und ist bis heute der Einsatz
in der taglichen Routinediagnostik, immer in Kombina-
tion mit und abgestimmt auf die entsprechenden mik-
robiologischen Untersuchungsmethoden, um diese zu
erganzen, zu verbessern oder abzukdirzen. Diese
Uberlegungen fiihrten dazu, dass es am LGL, anders
als an anderen deutschen Untersuchungseinrichtun-
gen, nicht zur Etablierung eines eigenstandigen mole-
kularbiologischen Labors kam, welches gesammelt
die Proben aus den unterschiedlichen Untersuchungs-
bereichen (Veterinarbakteriologie, Lebensmittelanaly-
tik, Veterinar- und Lebensmittelvirologie) als Servicela-
bor untersucht und die Ergebnisse dann an die einzel-
nen Fachgebiete Ubermittelt. Am LGL dagegen wur-
de an beiden Standorten die molekulare Diagnostik in
die lebensmittelmikrobiologischen Labors integriert,
was nach und nach zu einer breiten Akzeptanz der
Verwendung molekularer Verfahren im Bereich der
Lebensmittelmikrobiologie flhrte.
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Real-Time-PCR konventionellen PCR erlaubt die Real-Time-PCR die
Messung der entstehenden PCR-Produkte bereits

Der endgultige Durchbruch gelang der Molekularbio- wahrend des PCR-Laufs mithilfe von Fluoreszenz-

logie mit der Umstellung von klassischen PCR-Ver- farbstoffen.

fahren auf die Real-Time-PCR. Im Gegensatz zur

Salmonella spp. --- X

Campylobacter spp. | C. jejuni, coli, lari X

Listeria spp. L. monocytogenes, innocua, welshimeri X

STEC/VTEC X X

Cronobacter spp. --- X

Vibrio spp. V. parahaemolyticus, vulnificus, cholerae X X

Yersinia spp. Yersinia enterocolitica X X

Motactrumson 7455, perreross Baterer |

Bacillus spp. Bgc///us cereus, emetischer u. X
diarrhoeischer Typ
C. botulinum, perfringens, difficile,

Clostridium spp. chauvei, haemolyticum, septicum, X X
novyi, estertheticum

Alicyclobacillus spp. | Alicyclobacillus acetoterrestris X

Noroviren Norovirus Genogruppe | u. Il X

Hepatitis A X

Rotaviren Rotaviren der Gruppe A X

Ubersicht tber die am LGL in der Lebensmittelmikrobiologie (Erlangen und/oder OberschleiRheim)
genutzten molekularen Nachweis- und Differenzierungsverfahren
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Somit wird der sich normalerweise an eine PCR an-
schlieffende Schritt der Gelelektrophorese und
Ethidiumbromidfarbung tberflissig. Diese Zeit- und
Arbeitsersparnis lieR? die Real-Time-PCR auch als
Screeningverfahren fir die Untersuchung auf die An-
oder Abwesenheit von lebensmittelassoziierten In-
fektionserregern, wie Salmonella spp., thermophile
Campylobacter spp. oder Vibrio spp. wieder attraktiv
werden. Am LGL wurde in der Lebensmittelmikro-
biologie von Anfang an mit Real-Time-PCR-Geraten
gearbeitet, die nicht an kommerzielle Untersu-
chungskits bestimmter Hersteller gebunden waren
und so auch die Entwicklung hauseigener Nachweis-
verfahren ermdglichten. Die Gberwiegende Anzahl
der derzeit verwendeten Real-Time-PCR-Methoden
flr bakterielle und virale Erreger wurde am LGL
selbst entwickelt und umfassend validiert. Es han-
delt sich dabei um Systeme im sogenannten Tag-
Man-Format, bei dem anstatt interkalierender Farb-
stoffe (SYBR Green) fluoreszenzmarkierte Oligonuk-
leotide (Sonden) eingesetzt werden, wodurch eine
weitere Verifizierung des molekularen Ergebnisses,
wie beispielsweise durch die Sequenzierung, bis auf
wenige Ausnahmen Uberflissig wird. Des Weiteren
kommt bei den Verfahren eine Amplifikationskontrol-
le zum Einsatz, die eine Unterscheidung zwischen
falsch- und richtig-negativen PCR-Ergebnissen er-
moglicht. Dies und die Routinetauglichkeit der Me-
thoden flhrte dazu, dass die Experten des LGL in
vielen nationalen und internationalen Arbeitsgruppen
(8 64 LFGB, DIN, CEN/ISO) an der Erstellung und
Normierung von Methodenvorschriften beteiligt wa-
ren und sind. Einige der Inhouse-Verfahren sind be-
reits in die Amtlichen Sammlung von Untersu-
chungsverfahren nach § 64 LFGB bzw. bei CEN/ISO

aufgenommen oder stehen kurz vor der Veroffentli-
chung. Die Publikation der Untersuchungsmethoden
in nationalen und internationalen Fachzeitschriften
flhrte des Weiteren dazu, dass diese inzwischen in
vielen Untersuchungseinrichtungen europaweit im
Einsatz sind.

Ziel jeglicher Methodenentwicklung in den lebens-
mittelmikrobiologischen Labors am LGL war und ist
niemals Forschung um ihrer selbst willen, sondern
immer die Verbesserung der diagnostischen Mog-
lichkeiten vor dem Hintergrund eines umfassenden
gesundheitlichen Verbraucherschutzes. Uber die
Jahre hinweg wurde auf diesem Weg die Ursache
einer Vielzahl von lebensmittelbedingten Ausbru-
chen ermittelt, die ohne den Einsatz der genannten
Untersuchungsverfahren wohl unaufgeklart geblie-
ben wéren. Die Erkenntnisse aus derartigen Aus-
bruchsuntersuchungen sowie aus Statuserhebungen
flieRen regelmaRig in die Verbraucheraufklarung so-
wie in Risikobewertungen fir bestimmte Stoff-Erre-
ger-Kombinationen ein. Unter den in nebenstehen-
der Tabelle aufgefiihrten Untersuchungsverfahren
finden sich bewusst auch Nachweismethoden fir
einige im Lebensmittelbereich unkonventionelle
oder in Deutschland inzwischen in Vergessenheit
geratene Erreger. Die Erfahrung der vergangenen
Jahre zeigt, dass es, gerade vor dem Hintergrund
des globalen Handels mit Lebensmitteln, nie falsch
ist, auch fir derartige Erreger Nachweisverfahren
vorratig zu halten oder Uber regelméaRige Statuser-
hebungen das Vorkommen in unterschiedlichen
Lebensmittelmatrizes im Rahmen der amtlichen
Lebensmittelliberwachung im Auge zu behalten.
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Kombination mit klassischen
Verfahren

In vielen Bereichen lassen die klassischen qualitati-
ven und quantitativen mikrobiologischen Nachweis-
verfahren nur eingeschrankte Aussagen Uber die Pa-
thogenitat eines Erregers zu. Zudem liefern moleku-
lare Verfahren bis heute keine verlasslichen Aussa-
gen darlber, ob der detektierte Erreger lebensféahig
und damit infektids ist, eine Information, die gerade
im Lebensmittelbereich mit zum Teil hoch prozes-
sierten Matrizes flr eine eventuelle rechtliche Be-
wertung des Befundes von entscheidender Bedeu-
tung ist. Insofern wird sich am LGL auch zuklnftig
fir eine umfassende Diagnostik in der Lebensmittel-
mikrobiologie nicht die Frage stellen, ob molekulare
oder klassisch mikrobiologische Verfahren einge-
setzt werden sollen, sondern eher die Frage, wel-
ches molekulare Verfahren in Kombination mit wel-
chem klassisch kulturellem Nachweis die besten Er-
gebnisse liefert. Der eingeschlagene Weg der Le-
bensmittelmikrobiologie am LGL in den letzten
Jahren war im Sinne des gesundheitlichen Verbrau-
cherschutzes auf jeden Fall der richtige.

Nicht nur fir die Lebensmittelmikrobiologie war das
letzte Jahrzehnt gepragt von methodischen Heraus-
forderungen. Im Bereich der lebensmittelchemi-
schen Analytik pragen vor allem sinkende Bestim-
mungsgrenzen, rationelle Multimethoden, hoher
Standard bei der Qualitatssicherung, Automatisie-
rung und Hochdurchsatz den wissenschaftlichen An-
spruch an die Analytik.
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Pflanzenschutzmittel

Als Rickstande werden Wirkstoffe von Pflanzen-
schutzmitteln und ihre Abbau- oder Reaktionspro-
dukte bezeichnet, die in oder auf Lebensmitteln vor-
handen sind und insbesondere von der Verwendung
im Pflanzenschutz herrihren kénnen. Demnach
stammen diese in der Regel aus einem bewussten
Einsatz entsprechender Mittel.

Das LGL verfolgt stets das Ziel der modernen Rick-
standsanalyse, mit vertretbarem Aufwand ein mdg-
lichst breites Wirkstoffspektrum in den verschie-
densten Lebensmitteln empfindlich zu erfassen, um
eine umfassende Kontrolle zu gewahrleisten.

Mit der Fokussierung der Speziallabore auf einen
Standort wurden die Mdglichkeiten geschaffen, in
den zehn Jahren seit Bestehen des LGL neue Auf-
arbeitungs- und Messmethoden in die Analytik von
Pflanzenschutzmittel-Rlckstanden einzufihren. Zu-
nachst wurde die gaschromatografische Bestim-
mung von Uber 200 Komponenten in pflanzlichen
Lebensmitteln durch ein LC-MS/MS-basiertes Ver-
fahren ergédnzt, sodass insgesamt Uber 400 Stoffe
sehr empfindlich erfassbar waren. Letztendlich I6ste
die Einfihrung der sogenannten QUEChERS-Metho-
de und der verstarkte Einsatz von massenspektro-
metrischen Detektoren die beiden getrennten Ver-
fahren ab, da mit dieser neuen Methode beide
Messtechniken unproblematisch genutzt werden
kénnen. In der Folge konnte das Stoffspektrum des
LGL bis heute auf rund 600 Komponenten erweitert
werden, wobei man auch noch Ressourcen einspar-
te.




Wissenschaft

67



68

Auch im Bereich der Einzelmethoden fir die Stoffe,
die nicht mit den umfassenden Verfahren analysiert
werden kdnnen, nutzte das LGL vor allem die LC-
MS/MS-Technik, um Wirkstoffe wie zum Beispiel
Streptomycin, Glyphosat und Ethephon in der Routi-
ne zu etablieren.

Mit diesen analytischen Entwicklungen versetzt sich
das LGL in die Lage, den standig zunehmenden An-
forderungen durch die rechtlichen Vorgaben zu ent-
sprechen. Mit der Harmonisierung in Europa durch
die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 sind nun fir mehr
als 450 Stoffe Grenzwerte festgelegt, deren Einhal-
tung zu Uberprifen ist. Zwar wurde dadurch die Be-
wertung der Rickstande vereinfacht, die Anforderun-
gen an die Analytik sind jedoch deutlich gewachsen.
Dies wird auch in den immer umfassenderen, europa-
ischen und nationalen Kontrollprogrammen deutlich,
an denen das LGL beteiligt ist. Zur Uberpriifung der
Einhaltung der Grenzwerte ist die gesundheitliche Be-
wertung der Rickstande hinzugekommen. Bei Uber-
héhten Rickstanden arbeiten am LGL Analytiker und
Toxikologen zusammen, um zu kléren, ob durch die
gefundenen Gehalte ein Risiko fir den Verbraucher
besteht. Die Informationen Uber gesundheitlich be-
denkliche Befunde werden dann von der Kontaktstel-
le am LGL fur ein- und ausgehende Meldungen Uber
die EU-Schnellwarnsysteme verbreitet.

Nachdem im 6kologischen Anbau chemisch-synthe-
tische Pflanzenschutzmittel nicht eingesetzt werden
ddrfen, hat sich das LGL in einem mehrjéhrigen Pro-
jekt dieser Thematik intensiv gewidmet. Dabei wur-
de festgestellt, dass bei Bio-Lebensmitteln kaum
Rlcksténde zu finden waren.




Tierarzneimittelriickstande

Zur Behandlung erkrankter Tiere werden Arzneimittel
sehr unterschiedlicher Art eingesetzt. Stoffe mit
mastférdernder Wirkung und einige weitere Stoffe
dirfen bei Tieren, die zur Lebensmittelgewinnung
dienen, jedoch nicht angewendet werden. Nach jeder
Arzneimittelanwendung kénnen Reste der Wirkstoffe
im Lebensmittel zurlickbleiben. Diese dirfen maximal
zuldssige Hochstgehalte nicht Gberschreiten.

Um diese Hochstmengen zuverldssig Uberwachen zu
kdnnen, haben sich die Labore des LGL in ihrer Arbeit
auf Schwerpunkte fokussiert, wahrend die Labore der
beiden ehemaligen Landesuntersuchungsamter noch
jeweils das gesamte analytische Spektrum abdecken
mussten. Nur so war es mit vertretbarem Aufwand
moglich, den rechtlichen Vorgaben der EU insbeson-
dere hinsichtlich der erheblich gestiegenen Anforde-
rungen im Bereich der Methodenvalidierung zu ent-
sprechen. Die EU fordert fur alle verwendeten Unter-
suchungsverfahren umfangreiche Nachweise zur
Qualitat und Richtigkeit der Verfahren, die erheblichen
zusatzlichen Aufwand erfordern.

Die analytische Bestimmung der sehr unterschiedli-
chen Arzneistoffe macht eine groRere Zahl unter-
schiedlicher Nachweisverfahren erforderlich, mit de-
nen jeweils Gruppen chemisch verwandter Stoffe
analysiert werden kénnen. War es friiher noch unum-
ganglich, Wirkstoffe mit gruppenspezifischen Einzel-
methoden zu analysieren, werden heute moglichst
viele Stoffe unterschiedlicher Gruppen durch Multi-
methoden bestimmt. Das LGL kann heute insgesamt
Uber 200 verschiedene Arzneimittelrickstande erfas-

sen. Um jede Probe jeweils auf Riickstande mog-
lichst vieler Wirkstoffe oder deren Metaboliten prifen
zu konnen, bleibt es trotz des Trends zu Multimetho-
den wegen der groRen Unterschiede in den chemi-
schen Eigenschaften der Wirkstoffe immer noch not-
wendig, mehrere Analysen durchzufihren. Die Leis-
tungsfahigkeit der LGL-Rickstandslabore wird durch
regelmélige erfolgreiche Teilnahme an nationalen
und internationalen Ringversuchen dokumentiert.

Die Entwicklung insbesondere der Multimethoden,
aber auch die Erweiterung des Untersuchungsspekt-
rums im Bereich einzelner Arzneistoffgruppen wur-
de durch den Einsatz modernster Messtechnik erst
ermoglicht, allen voran der LC-MS/MS. Wahrend
friher noch aufwendige GC-MS-Verfahren, die
meist eine Derivatisierung erforderten, oder weniger
empfindliche HPLC-UV-Messtechniken angewendet
wurden, konnen heute mithilfe der LC-MS/MS Arz-
neimittelrlickstande sowohl schneller und zuverlassi-
ger als auch teils mit erheblich besserer Nachweis-
empfindlichkeit analysiert werden. Nicht zuletzt
durch diese technischen Verbesserungen kénnen
ganzlich unzuldssige Stoffe sicher und empfindlich
bestimmt werden. Zum Teil kann durch die héhere
Spezifitat der Messtechnik der Aufwand fUr die Pro-
benvorbereitung deutlich verringert werden.

Mit dem von der EU fUr jeden Mitgliedstaat vorgege-
benen Nationalen Rickstandskontrollplan (NRKP) wird
vorrangig die heimische Produktion von Lebensmitteln
tierischer Herkunft Gberprift, bevor sie in den Handel
gelangen. Durch die internationalen \Warenstrome er-
reichen jedoch auch viele Produkte den bayerischen
Verbraucher, die nicht im Freistaat erzeugt wurden.
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In einem Forschungsprojekt des LGL wurden rund
1000 Proben Lebensmittel tierischer Herkunft aus
dem bayerischen Einzelhandel auf Antibiotikarlck-
stande untersucht, um einen Uberblick zur Rick-
standssituation in diesem Bereich zu erhalten. Die
meisten Lebensmittel wiesen dabei entweder keine

oder nur sehr geringe Antibiotikakonzentrationen auf.

Lediglich in Gefligel waren Antibiotika haufiger und
auch vereinzelt in etwas hoherer Menge nachweis-
bar, zulassige Hochstgehalte wurden jedoch nie
Uberschritten. Auch Schweinefleisch enthalt haufi-
ger Antibiotikarlickstande, allerdings mit Gehalten
weit unter den Grenzwerten.

Viele Fleisch- und Nierenproben aus Schlachthéfen
werden mit dem biologischen Hemmstofftest auf
Rickstande von Stoffen untersucht, die das Bakteri-
enwachstum hemmen kénnen. Auf diesem Weg
kénnen Rickstande von Antibiotika festgestellt wer-
den, aber auch Desinfektionsmittel zeigen dieselbe
Wirkung. Um vorhandene Antibiotika sicher festzu-
stellen, werden alle Proben, bei denen das Bakteri-
enwachstum gehemmt war, zur spezifischen Ermitt-
lung der Rickstande weiter untersucht. In fast 90
Prozent dieser Proben werden Antibiotika detektiert,
haufig sind auch die Héchstmengen Uberschritten.

Die nach dem NRKP zu untersuchenden Proben
mussen nach einheitlichen statistischen Kriterien in
Bayern entnommen werden. Seit 2005 erstellt das
LGL die Quartalspléne und Gberwacht deren Einhal-
tung. Zur eindeutigen Regelung aller mit dem NRKP
zusammenhangenden verwaltungs- und veterinar-
fachlichen MaRnahmen wurde ein Handbuch zur
Umsetzung des NRKP in Bayern erstellt, das nun als

Bestandteil des Qualitatssicherungssystems Bayern
verbindlich ist. Dieses Handbuch wird regelmaRig ak-
tualisiert und liegt in Kirze in der dritten Version vor.

Kontaminanten

Als Kontaminant gilt jeder Stoff, der dem Lebensmit-
tel nicht absichtlich hinzugefligt wurde, jedoch als
Rickstand bei der Gewinnung, Fertigung, Verarbei-
tung, Zubereitung, Behandlung, Aufmachung, Verpa-
ckung, Beforderung oder Lagerung des betreffenden
Lebensmittels oder infolge einer Verunreinigung
durch die Umwelt im Lebensmittel vorhanden ist.

Dioxine

Dioxine sind bereits in geringsten Mengen hochtoxi-
sche Stoffe, die sich vorwiegend in tierischen Le-
bensmitteln aufgrund einer vorangegangenen Belas-
tungssituation anreichern kénnen. Das LGL unter-
sucht Lebensmittel, Bedarfsgegenstande und kos-
metische Mittel auf ihre Gehalte an Dioxinen, um
relevante Belastungspfade zu erkennen.

Nach der Identifizierung dioxinbelasteter Proben
werden in Zusammenarbeit mit der Kreisverwal-
tungsbehorde, der Regierung von Oberbayern und
dem Landesamt fir Umwelt die Eintragsquellen ge-
sucht. Durch die konsequente Verfolgung des Belas-
tungspfades konnten bereits mehrfach vorwiegend
lokal begrenzte Belastungsquellen ermittelt und ab-
gestellt werden. Gerade die bei Problemen in Klein-
betrieben betroffene Verbraucherklientel, auf die
sich die Belastung fokussiert, wird durch die erreich-
te Lebensmittelsicherheit entlastet.

n



Waéhrend der letzten zehn Jahre erganzte das LGL
die anspruchsvolle Dioxinanalytik mit ihren sehr ge-
ringen Nachweisgrenzen durch weitere relevante
Substanzen. Dies betrifft insbesondere die polychlo-
rierten Biphenyle (PCB), die nach ihrem physiologi-
schen Wirkungsmechanismus aufgeteilt werden in
dioxinahnliche PCB (dI-PCB) und den als Leitsubs-
tanzen fur die Gesamt-PCB-Belastung ausgewahlten
nicht dioxindghnlichen PCB (ndI-PCB).

Fir die bromierten Verbindungen wie zum Beispiel
die Flammschutzmittel entwickelt das LGL gerade
Methoden zur Erweiterung des Analyseumfangs.

Nitrosamine

Nitrosamine sind krebserregende Stoffe, die bei der
Herstellung von Lebensmitteln, kosmetischen Mit-
teln und Bedarfsgegenstanden entstehen konnen.
Durch die hohe Nachweisempfindlichkeit entwickel-
te sich das LGL zu einem der fihrenden Nitrosamin-
labore in Europa.

Mit den kontinuierlich durchgefihrten Untersuchun-
gen gelang es, die Nitrosaminbelastung der Malz-
und Bierproben deutlich zu reduzieren. Dies konnte
durch die Zusammenarbeit mit den Brauereien bei
der Umstellung der Produktionsverfahren erreicht
werden. Der hohe Kenntnisstand bei der Nitrosamin-
berprifung fiihrte auch zur Ubernahme dieser
Technologie an der TU Minchen-Weihenstephan.

Ebenso flhrten die gezielten Untersuchungen

kosmetischer Mittel und von Bedarfsgegenstanden
durch das LGL dazu, dass die Hersteller von be-
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lasteten Produkten die Rohstoffe intensiver kontrol-
lieren und auch die Produktion umstellen, um so die
Nitrosaminbildung in ihren Erzeugnissen zu ver-
meiden.

Mykotoxine

Mykotoxine (Schimmelpilzgifte) in Lebensmitteln
sind Uberwiegend auf den Befall pflanzlicher Roh-
stoffe mit Schimmelpilzen bereits auf dem Feld so-
wie bei falscher Lagerung zurtckzufihren. Aufgrund
ihrer toxischen Wirkung und des weltweiten Han-
dels von Lebensmitteln ist es geboten, Lebensmittel
beim Import und im Handel intensiv auf bekannte
Kontaminationen zu Uberpriifen sowie neue Metho-
den zu etablieren, um damit bislang nicht oder nur
unzureichend bekannte Belastungen von Lebensmit-
teln mit Mykotoxinen aufzuzeigen.

Im Rahmen eines Projekts mit der TU Minchen
wurde am LGL eine LC-MS/MS-Multimethode ent-
wickelt, mit der die gleichzeitige Bestimmung von
30 Mykotoxinen, darunter Triochothecene, Fumoni-
sine, Aflatoxine, Ochratoxine und Zearalenon, mog-
lich ist. Mit dieser Methode wurde nachgewiesen,
dass Maiserzeugnisse haufig mehrfach, im Einzelfall
mit bis zu 20 Mykotoxinen gleichzeitig belastet sein
kénnen. Um Daten zum Vorkommen von Trichothe-
cenen, insbesondere zur beabsichtigten Festsetzung
von Hoéchstgehalten fir T-2- und HT-2-Toxin in Ge-
treide und Getreideerzeugnissen zur Verfigung stel-
len zu konnen, wurden mit der LC-MS/MS-Methode
umfangreiche Untersuchungen an Hafer, Weizen,
Roggen und Reis sowie Erzeugnissen daraus
durchgefihrt.




Wissenschaft
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Das LGL beteiligte sich bei der Erarbeitung einer

§ 64 LFGB-Methode, bei der mittels HPLC/FLD zu-
satzlich zu den Ublichen sechs Ergotalkaloiden jetzt
auch auf deren 8S-Isomere (sogenannte ,-inine”) in
Getreide- und Getreideerzeugnissen untersucht
wird. Dies dient dazu, die relativen Anteile der ver-
schiedenen Ergotalkaloide in Mutterkdrnern zu er-
fassen sowie kinftig einen Hochstgehalt fir Ergotal-
koloide in Lebensmitteln festzusetzen.

PFT - ,,alte” Chemie,
neue Analysentechnik

Perfluorierte Tenside (PFT) werden seit Beginn der
1960er-Jahre kommerziell in vielen Verbraucher-
produkten eingesetzt. Es handelt sich um organi-
sche Verbindungen, bei denen alle Wasserstoff-
atome am KohlenstoffgerUst durch Fluoratome er-
setzt sind. Da es sich bei der Kohlenstoff-Fluor-
Bindung um eine der stabilsten Bindungen in der
organischen Chemie handelt, lassen sich PFT hoch
erhitzen oder mit aggressiven Chemikalien behan-
deln, ohne dass sie zerstort werden. Durch ihre
fluorierte Kohlenstoffkette sind die Substanzen mit
unpolaren Flussigkeiten wie Fett und organischen
Losungsmitteln mischbar, 16sen sich jedoch durch
ihre polare Kopfgruppe auch in Wasser.

Durch diese amphiphilen Eigenschaften konnen mit
PFT Impragnierungen von Mdbeln, Textilien, Schu-
hen, Teppichen oder Papier erzeugt werden, die so-
wohl wasserabweisend als auch gleichzeitig fettab-
weisend wirken. Flr Galvanikbdder und bei der Be-
kampfung von Branden unpolarer Flissigkeiten wie
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Benzin oder Kerosin werden PFT als Schaumbildner
eingesetzt, weil solche Spezialschdume auch unter
diesen extremen Bedingungen (Chromschwefel-
saure, Hitze, unpolare Flissigkeit) noch einen stabi-
len Schaum auf der Flissigkeitsoberflache ausbilden
kénnen.

Die bei der Anwendung gewtinschte hohe Stabilitat
der PFT bedingt, dass die Substanzen biologisch
kaum abbaubar sind, gleichzeitig sich aber Uber das
Wasser gut in der Umwelt verteilen. Trotzdem wur-
den die Substanzen bis vor etwa zehn Jahren von
kaum einem Labor analysiert, weil sie mit klassi-
schen Detektoren flr die Flussigkeitschromatografie
wie UV- oder Fluoreszenzdetektoren nicht erfassbar
sind, sich gleichzeitig aber auch nicht verdampfen
lassen, um einer gaschromatografischen Trennung
zuganglich zu sein. Publiziert wurde noch im Jahr
1999 eine analytische Methode, mit der in den USA
erstmals die Rickstandsbelastung in Grundwasser
durch PFT aus Feuerldschschaumen gemessen wur-
de. Eingesetzt wurde dazu eine Kopplung zwischen
gaschromatografischer Trennung und massenspekt-
rometrischer Detektion nach vorgeschalteter chemi-
scher Umsetzung der Stoffe (Derivatisierung). Die
Hauptkomponenten des Ldschschaums aus der
Klasse der PFT, die Perfluorsulfonsduren, waren mit
dieser Methode jedoch nicht erfassbar. Die Grenze,
bis zu der ein bestimmtes PFT damals erkannt wer-
den konnte (Nachweisgrenze) wurde mit 18 Mikro-
gramm im Liter (pg/l) angegeben.




PFT-Analytik am LGL

Zur gleichen Zeit, also vor rund zehn Jahren, wurde
auch am LGL die damals neue Technik der Kopp-
lung von HochdruckfllUssigkeitschromatografie
(HPLC) mit der Massenspektrometrie Uber eine so-
genannte Elektrospray-lonenquelle (ESI-MS) und
die selektivere Detektion in sogenannten Tandem-
Massenspektrometern (MS/MS) in die Routineana-
lytik eingefihrt. Flr wasserlosliche, schlecht ver-
dampfbare, aber geladene Substanzen wie PFT ist
diese Technik bis heute die Methode der Wahl fir
einen dulBerst empfindlichen Nachweis. Erste Arbei-
ten mit Gehaltsbestimmungen von PFT in Wasser
mittels HPLC-ESI-MS/MS erschienen im Jahr 2002
in den USA, gefolgt von Analysen in Blut und in Le-
bensmitteln. Am LGL werden seit dem Jahr 2006,
in dem erstmals PFT-Rickstande in Grund- und
Oberflachenwasser aus Deutschland publik wurden,
routinemafig Wasserproben auf anfangs zehn, in-
zwischen zwolf verschiedene PFT untersucht. Die
Nachweisgrenze liegt dabei zwischen 0,001 und
0,004 Mikrogramm im Liter, also um mehr als den
Faktor 1000 niedriger als noch 1999 mittels GC-MS
nach Derivatisierung erreichbar. Die niedrige Nach-
weisgrenze ist notwendig, weil das vom Umwelt-
bundesamt empfohlene Mindestqualitatsziel fir
Trinkwasser (allgemeiner Vorsorgewert, VW) 0,1
Mikrogramm im Liter flr die Summe aller nachge-
wiesenen PFT betragt. Im Jahr 2007 hat das LGL
eine automatisierte Methode zur Analyse der Leit-
substanzen Perfluoroktansaure (PFOA, englisch
perfluorooctanoic acid) und Perfluoroktansulfonat
(PFQOS, englisch perfluorooctane sulfonate) in Blut
etabliert, um die Belastung der Bevolkerung in Hu-

manbiomonitoring-Studien erfassen zu konnen. Zu-
dem wurde die Analytik der PFT auf tierische und
pflanzliche Lebensmittel ausgeweitet. Weitergehen-
de Studien zur Aufnahme der PFT Uber die Nah-
rungskette einschlief3lich der Muttermilch fihrte
das LGL in den Jahren 2008 bis 2010 zusatzlich im
Rahmen eines Forschungsprojektes durch, das vom
Staatsministerium fur Umwelt und Gesundheit fi-
nanziert wurde. Die Ergebnisse des Projektes wur-
den in zahlreichen Publikationen und Fachvortragen
verdffentlicht.

In den letzten finf Jahren hat sich herauskristalli-
siert, dass sich die Leitsubstanzen PFOA und PFOS
im Blut des Menschen weitverbreitet nachweisen
lassen. Hauptsachliche Ursache beim Menschen ist
wohl die Erndhrung, wobei die weitverbreitete Hin-
tergrundbelastung auch auf diffuse Quellen schlie-
Ren lasst. Erhdhte Konzentrationen in Nahrungsmit-
teln hat das LGL bislang nur in wenigen raumlich
eng begrenzten Gebieten in Bayern gefunden, wo
durch Produktionsanlagen oder verstarkte Anwen-
dung von Feuerldschschaum PFT Uber Jahre in die
Umwelt freigesetzt wurden. Dabei stellen pflanzli-
che Lebensmittel das geringste Problem dar, da
Pflanzen zwar PFT aufnehmen, aber nur in gerin-
gem Malie anreichern kénnen. Die Konzentrationen
in den haufig verzehrten Speicherorganen liegen in
der Regel niedriger als in den vegetativen Pflanzen-
teilen. Nutztiere akkumulieren PFT vor allem in der
Leber und Niere und nicht im Fettgewebe, sodass
der Verzehr von Fleisch selbst aus Gebieten mit er-
hohter Umweltbelastung meist gesundheitlich un-
bedenklich ist. Eine Ausnahme stellen in diesem Zu-
sammenhang Wildschweine und Fische dar, bei de-
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nen aufgrund ihrer Lebensweise die hochsten Kon-
taminationen gefunden wurden. Trinkwasser kann
wegen der im Vergleich zu anderen Lebensmitteln
groRen Aufnahmemenge ebenfalls einen Uberpro-
portionalen Beitrag zur Belastung der Bevdlkerung
liefern. Bei Uber 150 Analysen verschiedener risiko-
orientiert ausgewahlter \Wasserversorgungen in
Bayern wurden jedoch bis auf drei Ausnahmen Ge-
halte jeweils deutlich unter dem allgemeinen Vor-
sorgewert von 0,1 Mikrogramm pro Liter gefunden.
Bei den beiden Uber dem Vorsorgewert belasteten
Trinkwasserversorgungen wurden inzwischen Maf3-
nahmen zur Reduktion der PFT-Gehalte, wie Aufbe-
reitung Uber Aktivkohle, eingeleitet. Diese MalRnah-
men wurden nur durch die Weiterentwicklung der

Analysetechnik und die Einfihrung am LGL maoglich,

denn mit dem Stand der Analysetechnik von 1999
waren in Lebensmitteln und Trinkwasser wahr-
scheinlich bis heute keine PFT-Kontaminationen
nachweisbar.

Acrylamid

Im April 2002 sorgte eine Pressekonferenz der
schwedischen Behorde fir Lebensmittelsicherheit
(Swedish National Food Administration, NFA) fur
Aufsehen. Schwedische Wissenschaftler hatten un-
terschiedliche, teilweise hohe Mengen, von Acryl-
amid in Lebensmitteln nachgewiesen. Acrylamid
war bis dahin nur als Ausgangsstoff in der Kunst-
stoffindustrie bekannt. Der Nachweis dieser genoto-
xischen Substanz in Lebensmitteln war unerwartet.

Das damalige, inzwischen aufgeloste Bundesinstitut
fUr gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri-
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narmedizin (BgVV) reagierte umgehend und bereits
drei Wochen spéter fand zur besseren Risikoab-
schatzung ein Expertengesprach statt, an dem auch
das LGL beteiligt war. In Folge dieses Gesprachs
etablierte das LGL unverziglich eine Methode zur
Bestimmung von Acrylamid in Lebensmitteln und
nahm am ersten deutschen Ringversuch fir Acryl-
amid im September 2002 erfolgreich teil. Gleichzei-
tig begann die Untersuchung von Produkten aus
dem Handel und von bayrischen Herstellern.

Wegen der auch heute noch unzureichenden Daten-
lage bezlglich der toxikologischen Wirkung von Ac-
rylamid aus Lebensmitteln sind die Abschatzung ei-
nes Gefédhrdungspotenzials und die Festlegung ei-
nes Grenzwertes schwierig. Um ein Risiko fir die
Verbraucher trotzdem so gering wie moglich zu hal-
ten, stellte das Bundesamt fir Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit (BVL) bereits Ende Au-
gust 2002 das Minimierungskonzept vor. Es handelt
sich um ein dynamisches Konzept, das durch die
Berechnung eines Signalwertes aus den Ergebnis-
sen der risikoorientierten Probenahme zu einer be-
standigen Absenkung des Signalwertes bis auf die
technisch machbaren Werte flhren soll. Damit ist
es eine praktische Umsetzung des in Artikel 2 Ab-
satz (2) der EWG-Kontaminanten-Kontrollverord-
nung (VO EWG 315/93) fir alle Kontaminanten ge-
forderten ALARA-Prinzips (As Low As Reasonably
Achievable — so niedrig wie verninftigerweise er-
reichbar). Wegen unbekannter Acrylamidgehalte in
den deutschen Lebensmitteln wurde zunachst ein
Aktionswert von 1000 ug/kg festgesetzt, doch be-
reits Mitte September 2002 konnten aus den von
den Landern Ubermittelten Ergebnissen die ersten




Signalwerte berechnet werden. Seit der Etablierung
des Signalwertes haben acht Signalwertberechnun-
gen stattgefunden, zu denen das LGL mehr als
4000 Werte beigetragen hat.

Gleichzeitig begann die Forschung Uber den Reakti-
onsmechanismus und die beglnstigenden Faktoren
der Acrylamidentstehung. In Verbindung mit pro-
duktbezogenen Schwerpunktuntersuchungen konn-
ten immer mehr Risikofaktoren und gefahrdete Pro-
dukte identifiziert werden. Dieses Wissen ermdg-
lichte und ermdglicht es auch heute noch, im Falle

einer Signalwertlberschreitung im Rahmen des so-
genannten Minimierungsdialogs die Lebensmittel-
produzenten zu beraten. Besonders in der industriel-
len Produktion konnte durch ein schnelles Handeln
in den ersten zwei Jahren eine deutliche Reduzie-
rung des Acrylamidgehaltes fir verschiedene Pro-
dukte erreicht werden. Aber auch im handwerkli-
chen Bereich hat das LGL beispielsweise durch Ge-
sprache und Zusammenarbeit mit den bayerischen
Landesinnungsverbanden der Backer und Kondito-
ren zu einer Sensibilisierung flr das Problem beige-
tragen.
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2007 verabschiedete die Europaische Kommission
eine Empfehlung, den Acrylamidgehalt europaweit
zu untersuchen und die Daten gesammelt auszu-
werten (2007/331/EG). Die entsprechenden Daten
wurden von der Europaischen Behorde fir Lebens-
mittelsicherheit (EFSA) gesammelt und 2009 in ei-
nem Bericht zusammengefasst.

Im Vergleich mit den Daten der Jahre 2003 bis
2006 der Datenbank des JRC-IRMM wurde in die-
sem Bericht zwar von einer tendenziellen Abnahme
der Acrylamidgehalte berichtet, da dieser Schluss
jedoch nicht fur alle ausgewerteten Lebensmittel-
gruppen eindeutig war, gab die Europaische Kom-
mission 2010 weiterhin die Empfehlung, die Acryl-
amidgehalte europaweit zu untersuchen (2010/307/
EU). Die berichtete zu geringe Absenkung der Acryl-
amidgehalte europaweit ist darauf zurtickzufihren,
dass Deutschland als einziges europaisches Land
ein Konzept zur Minimierung etabliert hat. Daher be-
gannen 2009 die Planungen flr einen europaweit
glltigen Richtwert. Dieser europaweite Richtwert
wurde am 10. Januar 2011 durch eine Empfehlung
der Kommission verabschiedet und ersetzt in
Deutschland fir die meisten Warengruppen den
Signalwert. Der européische Richtwert basiert
hauptséachlich auf den in Deutschland erreichten
Signalwerten. Die Untersuchung von Lebensmitteln
auf Acrylamid geht damit auf européaischer Ebene
weiter. Auch das LGL leistet durch regelméaRige Un-
tersuchungen dazu weiterhin signifikante Beitrage.
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Elemente und Schwermetalle

Der Entwicklungstrend bei der Analytik von Elemen-
ten und Schwermetallen fihrte in der breiten An-
wendung hin zu den Multielementtechniken mit in-
duktiv gekoppeltem Plasma (ICP). Mit der optischen
Emissionsspektroskopie (ICP-OES) und der Massen-
spektrometrie (ICP-MS) lassen sich mit kurzen
Messzeiten hohe Informationsgehalte fir eine Viel-
zahl von Elementen erzielen. Die am LGL vorhande-
nen Erfahrungen mit diesen Messverfahren beste-
hen seit mehreren Jahrzehnten und fihrten unter an-
derem zu einem breit angelegten Untersuchungspro-
gramm Uber das Vorkommen von Uran in
bayerischen Trinkwéassern oder zu detaillierter Kennt-
nis der bei Keramiken eingesetzten Glasurbestand-
teile. Die Untersuchungsaufgaben der letzten Jahre
zeigten eine Verlagerung hin zur spezifischen Be-
stimmung der Bindungsformen von Elementen, um
deren toxikologische Eigenschaften besser einord-
nen zu kénnen. So wurde am LGL ein Bestimmungs-
verfahren flr anorganisches Arsen in Reis und Reis-
produkten entwickelt und etabliert, um fir einen zu
erwartenden Hochstwert gerlstet zu sein. Die Kom-
bination chromatografischer Trenntechniken (Gas-
chromatografie, Flissigchromatografie) mit den
ICP-Methoden erlaubt es auch, verschiedene
Quecksilberverbindungen zu unterscheiden oder die
Oxidationszustande von Chromverbindungen zu er-
fassen.




Echtheit und Herkunft

Die Prifung der Echtheit von Lebensmitteln dient
nicht nur dem Schutz des Verbrauchers vor Tau-
schung, sondern ist auch bei der zunehmenden
Globalisierung der Markte ein wichtiges Kriterium fir
die Produktsicherheit. Bei frischem Obst, Gemuse,
Honig, Eiern, Kase, Fleisch sowie Wein ist eine
Kennzeichnung des Ursprunglandes bereits ver-
pflichtend. Insbesondere sind auch engere geografi-
sche Angaben bei vielen Lebensmitteln ein wich-
tiges Qualitatskriterium. Analysen mit herkdmm-
lichen Verfahren flihren meist nicht zu sicheren Aus-

sagen im Hinblick auf die Priifung der
Unverféalschtheit oder der Herkunft, da die Mani-
pulationen oft geschickt durchgefiihrt werden. Dies
anderte sich mit dem Einsatz der Stabilisotopenana-
lytik in der Lebensmitteliiberwachung. Im Bereich
der amtlichen Lebensmitteliberwachung ist das
LGL bundesweit die einzige Untersuchungsstelle,
die Uber alle Messverfahren der Stabilisotopenanaly-
tik verflgt: in der Dienststelle Wrzburg gibt es seit
1993 ein Labor fir Kernresonanzspektrometrie und
im Jahr 2000 wurde in der Dienststelle Oberschleif3-
heim ein Labor fir Isotopenmassenspektrometrie in
Betrieb genommen.
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Bei der Stabilisotopenanalytik wird der Anteil der
nicht radioaktiven leichten und schweren Varianten,
der stabilen Isotope, verschiedener chemischer Ele-
mente in Inhaltsstoffen ermittelt. Dieser Anteil, auch
Isotopenverhaltnis genannt, ist charakteristisch flr
den Rohstoff, die geografische Herkunft und andere
Eigenschaften, sodass Manipulationen wie ein Zu-
satz von Wasser und Zucker zu Wein oder eine Ver-
falschung von natlrlichem Vanillearoma mit syntheti-
schem Vanillin nachgewiesen werden kénnen. Eben-
so kénnen Angaben zur geografischen Herkunft
zahlreicher Lebensmittel anhand von Vergleichspro-
ben aus LGL-eigenen, nationalen und internationalen
Datenbanken Gberprift werden. Von 2005 bis 2009
hatte das Stabilisotopenlabor in Oberschleiltheim die
Maéglichkeit, am EU-Projekt TRACE teilzunehmen.
Ziel des Projektes war es, mit neuesten Methoden
Systeme zu entwickeln, um eine lickenlose Rlckver-
folgbarkeit und Herkunftsbestimmung von Lebens-
und Futtermitteln zu gewahrleisten. Es wurden Ho-
nig, Getreide, Olivendl, Hihner-, Lamm- und Rind-
fleisch aus unterschiedlichen europaischen Regionen
untersucht und die Daten zusammen mit den Pro-
jektpartnern im Hinblick auf die Herkunftsbestim-
mung ausgewertet. Die gewonnnen Erkenntnisse
werden nun bei der Uberpriifung der Einhaltung von
Qualitatsvorschriften zum Verbraucherschutz ange-
wendet. In den letzten zehn Jahren konnten immer
wieder zahlreiche Verfalschungen aufgedeckt wer-
den, wie zum Beispiel beim Weinskandal in Italien
2008. Um derartige Uberpriifungen intensiv fortfiih-
ren zu kdnnen, wurden weitere Messsysteme am
LGL installiert. Hierzu zahlt insbesondere die jingst
etablierte TH-NMR Kernresonanzspektroskopie, bei
der mithilfe einer neuen Messtechnik in Weinproben

Wasser- und Alkoholsignale unterdrtckt und so die
Protonen (1H)-Spektren ohne besondere Probenvor-
bereitung direkt bestimmt werden kénnen. Dieses
Verfahren wird derzeit zur Unterscheidung von Bar-
rigue und Edelholzchips behandelten Weinen ge-
nutzt, kann aber kinftig auch im Rahmen der Au-
thentizitatsprifungen eingesetzt werden. Die Erfah-
rungen der letzten zehn Jahre zeigen, dass die Stabil-
isotopenanalyse am LGL nicht nur ein effizientes
Verfahren in der Kontrolle von Lebensmitteln ist, son-
dern auch eine abschreckende Wirkung gegen Etiket-
tenschwindel und andere Verfalschungen hat.

Auch wenn Lebensmitteliberwachungsbehorden
Verfalschung und Tauschung Ublicherweise als we-
niger schwerwiegend bewerten als potenzielle Ge-
sundheitsschadigung, spiegelt sich dies oftmals
nicht in der Wahrnehmung der Verbraucher wider.
Geringe Mengen des krebserregenden Farbstoffes
Sudanrot in einigen Saucen beispielsweise haben
weit weniger Empoérung von Verbrauchern und ge-
ringeres Medienecho hervorgerufen als ,Klebe-
fleisch” oder ,, Analogkdse”. Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit sind insgesamt sehr sensible
Themen. Der Verbraucher erwartet hier zu Recht ei-
nen Grad an Transparenz, der ihm in anderen Berei-
chen verzichtbar erscheint. Dies ist nicht nur eine
gesellschaftliche Erwartung an die Lebensmittelin-
dustrie sondern ganz allgemein an alle maRRgebli-
chen Akteure. Hierzu zahlen ohne Zweifel und sogar
ganz besonders die staatlichen Uberwachungsbe-
hérden. Das LGL hat im zurlckliegenden Jahrzehnt
daher TRANSPARENZ immer als Uberaus bedeutsa-
men Auftrag der Bevdlkerung verstanden und sich
entsprechend weiterentwickelt.
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Transparenz

Seit der Griindung des LGL sind die Informationsan-
gebote von Presse, Fernsehen und neuen Medien in
Darstellungsbreite, Aktualitdt und Zugénglichkeit ste-
tig gestiegen. Die Uber die Jahre hin stdndig wach-
sende Zahl an Anfragen, die unsere im Jahr 2002
gegrlndete Pressestelle erreichen, zeigt das zuneh-
mende BedUurfnis in der Bevélkerung/éffentlichkeit
nach sicheren Quellen unabhéngiger und fundierter
Information. Waren es im Jahr 2006 noch 700 Pres-
se- und Blrgeranfragen, so sind wir im Jahre 2011
bei Uber 1.000 Presse- und knapp 900 Blrgeranfra-
gen angelangt. Hinzu kam 2003 der Aufbau des In-
ternetauftritts des LGL, der sich bald einer wachsen-
den Nachfrage erfreute. Von rund 38.000 Seitenab-
rufen im Mai 2003 steigerte sich die Zahl der Inter-
netbesucher, nach einem grof3en Internetrelaunch
im Jahre 2011, auf knapp 170.000 im Januar 2012.

Dieser zahlenmal3ig belegbare Vertrauensbeweis in
die Offentlichkeitsarbeit des Amtes beweist, dass es
uns gelungen ist, eine kontinuierliche und fachlich
fundierte Information sowohl der Fach- als auch der
allgemeinen Offentlichkeit zu gewahrleisten. Basis
der Arbeit ist das umfassende, im LGL vorhandene
Expertenwissen. Dieses breite Fachwissen erleichter-
te gerade in Krisensituationen einen verantwortlichen
medialen Umgang mit den jeweils aktuellen Themen.

Und mediale Nachfragen erzeugende Situationen
gab es in den zehn Jahren des Bestehens des LGL
einige: 2002 waren es Acrylamid enthaltende Le-
bensmittel (z. B. Lebkuchen), 2003 das Auftreten
der SARS-Erkrankung in Stdostasien; 2004 be-
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stimmten die Themen Gentechnik, Pestizide und
Salmonellen das mediale Interesse; 2005 standen
Imitatschinken, ,, Geflligelpest” und verdorbenes
Wildfleisch im Fokus der medialen Berichterstat-
tung. 2006 war das Jahr der sogenannten ,Gammel-
fleischskandale” und 2007 standen die Themen
Blauzungenkrankheit und Noroviren im medialen Fo-
kus. Melamin und Borreliose durch Zecken waren
2008 wichtige Themen von offentlichem Interesse.
Besondere Mediennachfragen |0ste 2009 das Auf-
treten der pandemischen Influenza (H1N1) aus; im
Jahr 2010 beschaftigte das Thema Dioxin in Futter-
mitteln und Eiern die Offentlichkeit. 2011 dominier-
ten pressemaRig die EHEC-Vorfélle in Norddeutsch-
land, wahrend 2012 die SchlieRung der GroRbéackerei
.Mdller-Brot” wegen Hygienemangel die Aufmerk-
samkeit der medialen Offentlichkeit auf sich zog.

Die Transparenz, die das LGL im Umgang mit der
medialen Offentlichkeit praktiziert, gilt aber auch seit
Inkrafttreten des Verbraucherinformationsgesetzes
(VIG) fur den Zugriff auf Untersuchungsdaten oder
Kontrollergebnisse der Spezialeinheit, die beim LGL
vorhanden sind. Bei einer Untersuchungszahl von
circa 70.000 Proben im Jahr verfligt das LGL Uber
einen grofsen Datenschatz der vom VIG erfassten
Produkte. Kein Wunder also, wenn gleich nach In-
krafttreten des VIG das LGL mit mehreren sehr
umfangreichen Antréagen auf Auskunft konfrontiert
wurde. Mittlerweile haben wir beispielsweise Aus-
kiinfte erteilt Gber Schinkenprodukte, ,,Gammelka-
se”, Pestizidriickstande in Obst und Gemdse, Acryl-
amid im Roéstkaffee, Phthalate (Weichmacher) in
Kinderspielzeugen sowie zu Ruckstanden von
Pflanzenschutzmitteln im Wein.
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Die schwierige Aufgabe, zwischen den berechtigten
Auskunftsinteressen einer interessierten Offentlich-
keit und den mdglicherweise ebenfalls berechtigten
Verschwiegenheitsansprichen Dritter, wie Strafver-
folgungsbehoérden, oder Lebensmittelunternehmer
in jedem Einzelfall nach rechtsstaatlichen Grundsat-
zen abzuwagen, begleitet das LGL seit seiner Grin-
dung. Im zehnten Jahr seines Bestehens markiert
das Inkrafttreten eines novellierten VIGs am
01.09.2012 den vorerst letzten Meilenstein fir ...

Der Weg von der
Amtsverschwiegenheit zur
Aktenoffentlichkeit

Das Jahr 2008 war fir das LGL und die von ihm an
den Tag gelegte Offentlichkeitsarbeit ein besonde-
res Jahr. Mit dem Inkrafttreten des Verbraucherinfor-
mationsgesetzes zum 01.05.2008 wurden die beim
LGL in all den Jahren gesammelten Erkenntnisse
und Informationen, die unter anderem aus der Unter-
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suchung von Proben stammten und die bisher dem
Grundsatz der Amtsverschwiegenheit unterlagen,
fur die Offentlichkeit nahezu voraussetzungslos zu-
ganglich. Bis dahin galt — mit einigen Ausnahmen
der Umweltinformationsgesetze des Bundes und
der Lander sowie der Informationsfreiheitsgesetze
des Bundes und einiger Lander — der Grundsatz der
beschrankten Aktendffentlichkeit, des Aktengeheim-
nisses und der Vertraulichkeit der Verwaltung.

Vom , Arkan-Prinzip” zur amtlichen
Offentlichkeitsinformation

Diese Vertraulichkeit von Verwaltungsakten wird/
wurde auch mit dem Begriff des , Arkan-Prinzips”
umschrieben; letzteres geht zurlick auf die romische
.Res Publica” und auf Publius Cornelius Tacitus, der
von den ,arcana imperii”, den Geheimnissen der
Macht im Sinne eines spateren Begriffs der Staats-
rason sprach.




Da es bis zum Inkrafttreten der Informationsgesetze
keinen allgemeinen Anspruch auf Auskunft oder
Einsicht in Akten einer Behdrde gab, setzte ein sol-
ches Begehren in der Regel eine konkrete normative
Anspruchsgrundlage voraus, die einige Verfahrens-
und Prozessrechte unter bestimmten eng gefassten
Voraussetzungen der rechtlichen Betroffenheit ge-
wahrten.

Diese Betroffenheit gilt fir den Geltungsbereich des
VIG nicht mehr. Hier setzte mit dem Gesetz ein Pa-
radigmenwechsel ein: An die Stelle des vorausset-
zungsvollen Akteneinsichtsrechts mit Beschrankun-
gen flr verfahrensfremde Dritte tritt ein vorausset-
zungsloser Jedermann-Informationszugangsan-
spruch.

Alle vom VIG betroffenen Daten, Erkenntnisse und
Informationen, die beim LGL oder anderen Lebens-
mittel-Behorden in den Akten schlummern, sind von
jedermann erfragbar und damit einer unbegrenzten
Offentlichkeit (Stichwort Internet) zuganglich.

Letzteres auch deswegen, weil das Gesetz keinerlei
Regelungen dartber enthalt, was derjenige, dem die
Auskunft — innerhalb der im Gesetz vorgeschriebe-
nen Monatsfrist — zu erteilen ist, mit diesen Informa-
tionen anstellt. Damit haben wir in Deutschland inso-
fern ,glaserne” Amter geschaffen, bei denen risiko-
und fast kostenlos die einschlagigen Datenschatze
gehoben werden kdnnen.

Das Gesetz als Antwort auf die
Lebensmittelskandale

Die Ursachen fir den Erlass eines speziellen Ver-
braucherinformationsgesetzes liegen viele Jahre zu-
rick. Im Wesentlichen waren Erschitterungen der
Offentlichkeit durch sogenannte Lebensmittelskan-
dale fir den Erlass des Gesetzes ausschlaggebend.
Hatte sich doch in diesen Skandalen immer wieder
gezeigt, dass die Rolle des Staates hinsichtlich sei-
ner Befugnisse und Pflichten im Rahmen von Pro-
duktinformation und gesundheitlichem Verbraucher-
schutz dulerst zwiespaéltig war. Zum einen waren da
Anspriche der Offentlichkeit an die staatlichen Be-
horden, zeitnah und umfassend Uber die jeweiligen
Skandale informiert zu werden. Zum anderen
herrschte gerade bei den Behodrden eine starke Ver-
unsicherung Uber das, was staatliche Institutionen
offenbaren diirfen und was nicht der Offentlichkeit
kundgetan werden darf. Die flr das staatliche Han-
deln der Behdrden verantwortliche Politik befand
sich in einem Dilemma, das gekennzeichnet war von
einem Auseinanderklaffen von Ansprichen und Er-
wartungshaltungen der Gesellschaft gegeniber
dem, was Staat und Politik im Bezug auf Produktin-
formation und transparentem Handeln fir den ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz tatsachlich leisten
kénnen. Insbesondere die Nennung von Namen der
.Tater”, Hersteller und Produkte standen jedes Mal
im Mittelpunkt der 6ffentlichen Auseinandersetzun-
gen. Die Verantwortlichen hatten dabei die Wahl
zwischen , Schweigen” und daflir getadelt zu wer-
den oder Auskunft zu erteilen und dafiir wegen
Rechtsbruchs sich horrende Schadensersatzklagen
einzuhandeln. Letzteres deswegen, weil von einer
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staatlichen Behorde gezielte und personen- bzw. un-
ternehmensbezogene AuRerungen hinsichtlich be-
stimmter Produkte, die — nach Auffassung der Be-
horde — von einschlagigen Vorschriften in unzulassi-
ger Weise abweichen, erhebliche negative, teilweise
sogar existenzgefahrdende Folgen fir den Betroffe-
nen haben kdénnen. Damit stellt ein solches staatli-
ches Informationshandeln fiir den Betroffenen einen
Grundrechtseingriff (Berufsfreiheit, Art. 12 Absatz 1
GG, und Eingriff in den eingerichteten und ausgelb-
ten Gewerbebetrieb, Art. 14 GG) dar, der nur auf der
Grundlage einer gesetzlichen Ermachtigungsgrundla-
ge gerechtfertigt werden kann.

Abwagung gegen Grundrechte
Dritter

Das VIG ist nun die Antwort des Gesetzgebers, um
einerseits den Ansprlchen der Verbraucherinnen
und Verbraucher auf Information Uber Lebensmittel
unter Nennung von Namen, Hersteller, Firma etc.
nachzukommen, ohne gleichzeitig die Rechte der
von dieser Auskunft Betroffenen aus dem Auge zu
verlieren. Letztendlich muss das Gesetz einen ,, Aus-
gleich” zwischen den Grundrechten der Verbraucher
und der Betroffenen herbeifihren. Dazu stellt der
Gesetzgeber im VIG den zustandigen Behorden ein
umfangreiches , Arsenal” an rechtlichen ,Instrumen-
ten” zur Verfligung, um diesen Ausgleich unter Wah-
rung der Rechte aller Beteiligter herzustellen.

So sieht das VIG neben den das Auskunftsrecht be-

grindenden Tatbestanden auch Ausschluss- und Be-
schréankungsgrinde sowie Verfahrensvorschriften
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vor, die alle dem Ziel dienen innerhalb moglichst kur-
zer Fristen (1 Monat bzw. 2 Monate bei Anhérung
Betroffener) eine Entscheidung Uber das Auskunfts-
begehren eines Blirgers herbeizuflihren. Dabei hat
der Gesetzgeber eine Reihe von Bestimmungen in
das VIG aufgenommen, die die Entscheidung der
Behorden zugunsten einer Auskunft an die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher prajudizieren. Er wird da-
rin bestarkt durch die Rechtssprechung, die auch
beim VIG denjenigen, der die Behérde um Auskunft
angeht, nicht nur als Interessierten in ,,eigener” Sa-
che ansieht, sondern ihn, weil er die Anfrage stellt,
auch als Sachwalter der Offentlichkeit bezeichnet.

Weiterhin hat der Gesetzgeber bestimmt, dass Aus-
kiinfte, die Tatbestédnde offenbaren, bei denen
Rechtsverstofie bzw. unzuldssige Abweichungen
vorliegen, nicht unter Berufung auf Betriebs- und Ge-
schaftsgeheimnisse vor einer Herausgabe der ent-
sprechenden Information geschiitzt sind; sie konnen
kiinftig auch wahrend laufender Verfahren, selbst bei
Strafverfahren (unter gewissen Voraussetzungen),
vor Abschluss dieser Verfahren herausgegeben wer-
den. Immer dann, wenn die Behorde zur Auffassung
gelangt, dass das Interesse der Offentlichkeit an der
Bekanntgabe der Information Uberwiegt, sind laufen-
de Verfahren kein Hindernis, die vorhandenen Daten
preiszugeben. Um in solchen Féllen das Verfahren zu
beschleunigen, kénnen die staatlichen Stellen sogar
von der Anhérung des von der Auskunft Betroffenen
absehen. Sollte der Betroffene nach Bekanntgabe
der Entscheidung der Behorde, die Auskunft zu ertei-
len, hiergegen Rechtsmittel einlegen, so haben diese
keine aufschiebende Wirkung.




Von der Auskunftsbehorde LGL wird dabei innerhalb
klrzester Fristen eine ganze Reihe von Verfahrens-
handlungen, Erhebungen, Dokumentationen, rechtli-
chen Abwagungen und Auslegungen unbestimmter
Rechtsbegriffe gefordert. Letztendlich muss, trotz
aller Vorgaben des VIG, die darauf beruhende Infor-
mation inhaltlich richtig sein, dem Gebot der Sach-
lichkeit entsprechen und im Hinblick auf die Ziele
des Gesetzes — Verbesserung der Markttransparenz,
Einddmmung der Lebens- und Futtermittelskandale,
Optimierung und Férderung von Mérkten und Wett-
bewerbsstrukturen, Verbesserung des Schutzes vor
gesundheitlichen oder sonst unsicheren Erzeugnis-
sen und Produkten, Verbesserung des Schutzes vor
Tauschung beim Verkehr mit Erzeugnissen und Pro-
dukten — geeignet, erforderlich und angemessen
sein.

Fazit

Das LGL hat sich auf diese neuen Herausforderun-
gen eingestellt und eine Fille von zum Teil recht um-
fangreichen Anfragen beantwortet. Wie bei jedem
neuen Gesetz, so wurden auch hier einige auf die-
sem Gesetz basierende Entscheidungen des LGL
und die in diesen Entscheidungen vertretenen recht-
lichen Auffassungen des Amtes zum Gegenstand
von gerichtlichen Klagen gemacht. In allen bisher
entschiedenen Rechtsstreitigkeiten — einige wurden
von den Klagern zurickgenommen — wurden dabei
die Bescheide des LGL flr rechtmaRig erachtet.
Dies spricht fur einen verantwortungsvollen Vollzug
des Gesetzes durch das LGL.Damit rundet sich das
Bild der transparenten Behorde LGL ab: Aktive
Information der Blrgerinnen und Blrger Uber das

Internetportal, fundierte, fachliche Information Uber
Presse, Rundfunk und Fernsehen sowie individuelle
Auskinfte an die Verbraucher Uber alle beim LGL
vorhandenen Daten zu Lebens- und Futtermitteln,
Bedarfsgegenstanden, Kosmetika, Wein und Ver-
braucherprodukte wie zum Beispiel Haushaltsgerate.

Transparenz ist aber weit mehr, als nur die Umset-
zung eines Auskunftsanspruches. Das Ziel zu verfol-
gen, eigenes Handeln so transparent wie moglich zu
machen ist immer gleichzusetzen mit dem Selbstan-
spruch als gesellschaftlicher Akteur wahrgenommen
zu werden und auf der Basis von gegenseitigem Ver-
trauen in gesellschaftliche Meinungsbildungsprozes-
se einbezogen zu werden. Fir eine wissenschaftliche
Landesbehdrde bedeutet dies, dass ein moglichst
weit gefadchertes Netzwerk in viele sehr unterschiedli-
che Bereiche des gesellschaftlichen Lebens hineinra-
gen muss. Zunachst wird man verschiedenste Behor-
den auf allen Verwaltungsebenen von kommunal bis
europaisch fur das nattrliche Habitat des LGL halten.
In der vergangenen Dekade haben wir uns aber nach-
dricklich darum bemht, gleichermalfden als Akteur in
der allgemeinen medialen Offentlichkeit, in Fachof-
fentlichkeiten oder in der ,,scientific community” an
Bedeutung zu gewinnen, wie auch eine Vernetzung
mit wichtigen gesellschaftlichen Kraften zu intensivie-
ren, mit denen uns verbindet, dass wir alle ein Stlick
Verantwortung fr die 6ffentliche Gesundheit tragen.
Diesen Prozess der gesellschaftlichen VERNETZUNG
verstehen wir als conditio sine qua non.
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Vernetzung

Gesundheit — gesundheitliche Vorsorge, gesundheit-
liche Versorgung und Wiederherstellung, Schaffung
von gesundheitsforderlichen Lebenswelten — kann in
modernen, hochkomplexen Gesellschaften nicht
mehr von einzelnen Akteuren alleine ins Werk ge-
setzt werden. Zudem umfassen MalRnahmen der 6f-
fentlichen Gesundheitspflege in einem aufgeklarten
Verstandnis praktische und wissenschaftsorientierte
Aspekte. Beide Aspekte beziehen sich in einem sys-
temischen Zusammenhang aufeinander, sind mitein-
ander vernetzt und bieten Chancen fir vielféltige Sy-
nergien. Der Anspruch, , Bedingungen zu schaffen,
in denen Menschen gesund sein kénnen”, ist nur
durch die partnerschaftliche Umsetzung von MalR-
nahmen auf verschiedenen gesellschaftlichen Ebe-
nen und in verschiedenen gesellschaftlichen Berei-
chen einzulésen.

Gesundheit wird dabei nicht nur in den spezialisier-
ten medizinischen Versorgungsstrukturen wieder-
hergestellt und gefdrdert, sondern ganz entschei-
dend auch in verschiedensten Lebenswelten, in de-
nen Menschen arbeiten, leben und lieben (Ottawa
Charta, 1986): in Familien und Stadtvierteln, in Schu-
len und am Arbeitsplatz, in unserer nattrlichen und
sozial geschaffenen Umwelt. Dieser Anspruch, das
Thema ,Gesundheit” in alle Politikbereiche zu tra-
gen und eine Berlcksichtigung der gesundheitlichen
Folgen bei den verschiedensten Entscheidungen,
auch aulRerhalb des Gesundheitswesens im engeren
Sinn, zu bewirken, ist zu balancieren mit den Freihei-
ten unserer demokratischen Grundordnung.
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Vor diesem Hintergrund hat das LGL friihzeitig auf
den Dialog und die Kooperation mit verschiedensten
Partnern gesetzt: mit Universitaten und wissen-
schaftlichen Fachgesellschaften, mit Berufsverban-
den und Heilberufekammern, mit anderen organi-
sierten Vertretern der ambulanten und stationaren
Versorgung, mit Vertretern aus Stadten und Gemein-
den und nicht zuletzt mit den Birgern und Patienten
selbst. Ein wichtiges Instrument fir die Umsetzung
dieses partizipatorischen Ansatzes, welcher auf die
Kompetenz und Kooperation der gesellschaftlichen
Akteure und das burgerschaftliche Engagement von
Einzelnen und Gruppen setzt, sind die Bayerischen
Landesarbeitsgemeinschaften mit ihren geschafts-
fihrenden Stellen am LGL. Derzeit etabliert sind die
Bayerische Landesarbeitsgemeinschaft Impfen
(LAGI), die Bayerische Landesarbeitsgemeinschaft
Multiresistente Erreger (LARE) sowie die Bayerische
Landesarbeitsgemeinschaft zu hochkontagidsen
Krankheiten (LAHOK). Im Aufbau befindet sich in
Umsetzung eines Landtagsbeschlusses die Bayeri-
sche Plattform Versorgungsforschung mit Aufgaben
im Bereich der Weiterentwicklung der medizinischen
Versorgungsqualitat in Bayern.

LAGI

Im Jahr 2006 wurde erstmals am LGL eine Landes-
arbeitsgemeinschaft ins Leben gerufen: die Bayeri-
sche Landesarbeitsgemeinschaft Impfen LAGI. Vor-
ausgegangen war die — im Bayerischen Impfkonzept
2005 formulierte und konsentierte — zentrale Aussa-
ge, dass Impfpravention eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe ist und nur durch enge partnerschaftli-
che Zusammenarbeit aller Akteure mit Bezug zum




Impfwesen erreicht werden kann. Von ebenfalls zen-
traler Bedeutung fur die Akzeptanz bei den Blrgerin-
nen und Blrgern ist dabei ein Maximum an Glaubw(r-
digkeit und Transparenz, was nur durch die Einbindung
und Beachtung wissenschaftlicher Expertise und
glaubhafter wirtschaftlicher Unabhéangigkeit moglich
ist. Mitglieder der LAGI sind Vertreter von Arztever-
banden (Hauséarzte, Kinderarzte, Betriebséarzte, Reise-
mediziner, Frauenérzte, Internisten), Kérperschaften
(Arztekammer, Kassenarztliche Vereinigung Bayern,
Apothekerkammer), Vertreterinnen des Hebammen-
verbandes, des Offentlichen Gesundheitsdienstes,
der Krankenkassen, alle STIKO-Mitglieder aus Bayern
sowie Vertreter der Wissenschaft. Die Geschaftsfih-
rung wird vom LGL wahrgenommen.

Eine der ersten Aufgaben, der sich die LAGI widme-
te, war die Entwicklung eines bayerischen Masern-
aktionsplans, um so gemeinsam dem WHO-Auftrag,
die komplikationsreiche Masernerkrankung zu elimi-
nieren, in Bayern naher zu kommen. Daflr wurde
beispielsweise ein Impferinnerungssystem bei
Schulanfangern durch Gesundheitsémter in Zusam-
menarbeit mit den niedergelassenen Kinder- und
Hausérzten etabliert. Auch die Surveillance von
impfpraventablen Erkrankungen und Impfungen wur-
de verbessert. So wurde erstmalig eine flachende-
ckende Erfassung des Impfstatus von Sechstkléass-
lern vorgenommen und seither jahrlich wiederholt.
Der Aufbau des ,Bayerischen Influenza Sentinels”
als Kooperation von ausgewahlten niedergelassenen
Praxen und dem LGL, was erstmals laborgestutzt
und zeitnah reprasentative Aussagen zu in Bayern
kursierenden Influenza-Erregern erlaubt, ist eine
weitere erfolgreiche Innovation.
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Ein weiterer Schwerpunkt ist die intensivierte, ge-
meinsam getragene Offentlichkeitsarbeit mit abge-
stimmten Broschuren, Flyern zu aktuellen Impffrage-
stellungen, Veroéffentlichungen in Zeitungen und
Fachmedien sowie der Etablierung von Bayerischen
Impfwochen. Dies hat zu hoher Medienresonanz
und einer erwiinschten positiven Sensibilisierung
der Bevolkerung geflihrt. Zudem versteht sich die
LAGI als Expertengremium in Bayern, das sich bei
konkreten Sachverhalten wie etwa bei der Influenza-
pandemie wissenschaftlich austauscht und gemein-
same Stellungnahmen erarbeitet.

Die bisherigen Sitzungen und durchgefihrten LAGI-
Aktionen zeigen durch die rege Teilnahme, die inten-
siven Diskussionen und die gemeinsam getragenen
Verdffentlichungen eine hohe innere Akzeptanz. Die
zunehmenden Anfragen aus der Bevdlkerung nach
Informationsmaterialien sowie die Bitten um Aus-
kinfte bei Impffragestellungen spiegeln die wach-
sende o6ffentliche Wahrnehmung der LAGI wider.
Somit besteht berechtigte Hoffnung, dass die der-
zeitigen Impfdefizite in der bayerischen Bevolkerung
durch die gemeinsamen Anstrengungen aller Akteu-
re in der LAGI verringert werden kénnen und damit
auch das Ziel der WHO, die Masern in Europa und
weltweit zu eliminieren, mittelfristig erreichbar ist.
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LARE

Die 79. Konferenz der Gesundheitsminister der Lan-
der (GMK) hat im Jahr 2006 als eine der Antworten
auf die drangende Herausforderung von Antibiotika-
resistenzen und nosokomialen Infektionen die , Etab-
lierung regionaler, in der Summe flachendeckender
Netzwerke der beteiligten Akteure, koordiniert durch
den OGD" empfohlen. Die Netzwerkbildung soll die
Umsetzung vorhandener Richtlinien zur Vermeidung
von nosokomialen Infektionen, insbesondere mit
multiresistenten Erregern, verbessern. Regionale
Netzwerke sollen den Informationsaustausch und
die Zusammenarbeit zwischen den versorgenden
Einrichtungen fordern, sodass auf diesem Weg das
Uberleitungsmanagement vereinfacht und die
Hygienekonzepte aufeinander abgestimmt werden
kénnen.

Im Dezember 2008 wurde daraufhin die Bayerische
Landesarbeitsgemeinschaft Multiresistente Erreger
(LARE) gegriindet und ein erstes Konsensusstate-
ment veroffentlicht. Es ist das erklarte Ziel dieses
Netzwerkes, das Vorkommen von MRSA und ande-
ren multiresistenten Erregern in den Einrichtungen
des Gesundheitswesens in Bayern zu verringern, um
so teils schwerwiegende, mitunter tddlich verlaufen-
de Erkrankungen zu verhindern (,,das Vermeidbare
vermeiden”).

Derzeit 31 Mitglieder aus allen Bereichen der Ge-
sundheitsversorgung (Verbande, Krankenkassen, Kli-
niken, Universitaten, ambulante und stationare Pfle-
ge, niedergelassene Arzte und andere) treffen sich
zweimal jahrlich und veranstalten jeweils im Dezem-




ber ein Symposium mit verschiedenen Schwer-
punktthemen (2009: Multiresistente Erreger und Hy-
gienemalnahmen, 2010: Antibiotikamanagement
und Qualitdtssicherung sowie Hygiene, 2011: Sur-
veillance nosokomialer Infektionen sowie Netz-
werkaktivitaten in Bayern und Deutschland in Bezug
auf MRSA und andere multiresistente Erreger).

Auf regionaler Ebene wurden Auftaktveranstaltun-
gen zur Grindung von regionalen Netzwerken unter
der Leitung der Gesundheitsémter in allen 76 Land-
kreisen (Stand November 2011) durchgefihrt. In 29
Landkreisen haben sich diese Netzwerke bereits
wiederholt getroffen und Informationen ausge-
tauscht. Es wurden Probleme thematisiert und Initia-
tiven zur Reduktion der Weiterverbreitung resisten-
ter Erreger gestartet.

Aufderdem wurden innerhalb der LARE sieben Ar-
beitsgruppen (AGs) gegriindet, die sich mit verschie-
denen Aspekten des Problems der resistenten Erre-
ger beschaftigen.

e Die AG Krankentransport hat es sich zum Ziel ge-
setzt, bayernweit einheitliche Empfehlungen zum
Umgang mit multiresistenten Erregern (MRE) fir
Krankentransporte zu erarbeiten.

e In der AG Informationsweitergabe wurde die Uber-
windung der Schnittstellenproblematik als Ziel defi-
niert. Es soll sichergestellt werden, dass bei der
Verlegung eines Patienten, der mit multiresistenten
Erregern besiedelt oder infiziert ist, diese Informati-
on an die entsprechenden Stellen, also Kranken-
transportdienst, Pflegeheim, weiterbehandelnder
Arzt und andere zuverlassig weitergegeben wird.

e Die AG Standardisierte Fachinformationen zum Pa-
tientenmanagement bemuht sich um eine Verein-
heitlichung der Information in Bezug auf den Um-
gang mit multiresistenten Erregern in medizini-
schen Einrichtungen.

e Die Vereinheitlichung der Screening- und Sanie-
rungskonzepte im stationaren und ambulanten Be-
reich ist das zentrale Anliegen der AG Screening
und Sanierung.

e Das Ziel der AG Rehabilitationseinrichtungen ist es,
eine Empfehlung zum Umgang mit MRSA und an-
deren MRE in den Rehabilitationseinrichtungen, flr
die es derzeit keine Richtlinien des Robert Koch
Institut gibt, zu verfassen.

e Die AG Arbeitschutz und MRE hat ,frequently
asked questions” (FAQs) zum Thema MRSA und
Arbeitsschutz zusammengestellt.

e Die jungste Arbeitsgruppe der LARE, die AG Anti-
biotic Stewardship, wird sich um die Etablierung
von Antibiotic Stewardship-Programmen in Bayern
kimmern, die sich mit dem rationalen Einsatz von
Antibiotika befassen.

Im Rahmen der LARE-Aktivitaten wurde eine Home-
page erstellt, die seit Oktober 2009 auf den Seiten
des bayerischen Landesamts fir Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit zu finden ist (www.Igl.bayern.
de/gesundheit/infektionsschutz/antibiotikaresisten-
zen/lare/index.htm). Auf dieser Homepage stehen
neben Informationen zur LARE und allgemeinem
Hintergrundwissen auch die verschiedenen spezifi-
schen Dokumente und Arbeitsergebnisse der Ar-
beitsgruppen zur Verfligung.
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LAHOK

Die Gefahr der absichtlichen Freisetzung von lebens-
bedrohlichen, teilweise hochkontagidésen Infektions-
erregern durch einen bioterroristischen Anschlag
wie auch die Einschleppung und Ausbreitung durch
den internationalen Waren- und Reiseverkehr kon-
frontiert Mediziner mit Krankheiten, die in Deutsch-
land nicht oder nicht mehr heimisch sind und stellt
auch den Offentlichen Gesundheitsdienst in Bayern
vor Herausforderungen. Neben Bacillus anthracis,
Yersinia pestis, Francisella tularensis und Orthopox-
viren ist dabei aus reisemedizinischer Sicht auch an
Rickettsia spp., dimorphe Hyphomyceten, Coronavi-
ren (SARS), Arenaviren, Bunyaviren, Hantaviren, Nai-
roviren, Phleboviren, Flavi- und Filoviren und andere
mehr zu denken. Die mdglichen Szenarien reichen
von infizierten Einzelpersonen bis hin zu seuchenhaf-
ten Ausbriichen epidemischen Ausmalies.

Vor diesem Hintergrund konstituierte sich mit Unter-
stlitzung durch das damalige StMUGV am 27. No-
vember 2008 die Bayerische Landesarbeitsgemein-
schaft zu hochkontagidsen Infektionskrankheiten
(LAHOK) als Kompetenznetzwerk, in dem die in
Bayern vorhandene Expertise zur Pravention, Erken-
nung, Bekdmpfung und Erforschung von lebensbe-
drohlichen, hochkontagitsen Infektionskrankheiten
unter der Koordination des LGL gebUndelt ist.

LAHOK-Mitglieder sind unter anderem die beiden
bayerischen Behandlungszentren fir hochkontagiose
Infektionskrankheiten im Krankenhaus Minchen-
Schwabing und an der Missionsarztlichen Klinik
W(rzburg, alle bayerischen Lehrstlhle fir Bakterio-
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logie beziehungsweise Virologie, das Konsiliarlabor
fr Pest, das Tropeninstitut und das Institut fir
Rechtsmedizin der LMU Minchen, das Institut fir
Mikrobiologie der Bundeswehr in Minchen, Vertre-
ter des OGD und der Rettungsdienste an den beiden
Standorten der Behandlungszentren beziehungswei-
se an bayerischen Flughafen mit signifikantem inter-
nationalen Reiseverkehr, der Flughafenmedizinische
Dienst des Flughafens Miinchen, die Bayerische
Landeséarztekammer, ein Vertreter der Standigen Ar-
beitsgemeinschaft der Kompetenz- und Behand-
lungszentren (StAKoB) und die Sachgebiete GE1, 2
und 4 des LGL.

Neben der konzeptionellen Arbeit und der Pflege ei-
nes Labornetzwerkes werden von der LAHOK regel-
maRig Fortbildungsveranstaltungen fiir den OGD
und andere Berufsgruppen mit Aufgaben aus dem
Bereich hochkontagidser Infektionskrankheiten
durchgefiihrt. Die Task Force Infektiologie des LGL
kann zudem auf die medizinisch-klinische Expertise
der akademischen LAHOK-Institutionen als , Hinter-
grunddienst” zurlickgreifen. Sie ist selbst 24 Stun-
den am Tag und sieben Tage die Woche fiir den
OGD in Bayern erreichbar.

Die Plattform Versorgungsforschung

Der demografische Wandel, die steigende Lebens-
erwartung, medizinische Innovationen und die Ver-
anderungen im Krankheitsspektrum in der Bevolke-
rung stellen grofde Herausforderungen fir das Ge-
sundheitssystem in Bayern dar. Der Bedarf an Leis-
tungen in der Gesundheitsversorgung nimmt
aufgrund dieser Entwicklungen kontinuierlich zu.




Vernetzung



Es gilt, die Gesundheitsversorgung bedarfsgerecht
weiterzuentwickeln und die Kooperation Uber sekto-
rale Grenzen der Versorgung hinweg zu intensivieren.

Der Bayerische Landtag hat 2011 Uber die Situation
beraten und beschlossen, die ,Versorgungsfor-
schung im Freistaat Bayern weiterzuentwickeln”.
Die Staatsregierung wurde aufgefordert, eine Infor-
mationsplattform tber die MafRnahmen der Versor-
gungsforschung im Gesundheitswesen des Frei-
staats Bayern zu errichten. Nach diesem Beschluss
sollen, ,,aufbauend auf die erfolgreiche Gesundheits-
berichterstattung (GBE) des Landesamtes fir Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende
Schritte unternommen werden:
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Beim Landesamt fur Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit wird im Rahmen der GBE eine Datenbank
zur Versorgungsforschung im Freistaat Bayern auf-
gebaut.

Im Rahmen eines geeigneten Fachgremiums wer-
den die Kompetenzen der Wissenschaft und weite-
rer Beteiligter im Gesundheitswesen etwa in Form
einer Landesarbeitsgemeinschaft — vergleichbar der
Landesarbeitsgemeinschaft Impfen — einbezogen
und vernetzt.” (Beschluss des Bayerischen Land-
tags vom 17. Méarz 2011; Drucksache 16/8005).




Zur Umsetzung dieses Beschlusses wurde ein neues
Sachgebiet ,Versorgungsqualitat, Gesundheitsdkono-
mie, Gesundheitssystemanalyse” beim Bayerischen
Landesamt fir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit
im August 2011 konstituiert. Von diesem Sachgebiet
werden die Fachkonzepte flr die geplante Landesar-
beitsgemeinschaft zur Gesundheitsversorgungsfor-
schung und die neue Internetplattform Versorgungsfor-
schung erstellt und umgesetzt. Diese Aktivitaten sind
ein wichtiger Bestandteil der bayerischen Gesundheits-
strategie, die in der Regierungserklarung , Gesund-
heitsland Bayern — neue Strategien flir eine menschli-
che Medizin” des Gesundheitsministers am 20. Okto-
ber 2011 im Bayerischen Landtag vorgestellt wurde.

Die erfolgreiche Ausgestaltung der dargestellten Lan-
desarbeitsgemeinschaften sind Lohn und Verpflich-
tung fir die kooperierenden gesellschaftlichen Part-
ner wie auch fir die damit betrauten Mitarbeiter des
LGL zugleich. Das LGL dankt allen Beteiligten fur die
kooperative, durchaus auch kritische und dabei im-
mer konstruktive Zusammenarbeit in diesen Foren.

Eine andere und zugleich besondere Form der Ver-
netzung besteht in der Funktion des LGL als Fachbe-
horde flr Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit auf der
einen Seite und als Arbeitgeber fir Uber 1000 Be-
schaftigte auf der anderen Seite. Betriebliches Ge-
sundheitsmanagement muss nicht nur in das Arbeits-
schutzmanagementsystem-Konzept OHRIS, das fr
unsere , Kunden”, die bayerischen Betriebe erstellt
wurde, integriert werden, das LGL ist hier auch sein
eigener Kunde, und steht in der Pflicht, die nach au-
Ren gerichteten Empfehlungen fir betriebliches Ge-
sundheitsmanagement auch nach innen umzusetzen.

Betriebliches Gesundheitsschutz-
management (BGM)

Wirtschaftlicher, technologischer, demografischer
Wandel: Unsere Lebens- und Arbeitswelten befin-
den sich in mehrfacher Hinsicht im Umbruch. Die zu-
nehmende Geschwindigkeit des wirtschaftlichen
und technologischen Wandels mit seinen Verschie-
bungen hin zu Wissens- und Dienstleistungsaufga-
ben lasst sich vor allem durch Merkmale wie Ar-
beitsverdichtung und Flexibilisierung kennzeichnen.
Infolgedessen nehmen die psychischen Anforderun-
gen im Beruf deutlich zu. Wie kann die psychische
und auch koérperliche Gesundheit der Beschaftigten
unter diesen Umstanden erhalten und verbessert
werden? Dies ist umso wichtiger angesichts des de-
mografischen Wandels. Wie kann verhindert wer-
den, dass immer mehr Beschéftigte vorzeitig aus
dem Erwerbsleben ausscheiden, wo doch das ge-
setzliche Rentenalter sukzessive auf 67 Jahre her-
aufgesetzt wird und die Fehlzeitenentwicklung posi-
tiv beeinflusst werden kann?

Immer mehr Unternehmen und Organisationen stel-
len sich dieser Herausforderung, indem sie Konzepte
des betrieblichen Gesundheitsmanagements und
der Gesundheitsforderung implementieren, womit
.alle gemeinsamen Mafinahmen von Arbeitgebern,
Arbeitnehmern und Gesellschaft zur Verbesserung
von Gesundheit und Wohlbefinden am Arbeitsplatz”
(Luxemburger Deklaration zur betrieblichen Gesund-
heitsférderung in der Européischen Union) gemeint
sind. In Ergédnzung und Unterstlitzung des klassi-
schen Arbeits- und Gesundheitsschutzes werden
dabei in systematischer Form alle gesundheitsbezo-
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genen Aktivitaten einer Organisation vernetzt und
zielgerichtet in einem kontinuierlichen Verbesse-
rungsprozess weiter entwickelt.

Gesundheitsmanagement
nach Innen

Das LGL als Landesgesundheitsbehorde auch zu-
standig fur den Bereich Arbeitsmedizin ist an dieser
Stelle besonders gefordert. 2010 hat das LGL damit
begonnen, ein Betriebliches Gesundheitsschutzma-
nagement (BGM) fir die eigenen Beschéftigten ein-
zurichten.

Im Mittelpunkt steht das eigenverantwortliche ge-
sundheitsforderliche Verhalten der Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen sowie die Forderung gesundheits-
gerechter Arbeitsverhéltnisse einschlieRlich einer
gesundheitsorientierten Organisation, Fihrungskul-
tur und die Beteiligung der Beschaftigten. Der Ge-
sundheitsgedanke soll im Leitbild des LGL verankert
und im Arbeitsalltag gelebt werden.

Um Problemfelder und Handlungsbedarf flr gesund-
heits- und leistungsforderliche Veranderungen zu er-
mitteln und geeignete Malinahmen ableiten zu kon-
nen, wurde von Mitte Mai bis Mitte Juni 2011 eine
anonyme schriftliche Befragung aller Beschaftigten
durchgefihrt.




Es wurde ein speziell fur das LGL entwickelter Fra-
gebogen eingesetzt, der die Themenbereiche kor-
perliche Beschwerden, psychische Belastungen und
Beanspruchungen, Arbeitsorganisation, Verantwor-
tungsbereich, Fihrungsverhalten, Entwicklungsmog-
lichkeiten sowie Winsche zu gesundheitsforderli-
chen Aktivitaten wie etwa Aktivpausen oder Yoga
und zu Vorsorgeuntersuchungen beinhaltete. Die
Auswertung und Ergebnisprasentation erfolgte Uber
ein externes Institut.

Nun werden geeignete Strukturen entwickelt, um
passende Mafinahmen aus den Ergebnissen abzulei-

ten, umzusetzen und spéater zu evaluieren und um
das BGM als einen mitarbeitergetragenen Prozess
im LGL fest zu verankern.

Gesundheitsmanagement
nach AufRen

Eine nach aulRen gerichtete Aktivitat des LGL in die-
sem Bereich ist mit dem Gesundheitsmanagement-
system-Konzept GABEGS verknUpft.



Das Bayerische Staatsministerium fir Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen (StMAS) hat in der
Vergangenheit den Handlungsleitfaden , Ganzheitli-
ches Betriebliches Gesundheitsmanagementsystem
(GABEGS)" entwickelt, der Unternehmen in Bayern
dabei unterstitzen soll, die Gesundheit ihrer Be-
schaftigten nachhaltig zu schiitzen. Damit GABEGS
problemlos in vorhandene Managementsysteme fir
Qualitat, fur Umwelt und fir den Arbeitsschutz inte-
griert werden kann, wurde das LGL 2010 beauftragt,
GABEGS mit den Anforderungen eines Manage-
mentsystems kompatibel zu machen.

Dazu wurden in einem ersten Schritt die Vorausset-
zungen, Anforderungen und gewlinschten Resultate
von GABEGS abgeleitet, die die Abbildung auf Seite
100 im Uberblick zeigt. Veranderungen in der Ar-
beitswelt und der demografische Wandel stellen Un-
ternehmen vor neue Herausforderungen. Gesunde,
leistungsbereite und motivierte Mitarbeiter sind die
zentrale Voraussetzung flr den Unternehmenser-
folg, und dazu kann wesentlich ein systematisches
betriebliches Gesundheitsmanagement beitragen.

Wie Untersuchungen zeigen, sind die Verantwor-
tung der Unternehmensleitung, Mitarbeiterbeteili-
gung, transparente Abldufe und ein kontinuierlicher
Prozess der Evaluation und Verbesserung zentrale
Erfolgsbedingungen fir ein effektives betriebliches
Gesundheitsmanagement. Die Abbildung auf Seite
101 zeigt den Management-Zyklus und alle System-
elemente von GABEGS. Alle Elemente wurden in
einem Systemhandbuch definiert und beschrieben,
und es wurden die Anforderungen an die betrieb-
lichen Akteure zur Umsetzung vor Ort erlautert.
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Besonderer Wert wurde darauf gelegt, in das
Systemelement , Planung und Umsetzung” aktuelle
Themen wie ,demografische Entwicklung”, , alters-
und alternsgerechte Arbeitsbedingungen”, ., psychi-
sche Belastungen”, , gesundheitsférderliches Fih-
rungsverhalten” und ,Work-Life-Balance" als eigen-
standige Subelemente zu integrieren und damit de-
ren Bedeutung herauszustellen.

Einen hohen Stellenwert nehmen im GABEGS-Sys-
tem die verschiedenen Formen der Mitarbeiter-Parti-
zipation ein. Eine zentrale Rolle bei der Erfassung
gesundheitlicher Aspekte im Unternehmen stellt die
Mitarbeiterbefragung dar. Die Beschéftigten erhalten
dadurch Gelegenheit, Uber ihre Belastungen, Res-
sourcen und Beschwerden ausfihrlich Auskunft zu
geben. Auch die Etablierung eines betrieblichen Vor-
schlagswesens ist eine geeignete MalRnahme, das
kreative Potenzial der eigenen Mitarbeiter zu nutzen,
um ihr Arbeitsumfeld zu optimieren.

Mithilfe des neu gestalteten GABEGS-Systems ist

es flr bayerische Betriebe moglich, das eigene be-
triebliche Gesundheitsmanagementsystem evaluie-
ren zu lassen bis hin zur Anerkennung per Zertifikat
durch das zustdndige Gewerbeaufsichtsamt.

Eine moglichst weite Verbreitung betrieblicher Ge-
sundheitsmanagementsysteme gliedert sich nahtlos
in das Primaérziel des LGL ein, Rahmenbedingungen
fr eine gesunde Zukunft zu schaffen. Wenn es um
die Formulierung von Zielen fur die ZUKUNFT des
LGL selber geht, lohnt auch ein Blick auf die Vergan-
genheit und die Entwicklung, die das LGL seither ge-
nommen hat.




Vernetzung
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Vergangenheit & Zukunft

Moderne Gesellschaften bendtigen zum Schutz der
Gesundheit ihrer Bevolkerungen zunehmend spezia-
lisierte Prozesse und Funktionen. Die wachsende
gesellschaftliche Komplexitat, der wissenschaftlich-
technische Fortschritt und vielfaltige Austausch- und
Kommunikationsprozesse zwischen staatlichen Stel-
len und gesellschaftlichen Partnern stellen die ent-
sprechenden Funktionstrager vor neue Herausforde-
rungen. Dies beinhaltet auch Herausforderungen an
staatliches Handeln in Krisenlagen.

Das LGL stellt in seiner Struktur eine in Deutschland
auf Landesebene einzigartige Blndelung von Kapazi-
taten und Kompetenzen im Bereich der Lebensmit-
telsicherheit und des Verbraucherschutzes und zum
Schutz und zur Férderung der Gesundheit von
Mensch und Tier dar. Zehn Jahre LGL sind Anlass
fUr eine Rickschau und einen Blick in die Zukunft.

Schutz und Forderung der offentli-
chen Gesundheit im Wandel der Zeit

Der Ansatz einer wissenschaftsbasierten, rationalen
Gesundheitssicherung auf Ebene der Bevolkerung
hat in der Vergangenheit grofRe Erfolge mit sich ge-
bracht. So zeigen langfristige statistische Zeitreihen
der letzten 300 Jahre weltweit einen stetigen Zu-
wachs der Lebenserwartung. Beispiele wie die Aus-
rottung der Pocken, die weitgehende Verdrangung
der Poliomyelitis und der starke Riickgang der Tuber-
kulose illustrieren im Bereich des Infektionsschutzes
diese Erfolge. Dabei waren — um das Beispiel der Tu-
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berkulose aufzugreifen — groRe Erfolge aus Sicht der
Bevdlkerungsmedizin bereits erreicht, bevor 1944
Streptomycin und 1954 Isoniazid und Paraaminosali-
cylsaure als wirksame Therapeutika verfigbar wur-
den. Diese haben dann noch einmal mehr zum Er-
folg im Kampf gegen diese bedriickende Infektions-
krankheit beigetragen.

Bei den Bemihungen um die 6ffentliche Gesundheit
(,,Public Health") lassen sich verschiedene Phasen
unterscheiden. Wahrend in den Jahrhunderten bis
zur Aufklarung die MaRnahmen zum Schutz von
Wasser, Boden und Luft” im Wesentlichen in Qua-
rantane und Isolationsmafinahmen sowie in kommu-
nalen Verordnungen standen, begann mit der Aufkla-
rung eine modernen Ansprichen entsprechende

. Hygienephase". Diese erreichte in Minchen unter
Max von Pettenkofer mit seinem weltweit ersten
Hygiene-Institut einen ersten Hohepunkt und wiede-
rum weltweit ausstrahlenden Kristallisationskern. Im
Deutschen Kaiserreich schloss sich daran eine Pha-
se der Organisation der Sozialversicherungssysteme
mit groRen positiven Einflissen auf die Bevolke-
rungsgesundheit an: die Organisation von Kranken-
versicherung, Unfallversicherung und Arbeitslosen-
versicherung, auch als Bismarck-System der Sozial-
versicherung bezeichnet. Diese wurde in der zwei-
ten Hélfte des 20. Jahrhunderts noch durch die
Pflegeversicherung ergéanzt.

Im Zuge der groRen Fortschritte im Bereich der klini-
schen Medizin und der individuellen Therapien ent-
wickelte sich nach dem zweiten Weltkrieg eine indi-
vidualistisch-therapeutische Phase von Public
Health/Offentliche Gesundheitspflege. Kennzeichen




dieser Phase sind Reihenuntersuchungen wie die
Roéngten-Reihenuntersuchung bei der Tuberkulose
sowie bevolkerungsweite Impfprogramme, welche
zu den genannten Erfolgen bei Pocken, Poliomyelitis
und Tuberkulose sowie bei einer Reihe anderer In-
fektionskrankheiten geflhrt haben.

Gegen Ende des 20. Jahrhunderts wurde diese Pha-
se von einer systemischen Phase abgeldst. Dahinter
steht die Einsicht, dass Gesundheit nicht nur in der
Verantwortung des Einzelnen liegt und durch den
Zugang einzelner Personen zu individuellen Gesund-
heitsleistungen umfassend geschaffen wird, son-
dern vielmehr das Ergebnis von systemischen Bezie-
hungen und Zusammenhangen ist.

Regulierungen im Bereich der umweltmedizinischen
Vorsorge, im Bereich der Versorgung mit sicherem
und gesundem Trinkwasser und sicheren und gesun-
den Nahrungsmitteln, in der Verkehrssicherheit und
im Freizeitbereich liegen aulRerhalb des Einflussbe-
reichs einzelner Personen und oftmals im Zustandig-
keitsbereich staatlichen Handelns. Hinzu kommmt,
dass Gesundheit auch stark von Wirtschaftssektoren
aufderhalb des Gesundheitsbereichs beeinflusst wird.
Ein Beispiel hierfur ist die Einflhrung der Gurtpflicht
im Individualverkehr, welche fir die Automobilin-
dustrie nur geringe Mehrkosten verursacht, in ihren
gesundheitlichen Auswirkungen jedoch grof3e posi-
tive Folgen hat. Weitere Beispiele betreffen die be-
rufsgenossenschaftlichen Sicherungspflichten am
Arbeitsplatz oder auch die Nichtraucherschutz-
Gesetzgebung sowie die vielfaltigen gesetzlichen
Regelungen im Bereich der Produktsicherheit, der
Lebensmittelsicherheit und der Tiergesundheit.
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Griindungsvater Pettenkofer

Die ersten Anfénge staatlicher Fachbehorden auf
dem Gebiet des Gesundheits- und Verbraucherschut-
zes in Bayern reichen in die zweite Halfte des 19.
Jahrhunderts zuriick. Durch ,Kénigliche Verordnung
vom 27. Januar 1884" wurden zuerst die ,Bayeri-
schen Untersuchungsanstalten flr Nahrungs- und Ge-
nussmittel” errichtet. Es war der bereits erwahnte
Max von Pettenkofer, der den Auftrag zur Umsetzung
dieser Verordnung erhielt. Pettenkofer, der urspriing-
lich Pharmazie, Naturwissenschaften und Medizin
studiert hatte, war an der Ludwig-Maximilians-Uni-
versitat Mlnchen 1847 zunédchst zum Professor flr
medizinische Chemie ernannt worden und hatte dort
als erster deutscher Professor fir Hygiene 1876 bis
1879 das erste Hygieneinstitut aufgebaut. In Umset-
zung der oben genannten Verordnung etablierte er
1884 drei staatliche chemische Untersuchungsanstal-
ten an den drei Landesuniversitdaten in Minchen, Er-
langen und Wrzburg.

Nach der Chemie folgte flir den Bereich der Human-
medizin durch ,, Kénigliche Verordnung vom 31. Au-
gust 1910" die Errichtung von ,,Koéniglich Bakteriolo-
gischen Untersuchungsanstalten” in Verbindung mit
den Hygieneinstituten der drei Landesuniversitaten.
SchlieRlich wurde fir den Bereich der Veterinarmedi-
zin aufgrund ,, Koniglicher Verordnung vom 5. Juni
1913" die ,,Koniglich Bayerische Veterinarpolizeiliche
Anstalt” in OberschleiRheim errichtet, die 1950 zur
.Bayerischen Landesanstalt fir Tierseuchenbe-
kédmpfung” erhoben wurde.
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Bis Ende der 30er-Jahre des 20. Jahrhunderts waren
die jeweiligen Lehrstuhlinhaber fir Pharmazie und An-
gewandte Chemie bzw. flr Hygiene stets zugleich
auch Direktoren der jeweiligen staatlichen chemi-
schen bzw. bakteriologischen Untersuchungsanstal-
ten in Minchen, Erlangen und Wiirzburg. 1945 wurde
diese Personalunion in allen Fallen aufgegeben. Die
damaligen Untersuchungsanstalten wurden von der
Einflusssphére der Universitaten geldst und unter-
standen damit direkt dem Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern. In der Folgezeit kam 1947 in Re-
gensburg ein urspringlich privates Institut als staatli-
che bakteriologische Untersuchungsanstalt hinzu und
es wurden 1962 in Augsburg sowie 1964 in Regens-
burg ehemals stadtische Einrichtungen zu staatlichen
chemischen Untersuchungsanstalten erhoben. Insge-
samt existierten ab Mitte der 60er-Jahre in Bayern
insgesamt 11 staatliche Untersuchungséamter: 5 che-
mische (Augsburg, Erlangen, Minchen, Regensburg,
Wirzburg), 4 bakteriologsiche (Erlangen, Minchen,
Regensburg, Wirzburg) und 2 veterindrmedizinische
Untersuchungsanstalten (neben OberschleiRheim
war ein Standort in NUrnberg hinzugekommen).

Die Landesuntersuchungsamter

Ab Ende der 60er-Jahre beschaftigte sich die im
Bayerischen Staatsministerium des Innern zustandi-
ge Abteilung flr Gesundheitswesen und Verbrau-
cherschutz mit einer Reform dieser Struktur einer
Vielzahl relativ kleiner und weitgehend unabhangig
voneinander arbeitender chemischer, medizinischer
und veterinarmedizinischer Untersuchungseinrich-
tungen. Anlass waren auch zunehmend fachlber-
greifende Fragestellungen (zum Beispiel komplexe




chemische Rickstandsuntersuchungen unter ande-
rem zum Einsatz 0strogenwirksamer Substanzen in
der Kalbermast im Bereich der Veterindrmedizin),
die immer kostspieliger werdende instrumentelle
Analytik (zum Beispiel GC-, MS- NMR-Analytik), die
damit einhergehende zunehmende Spezialisierung
der Mitarbeiter und nicht zuletzt Sparzwange im
Staatshaushalt. Im Ergebnis fihrten die damaligen
ReformUberlegungen zur Griindung zweier , Landes-
untersuchungsamter fir das Gesundheitswesen” in
Stdbayern (OberschleiRheim) und Nordbayern

(Erlangen), die aufgrund der Durchfihrungsverord-
nung zum Vollzug des Lebensmittelrechts vom
16.03.1973 mit Wirkung vom 01.01.1974 errichtet
wurden. In diesen beiden — flir damalige Verhéltnis-
se — ,,Superbehoérden” war ein interdisziplinarer
Ansatz zwischen Chemie, Human- und Veterinar-
medizin méglich. Die bayerischen Landesuntersu-
chungsamter waren bundesweit einmalig und er-
langten bald Vorbildfunktion fir die Organisation der
entsprechenden Fachbehdrden in anderen Landern.
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Die Struktur der LUA blieb (iber viele Jahre und auch
Uber einen Ressortwechsel in die Zustandigkeit des
Bayerischen Staatsministeriums fir Arbeit und Sozi-
alordnung, Familie und Frauen (StMAS) hinweg er-
halten. Im Jahr 1999 wurde das 25-jahrige Jubilaum
mit einem Symposium in Oberschlei3heim gefeiert.
Im Laufe der Jahre war soweit erforderlich immer
wieder ein Wandel, ggf. eine Anpassung der Aufga-
benstellungen erfolgt. Bemerkenswert ist insbeson-
dere die Entwicklung, erganzend zu den ganz im Vor-
dergrund stehenden Laboruntersuchungen auch the-
oretisch wissenschaftliche Aufgabenfelder zu bear-
beiten, wie zum Beispiel im Bereich der Toxikologie
ab 1992 oder der Epidemiologie ab Ende der
1990er-Jahre.

Aufbruch zum LGL

Ausgangspunkt flr die Schaffung des heutigen LGL
durch Fusion der beiden LUA Nord und Stid war die
.BSE-Krise” im Jahr 2000. Bereits seit Mitte der
1980er-Jahre war BSE in GroRbritannien bekannt,
bis 1992 war dort ein Anstieg auf Uber 36.000 Falle
zu verzeichnen (anschlieflend nahm die Zahl mit Ein-
flhrung eines Tiermehlfltterungsverbots wieder
ab). Verdachtsfalle in Deutschland, die bereits An-
fang der 1990er-Jahre bekannt geworden waren,
waren zunachst nicht adaquat untersucht worden.
Erst im November 2000 wurde der erste deutsche
Fall (in Schleswig-Holstein) mittels Schnelltest, den
die Lander zuvor abgelehnt hatten, nachgewiesen.
Daraufhin beschloss das bayerische Kabinett noch
im Dezember des selben Jahres ein Malinahmen-
blndel, das unter anderem die Errichtung eines
.Landesamts flr Lebensmittelsicherheit” beinhalte-
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te (Ministerratsbeschluss vom 29.12.2000). Es war
rasch klar, dass ein solches Landesamt im Wesentli-
chen aus den bestehenden LUA entstehen wiirde.
Mit ,Verordnung Uber die Einrichtung der Bayeri-
schen Landesdmter fir Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit sowie fur Umwelt (Landesdmterverord-
nung - LAV-UGV)" vom 27. November 2001 wurde
das LGL schlieRlich gegriindet. Zu dem im Rahmen
der inhaltlichen Neuausrichtungen gegenwartig Er-
reichten, einschlieRlich einer Unterstltzung der ,Re-
akademisierung” des OGD und des Aufbaus einer
Pettenkofer School of Public Health, sei auf die ent-
sprechenden Beitrage verwiesen.

Herausforderungen des
21. Jahrhunderts und Blick in die
Zukunft

Kennzeichen von modernen bzw. ,postmodernen”
Gesellschaften sind eine zunehmende Okonomisie-
rung und Medialisierung der gesellschaftlichen Pro-
zesse. Diese wirken sich auch unmittelbar oder mit-
telbar auf die Tatigkeit im Bereich der Bevolkerungs-
gesundheit aus. Probleme lassen sich nicht mehr
nur isoliert in ihren gesundheitlichen Bezlgen analy-
sieren und angehen: Zunehmend wichtig ist die
gleichzeitige Beobachtung und Mitgestaltung des
soziodkonomischen und insbesondere auch des
kommunikativen Kontextes. Die mediale Wahrneh-
mung und Diskussion gesundheitlicher Fragestellun-
gen hat zunehmend Bedeutung fir den Erfolg ge-
sundheitspolitischer und bevolkerungsmedizinischer
Konzepte. Der Blickwinkel auf die Gesundheit der
Bevolkerung weitet sich damit zunehmend. Dabei




miussen unverandert Faktoren auf individueller Ebe-
ne betrachtet werden — ein Beispiel hierflr ist das
Neugeborenenscreening auf angeborene Stoffwech-
seldefekte. Derartige individuelle Aspekte werden
auch in ihren sozialen Bezligen wirksam: Als Beispiel
seien hier Altershilder und Geschlechterrollen ge-
nannt. Um diesen Kern legen sich individuell gewahl-
te und zu verantwortende Lebensstile. Diese wer-
den oft innerhalb von sozialen und gesellschaftlichen
Bezligen realisiert, zum Teil auch von solchen
Netzen beeinflusst. Gestaltet werden diese Bedin-
gungen durch allgemeine Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen, welche von der Versorgung mit sicheren
und gesundheitsforderlichen Lebensmitteln Gber das
Erziehungssystem, die Arbeitsmarktsituation und die
allgemeinen Arbeitsbedingungen bis zu den spezifi-
schen Dienstleistungen der gesundheitlichen Versor-
gung reichen. Diese Bausteine sind wiederum
eingebettet in einen noch allgemeineren soziodkono-
mischen, kulturellen, umweltbezogenen und politi-
schen Rahmen.

Der Nutzen einer solchen umfassenden Betrach-
tungsweise? Staatliche und gesellschaftliche Funkti-
onen im Dienst an der Bevolkerungsgesundheit kon-
nen sich diesen Zusammenhangen nicht entziehen.
Eine moderne Public-Health-Behorde, wie sie der
Auftrag auch an das Bayerische Landesamt fir Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit ist, muss vor-
bereitet sein, um diesen komplexen Strukturen mit
einer angemessenen fachlichen Struktur und ent-
sprechenden Spezialisierungen zu entsprechen.
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Das bedeutet, dass am LGL zum Beispiel Expertisen
vorgehalten werden mussen, welche neben den
spezifischen und hoch technisierten Laborunter-
suchungen auch mediale, sozial-wissenschaftliche,
okonomische, epidemiologische, versorgungsorien-
tierte, gesundheitspolitische und praventionsorien-
tierte Expertisen umfassen. Diese Aufzahlung ist
nicht abschlieRend.

One-Health Strategy -
Gesundheit in Europa

Der Auftrag an Public Health wurde vom US-Ameri-
kanischen Institute of Medicine auf die kurze Formel
gebracht: Bedingungen schaffen, in denen Men-
schen gesund sein kdnnen. Diese kurze Formulie-
rung lohnt eine nahere Betrachtung. Sie beinhaltet
die Einsicht, dass Gesundheit nicht nur von einzelnen
Menschen in Eigenverantwortung gestaltet werden
kann, sondern dass es oftmals Bedingungen sind,
welche grofden Einfluss auf die Gesundheit der Men-
schen in Bevolkerungen und Bevdlkerungsgruppen
haben. Im weiteren kommt die Einsicht dazu, dass
die Bedingungen nicht schicksalhaft gegeben oder
hinzunehmen sind, sondern durchaus und in zuneh-
menden Male von Gesellschaften in gemeinsamer
Verantwortung gestaltet werden kénnen. Als weite-
rer Punkt kommt die Fokussierung auf den Men-
schen dazu, welcher Mitte und MalR allen staatlichen
und gesellschaftlichen Handelns ist. Zu beachten ist
auch die Fokussierung auf Gesundheit und nicht
Krankheit. Weiter zu beachten ist, dass diese ge-
meinsamen gesellschaftlichen Anstrengungen in ei-
nem Rahmen individueller und kollektiver Freiheiten
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und Rechte verwirklicht werden missen: Gesundheit
ist kein Diktat, sondern eine Chance. Diese ,Lebens-
chance auf Gesundheit” soll allen Menschen in glei-
chem Male eréffnet werden, ohne Zwang.

FUr das LGL als moderne Public-Health-Institution in
einem sich einigenden Europa der Regionen gelten
auch sich herausbildende Erwartungen an gesell-
schaftliche Institutionen. Im Vordergrund steht dabei
eine Dienstleistungsorientierung. Dabei sind sowohl
externe Klienten (Kunden) wie Ministerien, Medien,
andere gesellschaftliche und wirtschaftliche Partner
zu berlcksichtigen als auch interne Klienten: Kolle-
gen, andere staatliche Institutionen, Projekte, denen
zugearbeitet wird und gesetzliche und regulatorische
Vorgaben, die zu erflllen sind. Daraus ergibt sich
eine Fllle von nachgefragten Leistungen, speziali-
sierte Labor- und Nicht-Laborfunktionen, Konzept-
und Strategieentwicklungen, Bewertungen von Akti-
vitaten der Vernetzung sowie in der Aus-, Fort- und
Weiterbildung, in der Forschung und insbesondere
auch der Tranfer wissenschaftlicher Erkenntnis.

New Public Health — Aufgabenfelder
und Herausforderungen

Die Aufgabenfelder einer solchen neuen Public
Health (New Public Health) umfassen dabei in einer
ersten Orientierung die Bereiche von

e Gesundheitsschutz

e Pravention und Gesundheitsforderung

e Steuerung und Stewardship in einem
Gesundheits(Versorgungs-)system




Durch ein Tatigwerden in allen drei Bereichen wird
dem Auftrag nachgekommen, Bedingungen zu
schaffen, in denen Menschen gesund sein kénnen.
Besondere Herausforderungen ergeben sich fir das
LGL durch die kompetente Ubernahme von staatli-
chen Aufgaben in einem modernen Verstandnis indi-
rekter Stewardship bzw. Governance, in der fachli-
chen Bewertung und Erzeugung wissenschaftlicher
Evidenz, in der konzeptionellen Entwicklung und im
gezielten Ansprechen von Settings und Sektoren.
Daraus ergeben sich Vernetzungsansprtche inner-
halb des LGL, welche klassische Strukturen wie Ab-
teilungen, Sachgebiete und Sachbereiche Uber-
schreiten.

Damit zeichnen sich neun Entwicklungsfelder ab,
welche flr eine zuklnftige Ausrichtung des LGL von
besonderer Bedeutung sind:

1. Die Herausforderung von ,Problem und Kontext”,
insbesondere auch in der Risiko- und Krisenkom-
munikation.

2. Die Starkung von vorausschauendem pro-aktiven
gegenUber nur reaktivem Handeln.

3. Die weitere Starkung von Wissenschaftlichkeit,
Unabhangigkeit und Transparenz als Arbeitsgrund-
satze im Innen- und AulRenverhéltnis.

4. Der Ausbau von Kooperationen bei gleichzeitiger
Starkung der Eigenverantwortung.

5. Die Weiterentwicklung von staatlichen Kontroll-
funktionen zu Feedback-Elementen innerhalb ei-
nes umfassenden Qualitdtsmanagements.

6. Die Fahigkeit zur kurzfristigen Bildung von Projekt-
orientierten Matrix-Strukturen bei komplexen Fra-
gestellungen und Krisen.

7. Die Fahigkeit zur kritischen Nutzung und ggf. Er-
stellung von systematischen, problemorientierten
Wissenssynthesen (systematische Ubersichten,
Health Impact Assessment, Health Technology
Assessment und andere mehr).

8. Die Starkung und noch bessere Verankerung der
Belange der Bevdlkerungsgesundheit an akademi-
schen Einrichtungen in Bayern.

9. Die dreifache Positionierung des LGL als moderne
Public-Health-Institution in Bayern, innerhalb der
deutschen Lander und innerhalb eines sich eini-
genden Europas.

Herausforderungen, die uns die néchsten zehn Jahre
und wohl auch darUber hinaus begleiten werden und
die, wenn sie erfolgreich bearbeitet sind, wiederum
den Weg frei machen fiir neue, jetzt noch unbekann-
te Fragen.
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Gesundheit

e Aufbau der Meldestelle fiir Bayern nach dem Infektions-
schutzgesetz ab 2001 mit anfangs jahrlich 30.000 Mel-
dungen, kontinuierlicher Anstieg bis zu fast 100.000
Meldefallen im Jahr 2009;

Ubernahme der Koordinierung und Auswertung der Schul-
eingangsuntersuchung an jahrlich circa 120.000 Kindern
in Bayern;

Aufbau des sogenannten Tracking auf Vollstandigkeit im
Neugeborenenscreening (jahrlich circa 105.000 neugebo-
rene Kinder);

Aufbau von hygiene-, infektiologie-, pharmazielber-
wachungs-, praventions- und umweltmedizinbezogenen
Kompetenzzentren sowie epidemiologischer Kompetenz,
zum Beispiel zur Bewertung von Krankheitshaufungen
(Clustern);

Aufnahme der im bayerischen OGD-Gesetz vorgesehe-
nen Gesundheitsberichterstattung;

Ubernahme der Aufgaben als Benannte und Unabhangige
Stelle nach Trinkwasserverordnung 2001 und der Be-
richtspflicht gemaf Trinkwasserverordnung und Europa-
ischer Badegewasserrichtlinie;

Ubernahme der Qualitatssicherung in der Arzneimittel-
Uberwachung Bayern (interne Audits, Dokumentenmana-
gement, Berichtspflichten, Statistik der Verbraucher-
beschwerden, Arzneimittelrisiken und Beanstandungen in
Bayern gemafld VAW 121101); Koordination und Control-
ling (Erstellung von Jahresstatistiken, Mitwirkung bei der
Planung, Durchflihrung und Berichterstattung der Inspek-
tionen durch die Regierungen);
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e Aufbau der Gesundheits-Monitoring-Einheiten (GME) fur
Bayern mit Steuerung und Datenmanagement am LGL
und Durchflihrung umfangreicher Surveys mit jahrlich cir-
ca 6000 Kindern;

Verlagerung des ,Rapid Alert Systems” (RAS-System)
zur Abwehr von Arzneimittelrisiken vom StMUGV an das
LGL, Ubernahme der Erstellung der Statistik ,Zahl der
pharmazeutischen Betriebe und Einrichtungen in Bayern”
aus dem StMUGV;

Aufbau der Taskforce Infektiologie mit 24 Stunden/Tag
und 7 Tage/Woche Erreichbarkeit;

Ubernahme der Planung, Unterstiitzung und Evaluation
der infektionshygienischen Uberwachung von medizini-
schen und sonstigen Einrichtungen durch die Gesund-
heitsamter in Bayern;

e Entwicklung und Implementierung eines elektronischen
Datenaustauschsystemes fir Trinkwasserdaten;

e Ubernahme der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen
gemal’ Trinkwasserverordnung 2001;

e Ubernahme der Leistelle Pravention zur Begutachtung,
Betreuung, Qualitatssicherung und Evaluation von Pro-
jekten im Rahmen der neu ausgerichteten Gesundheits-
initiative Gesund.Leben.Bayern.;

* Aufbau und Ubernahme der Betreuung der neu gegriinde-
ten Landesarbeitsgemeinschaft Impfen (LAGI);



® Betrieb eines Hochsicherheitslabors der Stufe BSL 3;

e Aufbau einer behordentibergreifenden Uberwachung der
Medizinprodukteaufbereitung;

e Einflhrung eines Qualitatszirkels Trinkwasser fur die Ge-
sundheitsamter;

e Aufbau einer Einheit zur analytischen Umsetzgng und Be-
wertung des Human-Biomonitorings fir den OGD;

e Einrichtung des Konsiliarlabors fir Diphtherie in Abstim-
mung mit Bund und Landern; Verankerung im EU-Surveil-
lance-Netzwerk fur Diphtherie (DIP-NET);

e \Verlagerung des Systems zur Abwehr von Medizinproduk-
terisiken sowie von Risiken durch Blut- und Blutprodukte
nach dem Transfusionsgesetz;

e Mitveranstaltung des Jahreskongresses der Deutschen
Gesellschaft fur Sozialmedizin und Pravention sowie der
Deutschen Gesellschaft fiir medizinische Dokumentation
und Information in Augsburg in Verbindung mit dem LGL-
Kongress fiir den Offentlichen Gesundheitsdienst in Bay-
ern mit insgesamt 1700 Teilnehmern;

e Einbindung der humanmedizinischen Laboratorien in das
akkreditierte Qualitdtsmanagementsystem;

e Aufbau und Ubernahme der Betreuung der neu gegriinde-
ten Landesarbeitsgemeinschaften zu hochkontagiosen
Krankheiten (LAHOK) und der Landesarbeitsgemein-
schaft MultiResistente Erreger (LARE);

¢ Aufbau und Betrieb eines bayernweiten Impferinnerungs-
systems in Zusammenarbeit mit den Gesundheitsamtern;

e Einrichtung des Nationalen Referenzzentrums fir Borreli-
en in Abstimmung mit Bund und Landern und des Kon-
siliarlabors fur Ehrlichien in Abstimmung mit Bund und
Landern;

Aufbau eines Labornetzwerkes fiir bioterroristisch rele-
vante Keime;

Umsetzung der novellierten EU-Badegewasserrichtlinie
einschlieRlich erweiterter Berichtspflicht;

Erstellung und kontinuierliche Pflege eines elektronischen
Handbuchs fiir den OGD zur fachlichen Qualitétssiche-
rung der Arbeit der Gesundheitsamter (Ubernahme aus
dem StMUG);

Koordination des vom StMUG geférderten Forschungs-
verbunds Vector-borne Infectious Diseases in Climate
Change Investigations (VICCI) zum Thema ,Gesundheit-
liche Folgen des Klimawandels in Bayern”;

Betreuung von Trainees nach Akkreditierung als Ausbil-
dungsstatte im Rahmen des européischen Ausbildungs-
programms fir Infektionsepidemiologie (EPIET);

Betreuung der Gesundheitsamter bei der Griindung regio-
naler Netzwerke gegen multiresistente Erreger und Aus-
weitung der Bemihungen um die Standardisierung des
Managements resistenter Erreger in Kliniken mittels einer
Checklisten-gestitzen Begehung;

Integration des Nationalen Referenz Zentrums fir Borrelien
und der beiden Konsiliarlaboratorien fir Diphtherie und
Ehrlichien in die 2009 neu etablierten RKI-Referenznetz-
werke;

Ausweitung des Trackings des Neugeborenen-Horscree-
nings aus den Modellregionen Oberfranken und Oberpfalz
nunmehr bayernweit mit mehrfacher Geburtenzahl;
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Aufbau eines laborgestiltzten bayernweiten Influenza-
Sentinels mit Beteiligung von arztlichen Praxen in den
Landkreisen (Steuerung am LGL);

Aufbau und Betrieb eines S3-Hochsicherheitslabors auch
im Bereich Gentechnik im Rahmen der experimentellen
Uberwachung gentechnischer Anlagen beim Vollzug des
Gentechnikgesetzes;

Blindelung der in Bayern angesiedelten Ressourcen durch
Kooperationen mit bayerischen Universitaten im Dienst
der 6ffentlichen Gesundheit (Pettenkofer School of Public
Health);

Ubernahme der Informationspflichten des StMUG an die
Zentralstelle der Lander fur Gesundheitsschule Uber die
im Arzneimittelbereich in Bayern tatigen Behorden, Er-
weiterung der Arzneimitteluntersuchungsstelle um die
routinemaRige Untersuchung von Medizinprodukten
(Planproben - VO (EG) 765/2008); geplant: Erstellung von
Jahresstatistiken tiber die Uberwachung der Medizinpro-
dukte in Bayern;

Durchfiihrung von Projekten im Bereich Gesundheits-
schutz- und Gesundheitsvorsorge im Rahmen der Nut-
zung neuer Technologien wie zum Beispiel der Nanotech-
nologie im Auftrag des StMUG, Ubergreifende toxikologi-
sche Risikoabschatzung durch Verknipfung von Belas-
tungsdaten aus allen flir den Menschen relevanten
Zufuhrpfaden;

Ausbau der umweltmedizinischen Gesundheitsvorsorge
bei wissenschaftlich diskutierten neuen Belastungs-
szenarien unter Berlicksichtung sensibler Gruppen wie
Allergiker, Neugeborene und Kleinkinder durch Aufbau
von neuen Methoden und orientierenden Messungen in
unterschiedlichen Matrizes (wie Hausstaub, Kérpergewe-
ben);

Ubertragung der Aufgaben im Bereich der Stillforderung
in Bayern mit zahlreichen Einzelmafinahmen;
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Aufbau der Spezialeinheit Infektionshygiene, umfang-
reiche Aufgabenmehrung im Zusammenhang mit der Bay-
erischen MedHygV;

Einrichtung einer Briickenprofessur ,,Public Health Policy
& Administration” an der LMU Mdinchen im Rahmen der
von LGL, Helmholtzzentrum Minchen und Ludwig-Maxi-
milians-Universitat Minchen gemeinsam getragenen Pet-
tenkofer School of Public Health (PSPH);

Aufbau eines neuen Sachgebietes ,Versorgungsqualitat,
Gesundheitsékonomie, Gesundheitssystemanalysen” am
Landesinstitut fir Gesundheit in Vorbereitung auf eine
neue Dienststelle in Niurnberg (Haus der Gesundheit
Bayern);

Einrichtung eines webbasierten Gesundheitsatlas Bayern
mit einer Vielzahl geografisch gegliederter gesundheitsre-
levanter Zahlen und Indikatoren;

Aufbau eines neuen Sachgebietes ,Bayerische Gesund-
heitsagentur” am Landesinstitut fir Gesundheit mit
Schnittstellen zur bayerischen Gesundheitswirtschaft mit
kiinftigem Dienstsitz in NUrnberg;

Aufbau eines neuen Sachgebietes , Bayerisches Zentrum
fir Pravention und Gesundheitsférderung (ZPG)" am Lan-
desinstitut fur Gesundheit mit Schnittstellen zur Landes-
zentrale flr Gesundheit Bayern e. V. und weiteren Part-
nern in Wissenschaft, Praxis und Politik mit kinftigem
Dienstsitz in Nurnberg;



e Ubertragung der Funktion eines Kommunalbiiros fiir die
arztliche Versorgung im landlichen Raum an das Sach-
gebiet ,Versorgungsqualitat, Gesundheitsékonomie, Ge-
sundheitssystemanalysen” zur Unterstitzung der Kom-
munen und zur Mitgestaltung der im neu verabschiedeten
Versorgungsstrukturgesetz vorgesehenen Handlungs-
spielrdume der Lander;

Lebensmittelsicherheit und
Verbraucherschutz

e Ubernahme der Prifung der Antrage fir neuartige
Lebensmittel;

e Mitarbeit am Europaischen Netzwerk fir GVO Labora-
torien (ENGL) auf Grundlage der Verordnung (EG) Nr.
1829/2003 Uber genetisch veranderte Lebensmittel und
Futtermittel;

» Zusatzliche Uberpriifung der umfangreichen Mitteilungs-
pflichten Uber Inhaltsstoffe in Tabakerzeugnissen nach
Tabakproduktverordnung und Uberpriifung der Zulassung
von Priflaboratorien (ab 2003);

e |nitiierung der Veranstaltungsreihe ,SchleiRheimer Fo-
rum”;

e Beginn der systematischen Untersuchung von Lebens-
mitteln auf Acrylamid im Rahmen eines bundesweiten
Minimierungskonzeptes;

* Beginn des nach EU-Recht notwendigen Verfahrens zur
Validierung von Untersuchungsmethoden zum Nachweis
von Tierarzneimittelriickstanden;

e Einfihrung der Untersuchungspflicht von Streptomycin in
Honig nach Anwendung dieses Antibiotikums zur Feuer-
brandbekdmpfung wéahrend der Obstblite; Zusammen-
arbeit und Informationsaustausch mit den Bodensee-
anrainern Baden-Wiirttemberg, Schweizer Kantonen und
dem Land Vorarlberg;

e Einflhrung von Schwerpunktlaboren fir Untersuchungen
verschiedener Tierarzneimittelrickstande;

e Schaffung des Arbeitskreises ,Bier und Bieréhnliche Ge-
tranke” an der Dienststelle Wirzburg. In diesem Arbeits-
kreis sind Personen der Uberwachung und der Brauwirt-
schaft vertreten;

e Etablierung der miniaturisierten Multimethode (QuE-
ChERS) flr Pflanzenschutzmittelriickstande in pflanz-
lichen Lebensmitteln;

e Breite Einflhrung der LC-MS/MS-Technik in der Rck-
standsanalytik mit einer deutlichen Erweiterung des Wirk-
stoffspektrums;

e Konzentration der Blutalkoholuntersuchungen fir ganz Bay-
ern am Standort Erlangen (jahrlich circa 25.000 Blutproben);

e Aufnahme der Kontrolle der Kennzeichnung von gentech-
nisch veranderten Futtermitteln;

e Nationale Zulassung als erstes und bisher einziges deut-
sches Olivendlpanel in der amtlichen Lebensmittellber-
wachung;

e Beginn der Betreuung und Durchfihrung zahlreicher
durch das StMUG geférderter Projekte zur Entwicklung
moderner Untersuchungsverfahren im Lebensmittelbe-
reich sowie der Betreuung von Diplom-, Master- und Dok-
torarbeiten in Kooperation mit der LMU Muinchen, der TU
Mdinchen und der Tierarztlichen Hochschule Hannover,
der FAU Erlangen und Fraunhofer-Instituten;
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* Nachweis des ersten nicht zugelassenen gentechnisch
veranderten Organismus (Papaya) in Europa;

e Aufbau und Akkreditierung des einheitlichen Qualitats-
managementsystems;

e \lerstarkte Untersuchung von Bedarfsgegenstanden und
Kosmetika aufgrund ihrer Einbeziehung in nationale Kont-
rollprogramme (Bundesweiter Uberwachungsplan (BUp)
ab 2005, Bundesweites Monitoring ab 2010);

Verlagerung der Kontaktstelle Bayerns im EU-Schnell-
warnsystem flr Lebens- und Futtermittel vom StMUG an
das LGL; damit Ubernahme neuer Steuerungsaufgaben in
der Lebensmitteliiberwachung verbunden. Sichtung von
circa 9000 Meldungen und Bearbeitung von circa 650 Vor-
gangen jahrlich;

Aufbau des Arbeitsbereichs ,Marktliberwachung im
stofflichen Verbraucherschutz” und Implementierung in
das Sachgebiet , Bedarfsgegenstande”;

Ubernahme des Nachweises von gentechnisch verander-
ten Bestandteilen in Saatgut, Ubernahme Experimentelle
Kontrolle von GVO-Freisetzungen;

Ersterstellung eines Handbuchs zur Durchfiihrung des Na-
tionalen Rickstandskontrollplans (NRKP) in Bayern und
der Ubertragung der Gesamtzustandigkeit fiir die Planung
aller NRKP-Proben in Bayern und Verteilung dieser Pro-
ben auf die Kreise und kreisfreien Stadte auf der Basis sta-
tistischer Daten zu Tierbestdnden und Schlachtungen;

Implementierung einer regelmaligen Absicherung aller
Hemmstoff-positiven Proben in Bayern mit Nachweis und
Bewertung vorhandener Antibiotikarlckstande;

e Einfihrung zahlreicher Projekte und Sonderprogramme
wie zum Beispiel das EU-Projekt ,TRACE";
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e |nitiierung einer regelmaRigen Fachtagung Gentechnik fir
Umwelt und Verbraucherschutz;

e Systematische risikoorientierte Beurteilung der Nahrungs-
erganzungsmittel-Anzeigen bayerischer Inverkehrbringer;

e Mitarbeit an der Neukonzeption der Datenlbermittlung in
der amtlichen Lebensmittel- und Veterinariberwachung
auf Bundesebene;

e Erstmalige Beteiligung an einem EU-Twinning-Projekt in
der Turkei, dem zahlreiche weitere folgen;

e Koordinierung des bundesweiten Systems fir die zentrale
Erfassung von Ausbrichen lebensmittelbedingter Infekti-
onen und Intoxikationen fur den Freistaat Bayern (ZEVALI,
BELA) als neue Aufgabe des LGL;

e Einrichtung und Betreuung einer Verbraucherhotline flr
Hinweise zur Lebensmittelsicherheit;

e Einrichtung und Betreuung einer Internet-Plattform , Le-
bensmittelwarnungen” fur offentliche Ruckrufe in Ab-
stimmung mit dem StMUG, ab 2010 eigene Zustéandigkeit
des LGL;

e Einrichtung des Notfallhandys ,Lebensmittel” (24h-
Rufbereitschaft des LGL);

e Einrichtung des ,Lenkungskreis Lebensmittel” zur Koor-
dinierung von fachgebietslibergreifenden Fragestellun-
gen (Untersuchungen und Bewertungen) und Erarbeitung
gemeinsamer Konzepte;

e Einrichtung des , Lenkungskreis Wasser" als abteilungs-
Ubergreifende Schnittstelle fir wasserchemische Frage-
stellungen und Kontaktstelle zum StMUG;

 Ubernahme der Priifung der Anzeigen fiir neue Nahrungs-
erganzungsmittel;



Durchflihrung der gemaf’ TAppV vorgeschriebenen prakti-
schen Ausbildung von Tiermedizin-Studenten in der 6f-
fentlichen Veterinarverwaltung in den Laborbereichen
des LGL;

Einrichtung der , Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit”
am LGL mit zunachst auf 35 Personen konzipierter Perso-
nalstarke als Dienstleister: Entwicklung von Schwachstel-
lenanalysen und Uberwachungskonzepten, fachliche und
rechtliche Unterstlitzung der Vor-Ort-Behorden im Einzel-
fall sowie Koordination des Krisenmanagements in Bayern
flr den Lebensmittelbereich;

Sukzessiver Ubergang der Aufgaben des Mobilen Veteri-
nardienstes Bayern auf die Spezialeinheit in den Berei-
chen Lebensmittel- und Fleischhygiene, Tierseuchen und
Tierarzneimittel;

Beginn von Kontrollprojekten, wie zum Beispiel des
Projekts , EU-zugelassene Kihlhduser”

Weiterbildung der Mitarbeiter der Spezialeinheit zu Ermitt-
lungspersonen der Staatsanwaltschaft;

Ubertragung der Zustandigkeit fiir tiberregionale Kontroll-
maRnahmen im Lebensmittelbereich (Betriebskontrollen
einschlieRlich Dokumentenkontrollen);

Beginn von breit angelegten Untersuchungen von zimthal-
tigen Lebensmitteln auf Cumarin wegen haufigen Uber-
schreitungen des Grenzwertes der Aromenverordnung;

Etablierung einer empfindlichen Analysemethode flr per-
fluorierte Verbindungen in tierischen und pflanzlichen Le-
bensmitteln und Trinkwasser. Beginn von Schwerpunkt-
und Hintergrunduntersuchungen zur Erkennung von Prob-
lemgebieten und Unterstlitzung von MinimierungsmafR-
nahmen;

Etablierung der Analytik dioxin-ahnlicher Polychlorierter
Biphenyle (dI_PCB) mit GC-HRMS;

Etablierung des Arbeitskreises , Mykotoxine” zwischen
Zoll, Kreisverwaltungsbehorden, Regierungen, Ministe-
rium und LGL;

Koordination und Ausschreibung flr eine landesweite
EDV (TIZIAN) im gesundheitlichen Verbraucherschutz.
Projekt TIZIAN wird am LGL entwickelt und an den KVB in
Bayern implementiert und durch das LGL administriert
(derzeit circa 2000 Benutzer);

Ubernahme der Aufgabe des Qualitdtsmanagementbe-
auftragten Bayern;

Tierarztliche Weiterbildungsstatte fir die Gebiete Lebens-
mittel (Fachtierarzt fir Lebensmittel) und Fleischhygiene
(Fachtierarzt fur Fleischhygiene);

Einrichtung eines runden Tisches von LGL und LFL zum
Erfahrungs- und Wissenstransfer von Kenntnissen im
Bereich der Pflanzenschutzmittel;

Entwicklung und Durchfiihrung eines Jahreskontrollpro-
gramms zur Organisation von risikoorientierten Kontrollen
Uberregional tatiger Lebensmittelbetriebe;

Aufarbeitung, Koordination und Aufklarung von grofRen,
auch in den Medien viel beachteten , Lebensmittelskan-
dalen”;

Einrichtung und laufende Betreuung eines Qualitatszirkels
.Tierische Nebenprodukte”;

Einflhrung eines investigativen Ansatzes in die Lebens-
mittelliberwachung, unter anderem durch langfristige Ab-
ordnung eines Kriminalpolizisten zur Spezialeinheit (Multi-
plikatorenfunktion);

Aufbau eines Netzwerkes mit Staatsanwaltschaften, Poli-
zei- und Zollbehdrden; Hospitationen von Mitarbeitern der
Spezialeinheit bei Dienststellen der Kriminalpolizei und
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des Zolls; Einrichtung standiger Arbeitsgruppen mit der
Zollverwaltung;

e Einrichtung und laufende Betreuung eines Arbeitskreises
,Wild” gemeinsam mit anderen im gesundheitlichen Ver-
braucherschutz tatigen Behorden; Entwicklung eines bay-
ernweit einheitlichen Konzeptes zur effizienten Uberwa-
chung von Wildbetrieben;

Uberfiihrung des bisherigen Jahreskontrollprogramms in
ein formalisiertes , Kontrollprogramm Lebensmittelsicher-
heit”, das 108 Betriebe umfasst und das unterschiedliche
Arten von Risiken in einem Drei-Sdulen-Modell abbildet;
stufenweise Umsetzung ab 01.01.2008;

Weiterer Aufbau des Personalkdrpers der Spezialeinheit
auf circa 90 Mitarbeiter; intensives Einarbeiten dieser Mit-
arbeiter in die Verwaltung und Organisation des gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes; nach Erreichen der Per-
sonalsollstéarke jahrlich circa 300 Kontrollen von groRen
Lebensmittelbetrieben (Kontrollumfang und Kontrolltiefe
in neuer Qualitat);

Einflhrung projektierter Schwerpunktuntersuchungen
nach konkreten Risikoprofilen;

Beurteilung der Erstpriifberichte von Novel-Food-Antra-
gen;

Einrichtung eines Arbeitskreises der mit der Analytik von
perfluorierten Verbindungen befassten Stellen in Bayern
(LfU, LGL, Fraunhofer Institut IVV und weitere) zur Ab-
stimmung und Weiterentwicklung der Analytik dieser neu
als Umweltkontaminanten in den Brennpunkt gerlickten
Verbindungen;

Etablierung der Bestimmung von Kontaminanten (Diiso-
butylphthalat und Photoinitiatoren) in Papierverpackungen
und darin verpackten Lebensmitteln (Uberpriifung der
Wirkung der freiwilligen Selbstverpflichtung der Indust-
rie);
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e Ubernahme der Informationspflichten im Rahmen des
Verbraucherinformationsgesetzes;

e Aufbau eines Importkontrollplans und Aufnahme von Riick-
standsuntersuchungen bei importierten Lebensmitteln;

e Einflhrung eines neuen Laborinformations- und Manage-
ment-Systems LIMS-Z (als Pilotprojekt im Trinkwasser-
Bereich);

e Einflhrung verstarkter Schwerpunktkontrollen (zum Bei-
spiel in Wild be- und verarbeitenden Betrieben sowie in
Brauereien, Backereien und bei Teeherstellern und Impor-
teuren);

e \Weiterentwicklung des Qualitdtsmanagementsystems
fir die bayerische Lebensmitteliberwachung und Veteri-
narfachverwaltung durch Neuentwicklung und Anpas-
sung von Priflisten und Verfahrensanweisungen;

e Erstmals Vorbereitung und Begleitung von FVO-Inspekti-
onen;

e ,Melamin-Skandal” in China. Schwerpunktkontrollen ftr
Lebensmittel aus Asien mit Milchbestandteilen und Saug-
lingsmilchprodukten allgemein;

e Erweiterung des , Notfallhandy Lebensmittel” zur zentra-
len Alarmierungsstelle fir Lebens- und Futtermittelsi-
cherheit (24h-Rufbereitschaft in Bayern fir alle Vorgange
im Bereich Lebens- und Futtermittel, Tiergesundheit);

e \erstarkte Einfuhrkontrollen fir ,auffallige” pflanzliche
Lebensmittel;

e Ubernahme der Aufgabe der Rechtsformlichkeitspriifung
von zu genehmigenden neuen oder Uberarbeiteten Quali-
tatsmanagement-Dokumenten im gesundheitlichen Ver-
braucherschutz und im Veterinarwesen;



e \Vermehrter Umfang der Priifung von Dokumentationen zu
GMP und Konformitat im Sinne der VO (EG) 1935/2004,
VO (EG) 2023/2006, Richtlinie 2007/19/EG im Bereich
Bedarfsgegenstéande mit Lebensmittelkontakt;

e Erstellung und Umsetzung eines Konzepts zur Uberwa-
chung der Anforderungen zu Good Manufacturing Practice
im Lebensmittelbedarfsgegenstandebereich in Bayern;

e Einbindung von Betriebskontrollprogrammen in das BUp
unter intensiver Mitwirkung des LGL;

e Abschluss des EU-Projekts TRACE (Tracing food commo-
dities in Europe);

e Einrichtung und Betreuung der zentralen Anlaufstelle fur
Bayern in Fragen der Ausstellung von Veterinarzertifikaten
bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr sowie Beratung und Un-
tersttzung der Vor-Ort-Behorden (Koordination, Verein-
heitlichung);

e Gesamtleitung des Projektes , Akkreditierung von Trichi-
nenuntersuchungsstellen”;

e Ubertragung des Projekts ,Risikoorientierte Fleischunter-
suchung” vom StMUG an das LGL;

e Beurteilung der gesundheitsbezogenen Angaben nach
Health-Claims-Verordnung unter Bericksichtigung von
aktuellen Gutachten der EFSA;

e Einfilhrung von Betriebskontrollen zur Dokumentenpri-
fung im Hinblick auf GMP und Konformitat im Bereich Be-
darfsgegenstande mit Lebensmittelkontakt;

e Analytische Differenzierung verschiedener Bindungsfor-
men von Elementen zur Unterscheidung ihrer Toxizitéat;

e Etablierung der Gruppenmethode flr hoch polare Pflan-
zenschutzmittelrlickstéande in pflanzlichen Lebensmitteln;

* Benennung der Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit als
zentrale Koordinierungsstelle in Bayern bei der Bewalti-
gung von Krisenféllen (zum Beispiel Dioxine in Futtermit-
teln, EHEC). Zentrale Sichtung und Auswertung aller ein-
gehenden Informationen, Aufbereitung der Informationen
fur die Vor-Ort-Behorden, zentrale Steuerung von Probe-
nahmen, Betriebskontrollen, Rickverfolgungen von Wa-
renstrémen etc.;

Betreuung der bundesweiten Plattform www.lebensmit-
telwarnung.de, auf der offentliche Warnungen vor nicht
sicheren Lebensmitteln veréffentlicht werden, soweit be-
troffene Lebensmittel in Bayern im Verkehr sind;

Optimierung der EHEC-Diagnostik bei Lebensmitteln;

Bindelung der chemischen Analytik von Trink- und Bade-
wasser flr Bayern am Standort Erlangen;

Implementierung eines LGL-spezifischen Probenplantools
in die landesweite EDV (TIZIAN) im gesundheitlichen Ver-
braucherschutz. Das Projekt wird am LGL entwickelt, von
circa 100 wissenschaftlichen Sachverstandigen genutzt
und ermdglicht die direkte Datenkommunikation von Pro-
benanforderungen bei den KVB in Bayern. Das Tool wird
durch das LGL administriert;

Beginn des Sonderuntersuchungsprogramms ,, Pflanzen-
schutzmittelrickstande und deren Metabolite in Trink-
wasser" zur Statuserhebung der Qualitat des bayerischen
Trinkwassers;

Etablierung der Analytik bromierter Flammschutzmittel in
Lebensmitteln mittels hochauflésender Massenspektro-
metrie;
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Veterinarwesen

e Einrichtung einer Fachgruppe Tierschutz am LGL zur fach-
lich-wissenschaftlichen Unterstlitzung der bayerischen
Veterindrbehdrden;

e Erméachtigung zur Weiterbildung flr Tierdrzte im Gebiet
. Pathologie” und Zulassung des LGL, Standort Erlangen,
als Weiterbildungsstatte;

e Privatisierung der BSE-Pflichttests, Etablierung des soge-
nannten Labor-Datenscreenings, alle zwei Jahre europa-
weite Ausschreibung der Labor-Dienstleistungen sowie
bayernweites Controlling derselben (inklusive regelmafi-
ger Laborbegehungen);

e Einrichtung und Leitung des Arbeitskreises , Bayerische
Sachkundeprifung” im Bereich Tierschutz;

e Zulassung als Weiterbildungsstatte zum Fachtierarzt fir
Tierschutz;

e Umsetzung der neuen TierschutzHundeVO durch Bereit-
stellung von Vollzugshinweisen;

e erstmals Ubernahme von Aufgaben bei der Aus- und Fort-
bildung der Amtstierarzte, Veterinarassistenten und Ver-
waltungsbeamten im Bereich Tierschutz;

e Mitarbeit in Bund/Lander-Arbeitsgruppen zur Tierschutz-
Schlachtverordnung und zur Durchfiihrung von Tierborsen
sowie in der Lander-Projektgruppe Nutztierkontrollen;
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e Akkreditierung der diagnostischen Laborbereiche nach
DIN EN ISO/IEC 17025;

e Start und Steuerung des freiwilligen BVDMD-Bekamp-
fungsverfahren in Bayern und Durchfihrung der anfallen-
den Laboruntersuchungen (circa 12.500 von circa 50.000
milchviehhaltenden Betrieben nehmen teil, jahrlich circa
132.000 Untersuchungen);

e Kooperationsvertrag mit der Tierarztlichen Fakultat der
LMU Minchen;

* Beginn des Langzeit-Monitoring zum Influenza A-Virusge-
schehen in Wildvogeln;

e Erméachtigung zur Weiterbildung flr Tierarzte im Gebiet
. Pathologie” und Zulassung des LGL, Standort Ober-
schleiltheim, als Weiterbildungsstéatte;

® Beginn der Begehungen der bayerischen Zoos im Zusam-
menhang mit der Umsetzung der Richtlinie 1999/22/EG;

e Einbindung der veterinarmedizinischen Laboratorien in
das akkreditierte Qualitdtsmanagementsystem;

e Auflésung des MVD (=mobiler Veterinardienst): alle Auf-
gaben des MVD werden auf das LGL Ubertragen (neben
dem Bereich Lebensmittel auch in den Bereichen Tierseu-
chenbekampfung und Uberwachung des Verkehrs mit
Tierarzneimitteln);

o Aktualisierung und Uberarbeitung der Tierseuchenbe-
kampfungshandbticher;

e \Weiterentwicklung tierschutzkonformer Totungsverfah-
ren fr den Tierseuchenfall;



e Anschaffung einer mobilen Elektrotétungsanlage fir Ge-
fligel und Regelung von Einsatz und Wartung, auch der
bereits vorhandenen Geratschaften;

e Etablierung von sogenannten Spezialistengruppen mit
Spezialwissen fir die Bekdampfung von Tierseuchen (ne-
ben der bereits bestehenden Gruppe der Epidemiologen
Etablierung einer Gruppe von Spezialisten fur die Totung
im Tierseuchenfall, fir Reinigung und Desinfektion und fir
die EDV-technische Abarbeitung eines Tierseuchenfalles);

Beginn der regelmaRigen Schulung der Spezialistengruppen;

Erstmals Ubernahme von Aufgaben bei der Aus- und Fort-
bildung der Amtstierarzte und Veterindrassistenten in den
Bereichen Tierseuchenbekampfung und Uberwachung
des Verkehrs mit Tierarzneimitteln;

Mitarbeit in Bund-Lander-Arbeitsgruppen Maul- und Klau-
enseuche, Klassische Schweinepest und Totung im Seu-
chenfall;

Ubertragung der Steuerung des behordlichen Verfahrens
zur Abgabe der Varroabekampfungsmittel auf das LGL;

Wildvogelsterben aufgrund der H5N1-Influenzainfektio-
nen (Vogelgrippe) setzt den Start fur langfristige Untersu-
chungen des LGL in Kooperation mit dem Bayerischen
Jagdverband zur Bedeutung einheimischer Wildtiere als
Reservoir fir Infektionserreger;

Einstellung der am LGL durchgefiihrten BSE-Untersu-
chungen;

Ausbruch der Geflligelpest bei Hausenten, Durchfiihrung
der Laboruntersuchungen und Koordinierung der auf-
grund von Gefllgelpest erforderlichen Tétungsaktionen in
Mittelfranken, der Oberpfalz und Niederbayern und Unter-
stUtzung vor Ort;

® Beginn der Schwerpunktkontrollen der Tierschutzbestim-
mungen in Schlachtbetrieben;

* Inbetriebnahme des Hochsicherheitstrakts in der Veteri-
narpathologie (Fuchsbandwurm, Tollwut);

e Konzeption und Beginn einer flachendeckenden Tuberku-
linisierung aller Rinder tber drei Jahre in einigen Landkrei-
sen des bayerischen Allgaus (Tuberkulose-Projekt bis
Friihjahr 2009);

® 2007 und 2008 Ausbruch der Blauzungenkrankheit mit
umfangreicher Labordiagnostik in Pathologie und Virolo-
gie;

e Erarbeitung von Musterauflagen fir Zirkusbetriebe und
erstmalige Anwendung im Erlaubnisverfahren fir einen
grol3en bayerischen Zirkus;

e Ubertragung der Vergabe der bundesweiten MKS-Vakzi-
nebank an das LGL (Vertragsdauer 4 Jahre);

e Beschaffung von BT-Impfstoff fir eine flachendeckende
Impfung in Bayern (urspriingliche Beschaffung fir risikoo-
rientierte Impfung), Verteilung des BT-Impfstoffes auf
Landkreise;

e Labordiagnostische Begleitung und Uberwachung der
Pflichtimpfung gegen die Blauzungenkrankheit;

e Beginn der Untersuchung zur Prévalenz von OvHV-2-In-
fektionen in bayerischen Mischbetrieben;

e Berufung in die Nationale Arbeitsgruppe am BMELV
.MRSA-Problematik in der Tierhaltung” und Beginn der
wissenschaftlichen Bearbeitung des Themas am LGL in
bayerischen und bundesweiten Forschungsprojekten;

e Erarbeitung von Leitlinien zum tierschutzgerechten Trans-
port von Gehegewild;
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e Einflhrung der neuen Version des Tierseuchennachrich-
tenprogramms (TSN) mit integriertem Krisenverwal-
tungsprogramm (KVP);

e Etablierung und Schulung einer Spezialistengruppe flr die
EDV-technische Abarbeitung eines Tierseuchenfalls
. TSN-Multiplikatoren”;

e Beginn von Schulungen zur Festlegung von ,Verantwort-
lichkeiten im Tierseuchenfall” sowie zur Etablierung von
Arbeitsstaben in den Kreisverwaltungsbehorden und Re-
gierungen in Zusammenarbeit mit der Staatlichen Feuer-
wehrschule Geretsried und dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium des Inneren;

Erstellung der fachlichen Inhalte fir ein bundesweites Zir-
kusregister in der HI-Tierdatenbank;

Neukonzeption der Aus- und Fortbildung flr Veterinarver-
waltung und Wirtschaftsbeteiligte zum Thema tierschutz-
gerechtes Betauben und Schlachten durch Lehrfilm und
Praxisworkshop;

LGL-Initiative zur Grindung eines Veterinary Public Health-
Bereiches im Rahmen eines Graduiertenkollegs zusam-
men mit der LMU;

Aufnahme der Bereiche Tiergesundheit und Tierschutz in
das neue Verfahren zur Alarmierung bei Vorféllen im Be-
reich der Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit aufder-
halb der Dienstzeiten;

Initiative zur Beschaffung und gemeinsamen Nutzung von
High-Tech-Grofsgeraten im Raum Mdinchen (Hochleis-
tungssequenzierung: LGL und Genzentrum der LMU);

Erstmalige Durchfiihrung der Untersuchungen fir das Na-
tionale Zoonosemonitoring im Rahmen der AVV Zoono-
sen Lebensmittelkette;
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* Ende des freiwilligen bayerischen BVD-Bekampfungsver-
fahrens (13.249 Betriebe traten dem Bekdampfungsverfah-
ren bei) — Rickblick auf finf Jahre freiwilliges BVD-Be-
kampfungsverfahren in Bayern und Umstellung auf ein
bundesweites Pflichtbekdmpfungsprogramm;

e Ursachenklarung des mysteridsen Kalberblutens (bovine
neonatale Panzytopenie) zusammen mit der Tierarztli-
chen Fakultat der LMU;

e Beginn eines bayerischen Tuberkulose-Monitorings beim
Rotwild;

e Neubeschaffung eines Transmissionselektronenmikros-
kops;

e Einrichtung und Leitung eines Planungsstabs zur Konzep-
tion einer landkreistbergreifenden Pilottierseuchenlbung
im Regierungsbezirk Oberfranken, mit dem Ziel die Ablau-
fe in und zwischen den Arbeitsstaben ,Veterinarwesen”
aller drei Verwaltungsebenen einzuliben;

e Ersterfassung von Aquakulturbetrieben in Bayern im Rah-
men eines Projekts unter Einbeziehung von Fischwirt-
schaftsmeistern im AufRendienst;



Futtermittel

e Ubernahme des Futtermittelsachgebietes der LfL in das
LGL (Integration des Futtermittelrechts in die EU-Basis-
VO 178/2002); Umsetzung nationaler Kontrollplane in
Bayern;

e Ausbau der mikroskopischen Untersuchungen (Nachweis
tierischer Bestandteile) infolge der BSE-Krise;

e Beginn der Untersuchung auf gentechnisch verdnderte
Zutaten in Futtermitteln zur Kontrolle der Kennzeichnung;

e Referenzlabor fir die Zulassung von Zusatzstoffen (hier
ausschlief3lich Probiotika und pharmazeutisch wirksame
Substanzen);

e Erstmals Einbindung in die Aus- und Fortbildung von Le-
bensmittelchemie-Praktikanten, Amtstierarzten und Vete-
rindrassistenten;

e Beginn mit Projektarbeiten (hier: Altlasten-Projekt: geziel-
te Probenahme von Aufwuchsgebieten mit bekannter Alt-
lasthistorie);

e Umsetzung des Nationalen Kontrollplans (Rahmenkon-
trollplan) fir die Jahre 2007 bis 2011;

e Beteiligung bei der Einfihrung einer einheitlichen EDV-
Lésung (TIZIAN) in der bayerischen Futtermitteliberwa-
chung;

e Mitarbeit bei der Entwicklung eines Konzepts zur Neuord-
nung der Aufgaben in der Futtermitteliberwachung und
Ubernahme der darin dem LGL zugeordneten Aufgaben;

e Seit 2009: Fachliche Prifung der Schnellwarnungen in-
nerhalb des RASFF im Futtermittelbereich;

e Risikoorientierte Schwerpunktuntersuchungen (Melamin;
PFT; Dioxine; Leinsamen-/Mais-GVO; Heimtiernahrung);

e In Zusammenarbeit mit dem StMUG und der ROB Neu-
strukturierung der QM-Dokumente/-Vorgaben im Bereich
Futtermitteliberwachung;

e Entwicklung eines neuen Risikobewertungssystems flr
Betriebe (RIA) im Bereich Futtermittel in Zusammenarbeit
mit der ROB;

e Auch im Futtermittelbereich Integration des LGL bei Ra-
dioaktivitdtsmessungen. Die an das integrierte Mess- und
Informationssystem (IMIS) des Bundes vom LfU gemel-
deten Ergebnisse werden automatisch auch an das LGL
gemeldet;

e Das in Bayern entwickelte Verfahren der Risikoanalyse
wird durch Aufnahme in das neue Kontrollprogramm
Futtermittel fir die Jahre 2012 bis 2016 bundesweit Uber-
nommen;
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Kosmetika

e Einbeziehung von Kosmetika in nationale Kontrollprogram-
me (BUP ab 2005, Monitoring ab 2010);

e Zertifikatserstellung fur Kosmetikexporte nach China;

e \Vermehrter Umfang und Bedeutung von Produktunterla-
genprifung im Kosmetikbereich: insbesondere Sicher-
heitsbewertungen, Wirknachweise, Spezifikationen;

Akademie fiir Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit - AGL

e Aufbau der Akademie fiir Gesundheit, Erndhrung und Ver-
braucherschutz (AGEV; jetzt AGL) mit Zustandigkeiten flr

- die Ausbildung von Lebensmittelchemikern, Amtstier-
arzten, Amtsarzten, Lebensmittelkontrolleuren, Veteri-
narassistenten, Hygienekontrolleuren, Sozialmedizini-
schen Assistentinnen sowie den Fachlehrgang Ernah-
rung,

- die fachliche und lberfachliche Fortbildung der genann-
ten Berufsgruppen sowie der Sozialpadagogen, Pharma-
zeuten und Gewerbeaufsichtsbeamten,

- die Integration der staatlichen Berufsfachschule fir vete-
rindrmedizinisch-technische Assistentinnen;
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e Ubernahme der Akademie fir Arbeits-, Sozial- und Um-
weltmedizin (ASUMED) vom Bayerischen Landesamt fir
Arbeitsschutz, Arbeitsmedizin und Sicherheitstechnik;

e Start eines eigenen, jahrlichen LGL-Inhouse-Fortbildungs-
programms mit zundchst 260 Teilnehmern an 25 Seminar-
terminen;

e Durchfihrung des Kongresses ,,Risikoanalyse, Risikoma-
nagement, Risikokommunikation — Strategien im Gesund-
heits- und Verbraucherschutz” in Wirzburg;

e Ubernahme des Uberfachlichen Fortbildungsprogramms
fir den kompletten Geschaftsbereich aus dem Ministeri-
um;

o Ubernahme der Zustandigkeit fur die jahrliche Pflichtfort-
bildung von amtlichen Tierarzten (circa 950 Teilnehmer,
circa 16 Veranstaltungstermine);

e Start des in 2-jéhrig__em Rhythmus durchgefihrten LGL-
Kongresses fir den Offentlichen Gesundheitsdienst;

e Ubernahme der Zustandigkeit fur die jahrliche Pflichtfort-
bildung von amtlichen Fachassistenten (circa 500 Teilneh-
mer, circa 9 Veranstaltungstermine);

e Ubernahme der Zustandigkeit fir die Aus- und Fortbildung
der Futtermittelkontrolleure in Bayern;

e Ubernahme der Zustandigkeit fiir den Theorielehrgang zur
Ausbildung der amtlichen Fachassistenten (Neukonzepti-
on und jahrliche Durchfiihrung des Rotfleischlehrgangs
einschlieRlich Priifung, 4,5 Monate Dauer);



e Konzeption und Durchfiihrung des Sonderfortbildungspro-
gramms 2007 ,Qualifizierungsoffensive zur Optimierung
der Lebensmittelsicherheit” (20 zuséatzliche, neu konzi-
pierte Seminare mit 4736 Teilnehmer);

° Amtsarzt-Lehrgang in Kooperation mit der LMU Minchen
erstmals mit der Mdéglichkeit zum Masterstudium;

e Neukonzeption und jahrliche Durchfiihrung des Weif3-
fleischlehrgangs einschlief3lich Prifung (drei Wochen
Dauer) im Rahmen der Ausbildung zum amtlichen Fach-
assistenten;

e Konzeption und Durchfiihrung des Sonderfortbildungspro-
gramms 2008 , Qualifizierungsoffensive zur Optimierung
der Lebensmittelsicherheit” mit 4621 Teilnehmern;

* Neukonzeption und Durchfihrung eines modularen Lehr-
gangs fur Futtermittel-Probenehmer;

e Einfihrung des Brlckenkurses ,Clinical Effectiveness” in
Kooperation mit der LMU Mdinchen;

e Erstmals differenziertes Fortbildungsangebot fir amtliche
Tierarzte mit zehn verschiedenen Fortbildungsthemen an
34 Veranstaltungsterminen;

e Konzeption und Durchflihrung eines umfangreichen Schu-
lungsprogramms nach der Einfihrung des neuen EDV-
Programms BALVI iP bei den Veterinar- und Lebensmittel-
Uberwachungsbehorden;

e Ausrichtung der 5. Jahrestagung des EU geforderten Pro-
jektes , TRACE — Tracing Food Commodities in Europe”;

e Erreichter Aus-, Fort- und Weiterbildungsumfang 2009:

- 467 Seminartage mit 6.585 Teilnehmern in der Fortbil-
dung

- 14 Lehrgange mit 497 Teilnehmern und 4565 Unter-
richtsstunden in der Aus- und Weiterbildung;

e Neue Aufgabe: Ubernahme der Aufgaben als zustindige
Stelle nach dem BBIG fiir Sozialversicherungsfachange-
stellte;
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Arbeitsschutz und Produktsicherheit

e Zum 31.07.2005 wurden das LfAS aufgelost und die we-
sentlichen Aufgaben mit stark reduziertem Personal in
das LGL integriert;

e Die Laboruntersuchungen und die Erstellung von Proben-
planen wurden auf das ADZ Nord in Erlangen Ubertragen;

e Entwicklung, Abstimmung und Verabschiedung des Jah-
resplans flr Projektarbeiten der bayerischen Gewerbeauf-
sicht als Daueraufgabe;

e Fertigstellung der Zoonosen-Website;

e Standige Aktualisierung des Bereichs Produktsicherheit
des Verbraucherinformationssystems VIS;

e Ubernahme der Aufgaben der Leitstelle Chemikalienrecht
fur die Gewerbeaufsichtsverwaltung;

e Einrichtung und Betreuung einer REACH-Infoline in Zu-
sammenarbeit mit dem LfU;

e Prifung und Begutachtung von 175 Verbraucherproduk-
ten in der Zentralen Gerateuntersuchungsstelle; Beispie-
le: Gasdruckfanfaren, Horverstéarker, Leuchten;

e Uberarbeitung und Aktualisierung des curricularen Lehr-
plans fir den gehobenen und hoheren technischen Ge-
werbeaufsichtsdienst;
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e Betreuung des neuen Lehrgangs des gehobenen techni-
schen Gewerbeaufsichtsdienstes mit Beginn am
01.10.2007;

e Start des Projekts zum Elektro- und Elektronikgesetz;

e Ubernahme von Zustandigkeiten im Rahmen des Elektro-
und Elektronikgerategesetzes (ElektroG);

e Beteiligung an der Vorbereitung und Durchflihrung der An-
stellungsprifungen fir den technischen Gewerbeauf-
sichtsdienst;

e Ubernahme der Organisation der Durchfiihrung der Ge-
meinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA) fir
die bayerische Gewerbeaufsicht;

e Neustrukturierung einer Abteilung Arbeitsschutz und Pro-
duktsicherheit; umweltbezogener Gesundheitsschutz;

e Die Umstellung des ,Vorschriften- und Regelwerkes
VRW" auf das ,Fachinformationssystem der Gewerbe-
aufsicht FSG"” wurde nach umfassenden systematischen
Anderungen fertiggestellt;

e Methodisch-didaktische Erweiterung in den Modulen der
Fachausstellung zum Arbeitsschutz hin zur interaktiven
Vermittlung von Lerninhalten;

e Start der Bayern-Tour fir die Thematik Chemikaliensi-
cherheit mit der Wanderausstellung ,GHS" fir global har-
monized system;



e Zusammenfihren der Aufgaben Produktsicherheit, Spiel-
zeug, stofflicher Verbraucherschutz im Sachgebiet AP5;

e Ubernahme der Labors fiir chemische Spielzeuguntersu-
chungen und chemische Untersuchungen im Rahmen der
Marktlberwachung am Standort Erlangen;

e Einrichtung eines Laborbereiches fir Messungen im Rah-
men des Human-Biomonitorings;

e Erarbeitung und Durchflihrung eines Qualifizierungs- und
Umsetzungskonzepts zur Integration psychischer Belas-
tungen in die Aufsichtstatigkeit der Gewerbeaufsicht;

* Entwicklung eines Erhebungsinstruments zur Evaluation
von landerbezogenen Arbeitsschutzaktivitaten (SCORE-
BOARD) und Durchfiihrung der Evaluation;

e Etablierung von Bioaerosolmessungen an Arbeitsplatzen;

* Modernisierung der Laboreinheit zur Messung von Fremd-
stoffen am Arbeitsplatz und der Normalbevélkerung;

e Beginn der Einrichtung eines NANO-Labores zur Darstel-
lung der analytischen und gesundheitlichen Aspekte im
Zusammenhang mit der Nanotechnologie;

* Methodenentwicklung zur Analytik neuartiger persisten-
ter und toxikologisch bedeutsamer Stoffe im haus- und
luftgetragenen Staub, Blut, Muttermilch;

e Ubernahme der Zustandigkeit fir umweltmedizinisch ori-
entierte Innenraumluftmessungen und Beginn der labor-
maRigen Umsetzung;

e Entwicklung eines Messekonzeptes flr die Bayerische
Gewerbeaufsicht auf Basis des neuen Marketing- und
Kommunikationskonzeptes;

e Durch Anderungen im Medizinprodukterecht, die zum 21.
Marz 2010 in Kraft getreten sind, wurden zusatzliche Auf-
gaben bei der Uberwachung von klinischen Priifungen mit
aktiven Medizinprodukten Gbernommen;

e Erweiterung der Aufgaben der Leitstelle Chemikaliensi-
cherheit im Rahmen des Vollzugs der REACH-Verordnung
(REACH-IT, HELPNET);

e Mitarbeit im Rahmen der Nationalen Stillkommission
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	Fazit

	Handeln
	Überwachung
	Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit
	Betriebskontrollen
	Multiplikator
	EU-Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel
	Futtermittelsicherheit
	Tierarzneimitteln
	Tierschutz
	Qualität will gelernt sein
	Zentrale Aufgabe: Aus- bzw. Weiterbildung
	Schwerpunkt Fachfortbildung
	Überfachliche Fortbildung und Inhouse-Schulungen
	Die ASUMED
	Die MTA-V-Schule
	Ausblick

	Europa
	Europa
	Novel Food
	Nahrungsergänzungsmittel
	Chemikaliensicherheit
	Das Chemikalienrecht mit Schwerpunkt REACH
	REACH-Infoline am LGL
	Neue Gefahrensymbole
	Sachkundeprüfung
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